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BMBF Bundesministerium für Bildung und Forschung 

BMI Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat 

BMU Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit 

BMUB Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit 

BMBF Bundesministerium für Bildung und Forschung 

BMVBS Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 

BMWi Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 

BRD Bundesrepublik Deutschland 

CO2 Kohlenstoffdioxid 

CO2e Kohlenstoffdioxid-Äquivalent  

(carbon dioxide equivalent, nach ISO 14067-1 Pre-Draft) 

DIN Deutsches Institut für Normung 

EA Energieagentur 

g Gramm 

Ifeu Institut für Energie- und Umweltforschung Heidelberg gGmbH 

Index th Wärme 

Index el Elektrische Energie 

KSP Klimaschutz-Planer 

kWh Kilowattstunden 

kW Kilowatt 

KWK Kraft-Wärme-Kopplung 

m² Quadratmeter 

MaStR Marktstammdatenregister 

MWh Megawattstunden 

NGF Nettogrundfläche 

RLP Rheinland-Pfalz 

t Tonne 

THG Treibhausgase 
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1 Projektrahmen und Ausgangssituation 

 

1.1 Aufgabenstellung 

Das Klimaschutzkonzept der VG Westerburg hat folgende Aufgabenstellung und Zielsetzung:  
 Schaffung einer einheitlichen Datengrundlage und Transparenz über den Energiever-

brauch und die anfallenden CO2e-Emissionen in allen klimarelevanten Bereichen, wie die 

kommunalen Liegenschaften, private Haushalte, Gewerbe/Handel/Dienstleistung und In-

dustrie sowie Verkehr.  

 Entwicklung eines Handlungskonzepts mit Staffelung von kurz-, mittel- und langfristig re-

alistisch umsetzbaren Maßnahmen zur Energieeinsparung, Energieeffizienz und Reduzie-

rung der CO2e-Emissionen sowie Optimierung hin zu nachhaltigen Energieversorgungs-

strukturen, die von den Akteuren in der VG Westerburg umgesetzt werden können. 

 Formulierung von vertretbaren Klimaschutzzielen /Klimaschutzleitbildern, die die kommu-

nalen Potenziale und Gegebenheiten mitberücksichtigen. 

 Motivation der lokalen Akteure zur Mitarbeit bei der Umsetzung der Klimaschutzmaßnah-

men 

Mit dem Klimaschutzkonzept erhält die VG Westerburg eine Datengrundlage und ein Umsetzungs-

werkzeug, um die Energie- und Klimaschutzarbeit sowie die zukünftige Klimastrategie konzeptio-

nell, vorbildlich und nachhaltig zu gestalten.  

 
 

1.2 Arbeitsmethodik 

Basis der Erarbeitung des integrierten Klimaschutzkonzepts bildet ein durch die VG Westerburg 

und die TSB abgestimmtes Anforderungsprofil. Des Weiteren werden die Anforderungen, die sich 

insbesondere aus der Richtlinie „zur Förderung von Klimaschutzkonzepten im kommunalen Um-

feld - Kommunalrichtlinie“ des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicher-

heit in der Fassung vom 22. Juli 2022 (BMU, 22. Juli 2020) sowie des Hinweisblattes „für strate-

gische Förderschwerpunkte“ (BMU, 22. Juli 2020) ergeben, berücksichtigt. Die einzelnen Arbeits-

pakete der Konzepterarbeitung werden im Folgenden kurz erklärt. Die Methodik wird in den je-

weils betreffenden Kapiteln erläutert. 

 

Arbeitspaket 1: Energie- und THG-Bilanzierung 
Auf Basis der erhobenen Datengrundlage wird zunächst der Endenergieverbrauch im Bilanzjahr 

2017 für die VG Westerburg ermittelt. Der Energieverbrauch wird jeweils nach Sektoren gegliedert 

erfasst, d. h. für private Haushalte, kommunale Einrichtungen, Gewerbe/ Handel/ Dienstleistung 

(GHD), Industrie sowie Verkehr, um einen Überblick über den anteiligen Energieverbrauch zu 

erhalten und darauf basierend Handlungsstrategien entwickeln zu können.  

Die jeweils durch die Energieversorgung verursachten CO2-Emissionen werden als CO2-Äquiva-

lente (CO2e) bilanziert. CO2-Äquivalente (CO2e) drücken die Summe aller klimarelevanten Schad-

gase (Treibhausgase) aus. Sie werden über Kennwerte je verbrauchter Energieeinheit (z. B. je 

kWh) in Abhängigkeit von dem genutzten Energieträger und dem jeweiligen Energieverbrauch 

berechnet. Aus der Summe der Emissionen werden die energieverbrauchsbedingten Gesamte-

missionen für die VG Westerburg ermittelt.  
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CO2e-Emissionen werden über den Lebenszyklus des Energieträgers betrachtet. So werden zum 

Beispiel für die Bereitstellung des Energieträgers Erdgas Methanemissionen bei der Förderung 

des Erdgases eingerechnet. (Methan ist ungefähr 40-mal klimaschädlicher als CO2, daher geht es 

pro Einheit als etwa 40 CO2-Äquivalente in die Berechnung ein.) Weiter werden Verluste bei der 

Energieverteilung von der Förderung bis zum Endverbraucher berücksichtigt. So sind eine voll-

ständige Bilanzierung der Klimaeffekte und ein objektiver Vergleich verschiedener Energieträger 

möglich. 

Die Bilanz wird mittels der internetbasierten Software des Klima-Bündnisses zum Monitoring des 
kommunalen Klimaschutzes „Klimaschutz-Planer“ (KSP) als Basisbilanz für das Jahr 2017 erstellt. 
Hiermit wird die Energie- und CO2-Bilanz nach der deutschlandweit standardisierten BISKO-Me-
thodik erstellt. Der KSP kann von der VG Westerburg kostenfrei im Rahmen des Verbundprojektes 
Klimaschutz-Bilanzierungssoftware und Beteiligungsportale (KomBiReK) von der Energieagentur 
Rheinland-Pfalz genutzt werden. 
 
Nachfolgende Inhalte mit der Quelle „(Klima-Bündnis, 2021)“ stammen vom Klima-Bündnis 
(2021) bzw. dem Klimaschutz-Planer, https://www.klimaschutz-planer.de/ [Stand: November 
2021]. 
 
Arbeitspaket 2: Potenzialanalyse  
 
Potenzialanalyse 
Die Potenzialanalyse ermittelt Energieeinsparpotenziale im Bereich Wärme und Strom in den ein-

zelnen Sektoren (u.a. private Haushalte, kommunale Einrichtungen, Straßenbeleuchtung, Ge-

werbe/Handel/Dienstleistungen und Industrie, Verkehr, Abwasser und Trinkwasser sofern rele-

vant) und noch nicht genutzte sowie ausbaufähige Erzeugungspotenziale für Erneuerbare Ener-

gien und Kraft-Wärme-Kopplung. Weiterhin werden die kurz- und mittelfristig technisch umsetz-

baren Einsparpotenziale sowie Potenziale zur Steigerung der Energieeffizienz dargelegt.  

 
Szenarien 
In einem Referenz- und einem Klimaschutzszenario werden unterschiedliche Entwicklungen in der 
VG Westerburg hinsichtlich des Energieverbrauchs, der erneuerbaren Energieerzeugung und der 
CO2e-Emissionen dargestellt. Das Referenzszenario zeigt eine Trendentwicklung ohne Klima-
schutzanstrengungen, das Klimaschutzszenario (THG-Minderung bei der Umsetzung einer konse-
quenten Klimaschutzpolitik) orientiert sich an den von der Bundesregierung gesetzten Klima-
schutzzielen. Sämtliche Szenarien geben unter Einbeziehung des Zwischenziels 2030 einen Aus-
blick ins Jahr 2050. 
 
Arbeitspaket 3: Professionelle Prozessunterstützung 

In der Umsetzungsphase des Integrierten Klimaschutzkonzepts spielen einige Akteursgruppen 

eine besondere Rolle – hier stehen als Kümmerer und Initiatoren zunächst die Kommunalpolitik 

und die Verwaltung im Fokus. Es ist aber besonders wichtig, die Bürger zu beteiligen und zu 

motivieren. Hierbei helfen gezielte Maßnahmen, um die Bürger für eigene Klimaschutzmaßnah-

men zu gewinnen und ihnen das Handeln der Kommune für den Klimaschutz zu verdeutlichen. 

Umfangreiche und transparente Information der Bürger, eine bereits frühzeitige Beteiligung in 
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der Planung und das Schaffen von Anreizen in Form einer möglichen finanziellen Beteiligung be-

günstigen die Akzeptanz der Bürger, zum einen hinsichtlich der Umsetzung von Energieeinspar-

maßnahmen an Wohngebäuden und zum anderen für die Umsetzung größerer Energieerzeu-

gungsprojekte.  

Durch die Prozessunterstützung wird das Klimaschutzmanagement während der Konzepterstel-

lung hierbei durch diverse Leistungen unterstützt.  
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2 Energie- und CO2e-Bilanzierung – Bilanzjahr 2017 

Im nachfolgenden Kapitel wird die Energiebilanz des Energieverbrauchs in der VG Westerburg 

aufgestellt und die durch den Energieverbrauch verursachten CO2-äquivalent-Emissionen (inter-

nationale Schreibweise: „CO2e“) abgeschätzt. 

 

 

2.1 Methodische Grundlagen und Bilanzierungsmethodik  

Im Rahmen des Integrierten Klimaschutzkonzepts für die VG Westerburg konnte aufgrund der 

Datengüte – d. h. der Menge und Qualität der zur Verfügung gestellten Daten (vgl. hierzu Kapitel 

2.2) – eine Energie- und CO2e-Emissionsbilanz für das Bilanzjahr 2017 erstellt werden, die Aus-

sagen über Energieverbräuche und damit verbundene CO2e-Emissionen vor Ort für die Sektoren 

Private Haushalte (HH), Kommunale Einrichtungen (KE), Gewerbe, Handel, Dienstleistungen 

(GHD), Industrie (IND) und Verkehr erlaubt. D. h. es fließen vor allem Verbrauchsdaten aus dem 

Jahr 2017 ein. Basierend auf dem nach Energieträgern differenzierten Energieverbrauch wird 

anhand der zugehörigen CO2e-Faktoren (in Gramm CO2e je kWh) die CO2e-Emissionsbilanz auf-

gestellt. Die Gesamtbilanz für den Endenergieverbrauch und die CO2e-Emissionen wird aus den 

Einzelbilanzen der untersuchten Sektoren zusammengefasst.  

Zunächst wird der Bilanzraum für die Energie- und CO2e-Emissionsbilanz festgelegt und die Art 

der Bilanzierung definiert. Unter Berücksichtigung der Förderrichtlinie des BMU wurde im vorlie-

genden Konzept ausschließlich nach dem endenergiebasierten Territorialprinzip bilanziert. Diese 

im Klimaschutz-Planer vorgegebene Methodik zielt auf eine Vergleichbarkeit aller Kommunen ab. 

Es bedarf einer gründlichen Interpretation der Ergebnisse, um tatsächliche Handlungsfelder der 

Region zu identifizieren. Kreuzt beispielsweise eine Autobahn die Region, wird der Verkehrssektor 

stark dominieren, jedoch ist der mögliche Einfluss der Kommune auf diesen Bilanzteil minimal. In 

der nachstehenden Tabelle 2-1 werden die gängigsten Bilanzierungsprinzipien für die Erstellung 

der kommunalen Energie- und CO2e-Bilanz vergleichend erläutert (Difu, 2011).  

 
Tabelle 2-1 Bilanzierungsprinzipien; Quelle: (Difu, 2011) 

Endenergiebasierte  

Territorialbilanz 

Verursacherbilanz 

Bei der Territorialbilanz werden der ge-

samte innerhalb eines Territoriums anfallende 

Energieverbrauch sowie die dadurch entste-

henden CO2e-Emissionen berücksichtigt. Hier-

bei werden alle Emissionen lokaler Kraftwerke 

und des Verkehrs, der in oder durch ein zu bi-

lanzierendes Gebiet führt, einbezogen und 

dem Bilanzgebiet zugeschlagen. Emissionen, 

die bei der Erzeugung oder Aufbereitung eines 

Energieträgers (z. B. Strom) außerhalb des be-

trachteten Territoriums entstehen, fließen 

nicht in die Emissionsbilanz mit ein. 

Die Verursacherbilanz berücksichtigt alle 

Emissionen, die durch die im betrachteten 

Gebiet lebende Bevölkerung verursacht sind, 

aber nicht zwingend auch innerhalb dieses 

Gebietes anfallen. Bilanziert werden alle 

Emissionen, die auf das Konto der verursa-

chenden Verbraucher gehen; also zum Bei-

spiel auch Emissionen und Energieverbräu-

che die durch Pendeln, Hotelaufenthalte u. ä. 

außerhalb des Territoriums entstehen. 
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Der gesamte Endenergieverbrauch innerhalb des Untersuchungsgebiets und die dadurch auch an 

anderer Stelle verursachten CO2e-Emissionen werden bilanziert (endenergiebasierte Territorialbi-

lanz).  

Die Bilanz wird mit dem Klimaschutz-Planer des Klima-Bündnisses nach dem BISKO-Standard 

(Bilanzierungs-Systematik für Kommunen) berechnet. Dieser Standard zeichnet sich u.a. durch 

die endenergiebasierte Territorialbilanz, CO2-Faktoren mit Äquivalenten und Vorketten sowie eine 

Bilanzierung ohne Witterungskorrektur aus. Weiterhin wird dort die sogenannte Datengüte aus-

gegeben. Diese bewegt sich zwischen 0 und 1 und beziffert die Aussagekraft einer Bilanz. Je mehr 

lokal erhobene Daten in die Bilanz einfließen, desto näher bewegt sie sich an der Realität und 

desto besser können Klimaschutz-Aktivitäten darauf abgestimmt werden. Folgende Abstufungen 

können in der Eingabe von Daten hinterlegt werden (Klima-Bündnis der europäischen Städte mit 

indigenen Völkern der Regenwälder /Alianza del Clima e.V., 2021): 

 Datengüte A (Regionale Primärdaten) = Faktor 1,0 

 Datengüte B (Primärdaten und Hochrechnungen) = Faktor 0,5 

 Datengüte C (Regionale Kennwerte und Statistiken) = Faktor 0,25 

 Datengüte D (Bundesweite Kennzahlen) = Faktor 0,0 

Durch die notwendige Nutzung von statistischen Werten (z. B. im Sektor Verkehr) oder ergän-

zende Annahmen (z. B. bei nicht-leitungsgebundenen Energieträgern wie Heizöl oder Biomasse) 

wird die Datengüte der Gesamtbilanz in den seltensten Fällen den Faktor 1 erreichen. Abgeschlos-

sene Bilanzen sollten jedoch als Richtwert eine Datengüte von 0,6-0,8 erzielen.  

 
 
2.2 Datengrundlage und Datenquellen 
Für die Erstellung des Klimaschutzkonzepts wurden umfassende Datenmaterialien aus unter-

schiedlichen Quellen verwendet: 

Abruf von Daten innerhalb der VG-Verwaltung: 

Hierzu zählen insbesondere:  

 Energie: Energieverbrauchsdaten der kommunalen Liegenschaften der VG, Stadt und 

Ortsgemeinden 

 Kraftstoffverbräuche des kommunalen Fuhrparks 

Daten von Dritten:  

Hierzu zählen u. a. Daten zu:  

 Energie: Energieabsatz der Energieversorger bzw. Netzbetreiber zur Ermittlung der Ver-

bräuche und Emissionen bzw. Plausibilisierung von lokalen/regionalen Daten 

 Strukturdaten: Angaben zu Bevölkerungszahlen und prognostizierte Entwicklungen, Er-

werbstätige, Wohngebäudestatistik, Flächenverteilung sowie Anzahl Erneuerbarer Ener-

gien-Anlagen (Biomasse, Photovoltaik-Dach- und Freiflächenanlagen, Solarthermie-Anla-

gen).  

 Verkehr: statistische Werte des IFEU (Institut für Energie- und Umweltforschung Heidel-

berg gGmbH) bereitgestellt durch den Datenservice der Energieagentur RLP sowie Kfz-

Zulassungsstatistik der Ortsgemeinden der VG Westerburg zur Plausibilisierung 

 Daten zur Feuerstättenstatistik, anonymisiert nach Postleitzahl, bereitgestellt durch das 

Landesamt für Umwelt Mainz 

 Daten aus dem Solarkataster RLP  
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Der Datenservice der Energieagentur Rheinland-Pfalz im Rahmen des KomBiReK-Projektes deckt 

insbesondere die Beschaffung der Energie- und Strukturdaten sowie die Hochrechnung einiger 

statistischer Werte, bspw. die über das IFEU bereitgestellten Verkehrsdaten, ab (Energieagentur 

RLP, 2021). 

 

Nicht ermittelbare oder nicht auswertbare Daten werden durch Statistiken und/oder Erfahrungs-

werte ersetzt.  

 

Angabe zu nicht gelieferten bzw. lieferbaren Daten: 

 Detaillierte Bestandsdaten der Straßenbeleuchtung (Anzahl Lampen/Leuchten, Art des 

Leuchtmittels, Angaben zur Leistung etc.) 

 

 

2.3 Energie- und CO2e-Gesamtemissionsbilanz 

Der Endenergieverbrauch aller Sektoren der VG Westerburg beträgt im Bilanzjahr 2017 

ca. 427.000 MWh/a. Die Treibhausgasemissionen betragen ca. 143.000 t/a. 

Der Endenergieverbrauch ist mit 47 % stark durch den Wärmesektor geprägt. 32 % entfallen auf 

den Verkehr und die übrigen 21 % auf den Stromverbrauch. Hinsichtlich der 

Treibhausgasemissionen ist das Verhältnis aufgrund höherer spezifischer CO2e-Emissionskenn-

werte für Strom stärker in dessen Richtung ausgeprägt. Die nachstehende Abbildung 2-1 gibt 

einen Überblick über die Gesamtbilanz der VG Westerburg. 

 

 
 

Abbildung 2-1 Überblick über Endenergieverbrauch und Treibhausgasemissionen der VG Westerburg 2017 
 

Den größten Anteil am Endenergieverbrauch in der Gemeinde haben die privaten Haushalte mit 

42,2 %. Der Verkehr stellt den zweitgrößten Anteil mit 32,3 % dar, gefolgt vom Sektor Industrie 

mit 16,1 % und GHD mit 8,1 %.  
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Die kommunalen Einrichtungen, darunter fallen die verbandsgemeindeeigenen Liegenschaften, 

Liegenschaften der Ortsgemeinden und der Stadt und die Straßenbeleuchtung, weisen einen 

Anteil von 1,3 % des Endenergieverbrauchs in der VG Westerburg auf. 

Die Gesamtbilanz erzielt eine Datengüte von 0,71, weshalb die Datenlage und die Aussagekraft 

als gut bewertet werden kann. Diese Datengüte ist mit einem Wert von 1 im Sektor kommunale 

Einrichtungen am höchsten, da lokal erhobene primärstatistische Daten vorliegen. Im Sektor 

Verkehr ist eine Datengüte aufgrund von statistischen Daten, welche auf VG-Ebene 

hochgerechnet werden, von 0,5 erzielt worden. Aufgrund des hohen Anteils des Verkehrs an der 

Gesamtbilanz wird auch dessen Datengüte stärker gewichtet. 

 
In der nachstehenden Abbildung 2-2 ist der Gesamtendenergieverbrauch für die VG Westerburg 

im Bilanzjahr 2017 nach Sektoren und Energieträgern dargestellt.  

 

 
Abbildung 2-2 Endenergieverbrauch nach Sektoren und Energieträgern der VG Westerburg 2017 [MWh/a] 
 
 
 
Die durch den Energieverbrauch verursachten jährlichen CO2e-Emissionen belaufen sich in der 

VG Westerburg auf rund 143.400 t/a. Über die hinterlegte BISKO-Methodik wird für Emissionen 

durch den Netzstrombezug der Bundesmix verwendet. In der nachstehenden Abbildung 2-3 ist 

die Gesamtemissionsbilanz für die VG Westerburg dargestellt.  
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Abbildung 2-3 Gesamtemissionsbilanz nach Sektoren der VG Westerburg 2017 [t CO2e/a] 
 

Im Vergleich zum Endenergieverbrauch ergibt sich bei der Verteilung der CO2e-Emissionen auf 

die einzelnen Sektoren bedingt durch die höheren spezifischen CO2e-Emissionskennwerte für 

Strom und Kraftstoffe prozentual eine Verschiebung. Den größten Anteil an den CO2e-Emissionen 

im Gemeindegebiet haben die privaten Haushalte mit 39,2 %. Der zweitgrößte Anteil mit 30,4 % 

ist dem Sektor Verkehr zuzuschreiben. Die Industrie weist einen Anteil von 20,6 % an den ener-

gieverbrauchsbedingten CO2e-Emissionen auf gefolgt von GHD mit 8,5 %. Die kommunalen Ein-

richtungen weisen einen Anteil von rund 1,3 % auf.  

 
In der nachstehenden Tabelle 2-2 ist die Energie- und CO2e-Gesamtemissionsbilanz nach Ener-

gieträgern dargestellt.  
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Tabelle 2-2 Energie- und CO2e-Gesamtemissionsbilanz nach Energieträgern – VG Westerburg – Jahr 2017 
(Werte gerundet) 

VG Westerburg Energie- und CO2e-Bilanz nach Energieträger, 2017 

Energieträger Endenergie 
[MWh/a] 

CO2e-Emission  
[t CO2e/a] 

Energieträger erneuerbar 21.800 600 

Erdgas fossil gesamt 92.900 23.000 

Heizöl 86.000 27.400 

Kraftstoffe erneuerbar 6.500 900 

Kraftstoffe fossil 131.300 42.600 

Sonstige Fossile gesamt 600 300 

Strom gesamt 87.800 48.600 

Summe Verbrauch 427.000 143.400 

Stromerzeugung: 
  

Wasserkraft 400 -380 

Windenergie 50.700 -43.100 

Solarenergie 20.800 -17.000 

Biogas 4.800 -4.000 

Summe Stromerzeugung 76.700 -65.500 

Bilanz CO2e-Emission  77.900 

 

Auf die fossilen Kraftstoffe entfällt mit rund 30,7 % der größte Anteil am Endenergieverbrauch in 

der Verbandsgemeinde. Der Energieträger Erdgas stellt mit 21,8 % den zweitwichtigsten Ener-

gieträger dar. Strom für allgemeine Aufwendungen weist den drittgrößten Anteil am Gesamte-

nergieverbrauch mit 20,6 % auf, dicht gefolgt von Heizöl mit einem Anteil von 20,1 %. Erneuer-

bare Energieträger decken 5,1 % des gesamten Energieverbrauchs. Unter „Sonstige Fossile“ sind 

diejenigen Energieträger zusammengefasst, die nicht eindeutig zugewiesen werden können und 

durch den Klimaschutz-Planer mittels statistischer Auswertungen automatisch hinterlegt werden. 

In der VG Westerburg ist deren Einfluss, nach manueller Bereinigung unplausibler Werte, mit 0,15 

% am Gesamtenergieverbrauch sehr gering. In der nachstehenden Abbildung 2-4 sind die Anteile 

der jeweiligen Energieträger am Gesamtendenergieverbrauch in der VG Westerburg dargestellt.  
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Abbildung 2-4 Gesamtendenergieverbrauch nach Energieträger der VG Westerburg 2017 
 

Der größte Anteil mit 33,9 % an den gesamten CO2e-Emissionen im Gemeindegebiet entfällt auf 

Strom für allgemeine Aufwendungen. Fossile Kraftstoffe weisen einen Anteil von 29,7 % auf, 

gefolgt von Heizöl mit knapp 19 %. Erdgas weist mit ca. 16 % einen vergleichsweisen geringeren 

Anteil an den CO2e-Emissionen auf. Die „Sonstigen Fossilen“ weisen weit weniger als 1 % an den 

gesamten CO2e-Emissionen im Gemeindegebiet auf. In der nachstehenden Abbildung 2-5 sind 

die Anteile der jeweiligen Energieträger am den CO2e-Gesamtemissionen in der VG Westerburg 

dargestellt.  
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Abbildung 2-5 CO2e-Gesamtemissionen nach Energieträgern der VG Westerburg 2017 
 
 
2.4 Energie- und CO2e-Emissionsbilanz private Haushalte 

In der Energie und CO2e-Bilanz der privaten Haushalte zur Wärmeversorgung der Wohngebäude 

sind Daten der Feuerstättenstatistik sowie von Netzbetreibern in Verbindung mit den Verbräuchen 

im Sektor Gewerbe/Handel/Dienstleistungen eingeflossen. Der Energieverbrauch aus Biomasse-, 

Wärmepumpen- und Solarthermie-Anlagen wurde basierend auf Daten der Bundesanstalt für 

Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA), die das Bundes-Förderprogramm für diese Anlagentech-

niken abwickelt, berechnet. Mit Hilfe von Netzbetreiber- und BAFA-Daten war es möglich, den 

Stromverbrauch in allgemeine Stromaufwendungen, Wärmepumpenstrom, NachtStromspeicher-

heizungen und andere Aufwendungen zu unterteilen. Diese Daten der Netzbetreiber und der 

BAFA-Anlagen wurde über den Datenservice der Energieagentur RLP im Rahmen des Projektes 

KomBiReK ausgewertet und in den Klimaschutz-Planer eingetragen (Energieagentur RLP, 2021). 

Hier wurden die Daten, die zum Teil auf statistischen Verteilungen beruhen, ergänzt, plausibilisiert 

und teilweise bereinigt. 

Der Heizölverbrauch wurde auf Basis der Feuerstätten-Statistik anhand der Anzahl der Heizungs-

anlagen, aufgeteilt nach verschiedenen Größenklassen, berechnet. Hier sind auch Daten zu Holz-

öfen und Einzelraumheizungen hinterlegt und in die Bilanz eingeflossen.  

 

Der Endenergieverbrauch der privaten Haushalte in der VG Westerburg beläuft sich auf insgesamt 

180.200 MWh/a. Durch den Energieverbrauch werden CO2e-Emissionen in Höhe von rund 56.200 

t/a verursacht (vgl. hierzu Tabelle 2-3).  
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Tabelle 2-3 Energie- und CO2e-Emissionsbilanz – Private Haushalte VG Westerburg – Bilanzjahr 2017 
VG Westerburg Private Haushalte Energie- und CO2e-Bilanz nach Energieträger, 
2017 

Energieträger Endenergie 
[MWh/a] 

CO2e-Emission 
 [t CO2e/a] 

Biomasse 19.400 400 

Erdgas 47.500 11.700 

Heizstrom 2.000 1.100 

Heizöl 78.000 24.800 

Steinkohle 400 200 

Strom 32.000 17.700 

Umweltwärme 900 100 

Summe Verbrauch 180.200 56.200 

 
 
In den privaten Haushalten dominiert Heizöl mit 43 % am Endenergieverbrauch. Erdgas stellt mit 

26 % den zweitgrößten Anteil im Bereich der Wärmeversorgung der privaten Haushalte dar. 

Strom für allgemeine Aufwendungen kommt auf einen Anteil von 18 %, gefolgt von Biomasse mit 

11 %. Auf Heizstrom entfällt 1 %. Die Umweltwärme hat einen Anteil von weniger als 1 % am 

Endenergieverbrauch in den privaten Haushalten. Auch die Steinkohle ist aufgrund statistischer 

Verteilungen innerhalb des Klimaschutz-Planers vertreten, die tatsächliche Verwendung in priva-

ten Haushalten ist fraglich (Datengüte 0). Dieser statistische Verbrauch ist verschwindend gering 

und hat praktisch keinen Einfluss auf die Bilanz. Durch den Anteil der netzgebundenen Energie-

träger (Datengüte 1) ergänzt durch Daten der anonymisierten Feuerstättenstatistik (Datengüte 

0,5), welche aufgrund der hohen Anzahl der Heizungsanlagen einen großen Einfluss im Sektor 

private Haushalte aufweist, lässt sich in diesem Sektor insgesamt eine gute Datengüte von 0,73 

erzielen. 
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Abbildung 2-6 Energiebilanz nach Energieträger – Private Haushalte VG Westerburg – Bilanzjahr 2017 
 

 
Bedingt durch die unterschiedlichen CO2e-Emissionsfaktoren der einzelnen Energieträger ver-

schieben sich die Anteile in der CO2e-Bilanz im Vergleich zur Energiebilanz. Die für die privaten 

Haushalte relevanten Emissionsfaktoren sind in der untenstehenden Grafik berücksichtigt. Die 

Emissionsfaktoren beruhen u.a. auf dem Globales Emissions-Modell integrierter Systeme (GEMIS, 

2016) sowie Daten des IFEU und des Umweltbundesamtes, welche im Klimaschutz-Planer hinter-

legt sind. 

Den größten Anteil an den CO2e-Emissionen weist Heizöl mit rund 44 % auf. Auf allgemeine 

Aufwendungen für Strom entfallen rund 32 %. Der drittgrößte Anteil mit 21 % entfällt auf Erdgas. 

Heizstrom nimmt einen Anteil von 2 % ein. Die erneuerbaren Energieträger (Biomasse, Umwelt-

wärme) machen nur einen marginalen Anteil (< 1 %) an den energieverbrauchsbedingten CO2e-

Emissionen im Sektor der privaten Haushalte aus. Ähnlich verhält es sich mit dem statistisch 

bedingten Wert der Steinkohle. 

 



 
Klimaschutzkonzept Verbandsgemeinde Westerburg 

24 
 

 

 
 
Abbildung 2-7 CO2e-Emissionsbilanz nach Energieträger – Private Haushalte VG Westerburg – Bilanzjahr 
2017 
 
 
2.5 Energie- und CO2e-Emissionsbilanz kommunale Einrichtungen 

In die Bilanzierung des Energieverbrauchs der kommunalen Einrichtungen werden neben den 

Liegenschaften in Trägerschaft der VG Westerburg und größere Liegenschaften der Stadt und 

Ortsgemeinden, auch weitere kommunale Infrastruktureinrichtungen wie die Straßenbeleuchtung 

einbezogen.  

Datengrundlage für die Bilanzierung bilden die von der VG Westerburg zur Verfügung gestellten 

und ungeprüft übernommenen Energieverbrauchsdaten. Zur Bilanzierung der Liegenschaften 

wird aus diesen Daten für jedes Gebäude der flächenspezifische Jahresendenergieverbrauch zur 

Wärme- sowie Stromversorgung berechnet, welcher den über dem Bilanzzeitraum ermittelten 

Energieverbrauch in kWh/m² beheizter Nettogrundfläche (Flächendaten durch VG Verwaltung zur 

Verfügung gestellt und ungeprüft übernommen) angibt. Durch die Verfügbarkeit von primärsta-

tistischen lokalen Daten lässt sich in diesem Sektor insgesamt eine ideale Datengüte von 1 erzie-

len.  

Zur Bewertung des spezifischen Verbrauchs sind die Vergleichskennwerte nach (BMWi, BMI, 

2021) berechnet worden, die auch in Energieverbrauchsausweisen verwendet werden. Bei den 

Vergleichskennwerten nach BMWi, BMI handelt es sich um gute Energieaufwandklassen für Alt-

bauten je nach Nutzungsart. Es können die Art der Bereitstellung von Warmwasser, Kühlung und 

Befeuchtung unterschieden werden, um jedem Gebäude einen möglichst realistischen Kennwert 

zuordnen zu können. Dabei spiegeln die Kennwerte die durchschnittlichen Energieverbräuche von 

Bestandsgebäuden wider und sind daher keinesfalls als Zielwert zu interpretieren.  

In den folgenden Grafiken (vgl. Abbildung 2-8, Abbildung 2-9) ist für von der Verbandsgemeinde 

ausgewählte Liegenschaften, die im Rahmen des Konzepts betrachtet wurden, der flächenspezi-
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fische Endenergieverbrauch zur Wärmeversorgung über den absoluten Jahresendenergiever-

brauch aufgetragen. Die eingezeichneten türkisfarbenen Linien zeigen den absoluten und spezi-

fischen Verbrauchsmittelwert aller bilanzierten Liegenschaften an. Dies ermöglicht eine erste Be-

wertung der Liegenschaften hinsichtlich ihres Energieverbrauchs und gibt Hinweise, in welchen 

Gebäuden Handlungsbedarf zur Reduzierung des Energieverbrauchs besteht. 

Die nachfolgenden Diagramme geben einen ersten Eindruck, in welchen Quadranten eine be-

stimmte Liegenschaft einzuordnen ist. Ob ein Gebäude einen guten oder schlechten energeti-

schen Zustand aufweist ist auf den ersten Blick nicht erkennbar. Denn es ist durchaus möglich, 

dass der flächenspezifische Vergleichskennwert deutlich über dem gemittelten Vergleichskenn-

werte (blaue Linie) liegt, die Überschreitung jedoch nicht zwangsläufig auf den für die Liegen-

schaft spezifischen Vergleichskennwert nach BMWi, BMI zutreffen muss. Bei Liegenschaften mit 

sehr hohem spezifischem Verbrauch könnte zudem der angegebene Flächenbezug oder der Wär-

meverbrauch unplausibel sein. Ebenso können Gebäude welche in Quadrant III (unten links) 

einzugliedern sind, einen schlechten energetischen Zustand aufweisen, jedoch aufgrund ihrer 

Nutzungsstruktur vergleichsweise niedrige Energieverbräuche haben. Vielmehr geben die Dia-

gramme Anhaltspunkte, welche Liegenschaften im Hinblick auf mögliche Sanierungs- und Opti-

mierungsmaßnahmen zu priorisieren wären. So haben Einspar- und Optimierungsmaßnahmen bei 

Gebäuden im Quadranten I (oben rechts) einen deutlich größeren finanziellen und energetischen 

Effekt als die Umsetzung von Maßnahmen an Gebäuden in Quadrant III (unten links).  
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Abbildung 2-8 Auswertung Endenergieverbrauch Wärmeversorgung der kommunalen Liegenschaften in der VG Westerburg 

Ausschnitt I –  
s. nächste Seite 
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Abbildung 2-9 Auswertung Endenergieverbrauch Wärmeversorgung der kommunalen Liegenschaften in der Verbandsgemeinde Westerburg (Ausschnitt I) 
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Analog zum Wärmeverbrauch wird für jedes Gebäude der flächenspezifische Jahresstromver-

brauch in kWh/(m²*a) ermittelt. Zur Bewertung des spezifischen Stromverbrauchs werden auch 

hier die Vergleichskennwerte nach (BMWi, BMI, 2021) herangezogen, die auch in Energiever-

brauchsausweisen verwendet werden.  

In Abbildung 2-10 und Abbildung 2-11 sind als Übersicht zunächst der flächenspezifische Strom-

verbrauch sowie der absolute Jahresstromverbrauch aller kommunalen Liegenschaften darge-

stellt. 

 



29 
 

 

 

 
Abbildung 2-10 Auswertung Endenergieverbrauch Strom der kommunalen Liegenschaften in der Verbandsgemeinde Westerburg 

 

Ausschnitt I – 
s. nächste Seite 
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Bei Gebäuden, die einen niedrigeren absoluten Stromverbrauch bei gleichzeitig hohem spezifi-

schem Verbrauch (Quadrant oben links) aufweisen, ist mit einem geringen Einsparpotenzial zu 

rechnen.  

Es sollten vorrangig die Gebäude im Quadranten oben rechts und im zweiten Schritt die Gebäude 

im Quadranten oben links näher untersucht werden.  

Ähnlich zum Wärmeverbrauch liegen auch beim Stromverbrauch viele Liegenschaften im Quad-

ranten unten links (Ausschnitt I). In diesen Liegenschaften sind nur geringe bis keine Einsparpo-

tenziale zu erwarten. 

 

Nachstehende Tabelle zeigt die Energie- und CO2e-Bilanz der kommunalen Einrichtungen aufge-

teilt nach Energieträger.  

 
Tabelle 2-4 Energie- und CO2e-Emissionsbilanz – kommunale Einrichtungen VG Westerburg – Bilanzjahr 
2017 
VG Westerburg kommunale Einrichtungen Energie- und CO2e-Bilanz nach Ener-
gieträger, 2017 

Energieträger Endenergie 
[MWh/a] 

CO2e-Emission  
[t CO2e/a] 

Biomasse 100 2 

Erdgas 3.300 800 

Flüssiggas 45 12 

Heizöl 600 200 

Strom 1.600 900 

Summe Verbrauch 5.600 1.900 

 

 
2.6 Energie- und CO2e-Emissionsbilanz Gewerbe/Handel/Dienstleistungen (GHD) 

Zur Bilanzierung des Sektors GHD werden über verschiedene Methoden eine Abschätzung erfolgt. 

Einerseits werden Branchenkennwerte bezogen auf die Erwerbstätigenzahlen je Branche verwen-

det, andererseits ist eine Zuordnung der netzgebundenen Energieträger über Daten der Energie-

versorger möglich. Weiterhin werden größer dimensionierte Heizungsanlagen aus der Feuerstät-

tenstatistik (>100 kW) diesem Sektor zugeordnet, da die Nutzung solcher Anlagen in Privathaus-

halten als unplausibel bewertet wird.  

Bei der Energie- und CO2e-Bilanzierung des Sektors Gewerbe/Handel/Dienstleistungen wurde da-

von ausgegangen, dass der Energiebedarf nahezu ausschließlich über fossile Energieträger, wie 

z. B. Erdgas, sowie über elektrischen Strom abgedeckt wird. Sofern große regenerative Energie-

erzeugungsanlagen bekannt waren, wurden diese im GHD-Sektor berücksichtigt. 

Der Sektor GHD in der VG Westerburg hat einen Endenergieverbrauch von rund 34.500 MWh/a 

und verursacht dadurch rund 12.200 t CO2e pro Jahr (vgl. Tabelle 2-5).  
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Tabelle 2-5 Energie- und CO2e-Emissionsbilanz – Sektor GHD VG Westerburg – Bilanzjahr 2017 
VG Westerburg GHD Energie- und CO2e-Bilanz nach Energieträger, 2017 

Energieträger Endenergie 
[MWh/a] 

CO2e-Emission  
[t CO2e/a] 

Biomasse 1.300 29 

Erdgas 14.300 3.500 

Heizstrom 2.000 1.100 

Heizöl 7.500 2.400 

Steinkohle 200 100 

Strom 9.100 5.000 

Umweltwärme 200 37 

Summe Verbrauch 34.500 12.200 

 
Nachstehende Abbildung 2-12 stellt die jeweiligen Anteile der Energieträger am Endenergiever-

brauch im Sektor GHD dar. Dominierender Energieträger ist Erdgas mit 41 %. Auf Strom entfallen 

ca. 26,0 % des Endenergieverbrauchs, auf Heizöl 22 %. Heizstrom nimmt einen Anteil von 6 % 

ein. Biomasse macht einen marginalen Anteil von ca. 4 % aus, gefolgt von Umweltwärme mit ca. 

0,6 %. Auf den fossilen Energieträger Steinkohle fällt im Sektor GHD 0,5 %. 

Durch den hohen Anteil der netzgebundenen Energieträger (Datengüte 1) ergänzt durch Daten 

der Feuerstättenstatistik (Datengüte 0,5) lässt sich im Sektor GHD insgesamt eine sehr gute Da-

tengüte von 0,87 erzielen. 

 

 
 
Abbildung 2-12 Energiebilanz nach Energieträger – GHD VG Westerburg – Bilanzjahr 2017 
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In der nachstehenden Abbildung 2-13 ist die Energieträgerverteilung an den CO2e-Emissionen im 

Sektor GHD dargestellt. Bedingt durch die höheren spezifischen CO2e-Emissionen für Stromauf-

wendungen verschieben sich die Energieträgeranteile an den CO2e-Emissionen im Vergleich zum 

Energieverbrauch. Strom weist den größten Anteil von 41 % auf. Auf den Energieträger Erdgas 

entfällt ein Anteil an den energieverbrauchsbedingten CO2e-Emissionen von 29 %. Auf Heizöl 

entfallen rund 19 %, gefolgt von Heizstrom mit 9 %. Die erneuerbaren Energien (Biomasse, 

Umweltwärme) spielen im Sektor GHD eine untergeordnete Rolle mit weniger als 1 % Anteil. 

Ähnlich sieht es hinsichtlich des Energieträgers Steinkohle aus.  

 

 

 
Abbildung 2-13 CO2e-Bilanz nach Energieträger – GHD VG Westerburg – Bilanzjahr 2017 
 
 
2.7 Energie- und CO2e-Emissionsbilanz Industrie  

Zur Bilanzierung des Sektors Industrie existiert nur eine geringe Datengrundlage, sodass über 

verschiedene Methoden eine Abschätzung erfolgt. Einerseits werden Branchenkennwerte bezo-

gen auf die Erwerbstätigenzahlen je Branche verwendet, andererseits ist teilweise eine Zuordnung 

der netzgebundenen Energieträger über die Daten der Energieversorger möglich. 

Bei der Energie- und CO2e-Bilanzierung des Sektors Industrie wurde davon ausgegangen, dass 

der Energiebedarf ausschließlich über den fossilen Energieträger Erdgas sowie über elektrischen 

Strom abgedeckt wird. Sofern große regenerative Energieerzeugungsanlagen bekannt waren, 

wurden diese im Sektor Industrie berücksichtigt. 

Der Sektor Industrie in der VG Westerburg hat einen Endenergieverbrauch von rund 

68.800 MWh/a und verursacht dadurch rund 29.600 t CO2e pro Jahr (vgl. Tabelle 2-6).  
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Tabelle 2-6 Energie- und CO2e-Emissionsbilanz – Sektor Industrie VG Westerburg – Bilanzjahr 2017 
VG Westerburg Industrie Energie- und CO2e-Bilanz nach Energieträger, 2017 

Energieträger Endenergie 
[MWh/a] 

CO2e-Emission  
[t CO2e/a] 

Erdgas 27.800 6.900 

Strom 41.000 22.700 

Summe Verbrauch 68.800 29.600 

 

Nachstehende Abbildung 2-14 stellt die jeweiligen Anteile der Energieträger am Endenergiever-

brauch im Sektor Industrie dar. Dominierender Energieträger ist Strom mit 60 %. Auf Erdgas 

entfallen ca. 40 % des Endenergieverbrauchs. Aufgrund der Annahme des ausschließlichen An-

teils netzgebundener Energieträger lässt sich in diesem Sektor eine Datengüte von 1 erzielen. 

 

 

 
 
Abbildung 2-14 Energiebilanz nach Energieträger – Industrie VG Westerburg – Bilanzjahr 2017 
 
 
In der nachstehenden Abbildung 2-15 ist die Energieträgerverteilung an den CO2e-Emissionen im 

Sektor Industrie dargestellt. Bedingt durch die höheren spezifischen CO2e-Emissionen für Strom-

aufwendungen verschieben sich die Energieträgeranteile an den CO2e-Emissionen im Vergleich 

zum Energieverbrauch. Strom weist den größten Anteil von 77 % auf. Auf den Energieträger 

Erdgas entfällt ein Anteil an den energieverbrauchsbedingten CO2e-Emissionen von 23 %.  
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Abbildung 2-15 CO2e-Bilanz nach Energieträger – Industrie VG Westerburg – Bilanzjahr 2017 
 
 
2.8 Energie- und CO2e-Emissionsbilanz Verkehr 

Im vorliegenden Konzept basiert die Bilanz des Verkehrssektors auf statistischen Daten des IFEU 

(Institut für Energie- und Umweltforschung Heidelberg gGmbH). Hier stehen Daten der Fahrleis-

tung nach Fahrzeugtyp (z. B. PKW, LKW) sowie nach Antriebsart (z. B. Diesel, Benzin) aufge-

schlüsselt zur Verfügung. Auch unterschieden wird zwischen der Fahrleistung innerorts und au-

ßerorts, sodass u.a. auch Autobahnen erfasst werden. Weiterhin hinterlegt sind spezifische End-

energieverbrauchsfaktoren sowie Emissionsfaktoren verschiedener Antriebsarten. Diese statisti-

schen Daten werden über den Datenservice der Energieagentur RLP im Rahmen des Projektes 

KomBiReK auf die Region der VG Westerburg hochgerechnet (Territorialprinzip) und in den Kli-

maschutz-Planer eingelesen. Die Daten zur kommunalen Flotte wurden anhand Verbrauchsdaten 

und -abrechnungen der Erich Doetsch Mineralölhandels-KG durch die VG Westerburg zur Verfü-

gung gestellt und ungeprüft übernommen. Durch die überwiegende Nutzung statistischer Werte 

(Datengüte 0,5) ergänzt um wenige Annahmen zur Fahrleistung von Linienbussen (Datengüte 0) 

sowie primärstatistische Daten zur kommunalen Flotte (Datengüte 1) ist in diesem Sektor die 

geringste Datengüte von insgesamt 0,49 zu erzielen. 

 

Die Bilanzierung der CO2e-Emissionen für die Verbandsgemeinde Westerburg im Sektor Verkehr 

basiert auf Emissionsfaktoren nach IFEU (Klima-Bündnis, 2021). Hierbei sind sowohl die direkten 

Emissionen als auch die indirekten Emissionen, die durch die Vorketten verursacht werden, ent-

halten. 

 

Dieselfahrzeuge weisen sowohl den größten Anteil am Endenergieverbrauch (ca. 61 %) als auch 

an den CO2e-Emissionen (ca. 63%) auf. Den zweitgrößten Anteil weisen die benzinbetriebenen 

Fahrzeuge auf. Ihr Anteil am Endenergieverbrauch im Verkehrssektor beläuft sich auf ca. 33 % 

und an den CO2e-Emissionen auf rund 34 %. Alle weiteren Antriebsarten (Biobenzin, CNG bio, 
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CNG fossil, Diesel biogen, LPG und Strom) weisen nur einen sehr marginalen Anteil an den ge-

samten CO2e-Emissionen im Verkehrssektor auf.  

 

In der nachstehenden Tabelle 2-7 sind der Energieverbrauch und die in der Region verursachten 

CO2e-Emissionen entsprechend der verschiedenen Energieträger aufgegliedert. Der Endenergie-

verbrauch beträgt ca. 137.000 MWh/a, wodurch energieverbrauchsbedingte CO2e-Emissione von 

rund 43.600 t CO2e/a anfallen. 

 
Tabelle 2-7 Energie- und CO2e-Emissionsbilanz nach Energieträger – Sektor Verkehr VG Westerburg – Bi-

lanzjahr 2017 

VG Westerburg Verkehr Energie- und CO2e-Bilanz nach Energieträger (Territorial-
prinzip), 2017 

Energieträger Endenergie 
[MWh/a] 

CO2e-Emission  
[t CO2e/a] 

Benzin 45.800 14.800 

Biobenzin 1.900 400 

CNG bio 100 3 

CNG fossil 300 100 

Diesel 84.200 27.500 

Diesel biogen 4.500 500 

LPG 1.100 300 

Strom 46 25 

Summe Verbrauch 137.800 43.600 

 

 
Der PKW-Betrieb ist mit ca. 66 % für den Großteil des verkehrsbedingten Energieverbrauchs ver-

antwortlich, mit einigem Abstand gefolgt von den LKW ab 3,5 t mit rund 20%. Leichte Nutzfahr-

zeuge bis 3,5 t kommen auf einen Anteil von ca. 7 % am Endenergieverbrauch. Linienbusse 

haben mit 4 % einen deutlich geringeren Anteil am Endenergieverbrauch. Der Endenergiever-

brauchsanteil der motorisierten Zweiräder kommt auf ca. 1,3 %, gefolgt vom Schienenpersonen-

nahverkehr mit ca. 1,2 %. Eine ähnliche Verteilung ergibt sich bei den energieverbrauchsbeding-

ten CO2e-Emissionen.  
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In der nachstehenden Tabelle 2-8 sind der Energieverbrauch und die in der Region verursachten 

CO2e-Emissionen entsprechend der verschiedenen Verkehrsmittel aufgegliedert. 

 
Tabelle 2-8 Energie- und CO2e-Emissionsbilanz nach Verkehrsmittel – Sektor Verkehr VG Westerburg – 

Bilanzjahr 2017 

VG Westerburg Verkehr Energie- und CO2e-Bilanz nach Verkehrsmittel (Territori-
alprinzip), 2017 

Verkehrsmittel Endenergie 
[MWh/a] 

CO2e-Emission  
[t CO2e/a] 

Leichte Nutzfahrzeuge 10.200 3.200 

Linienbus 5.600 1.700 

Lkw 27.300 8.600 

Motorisierte Zweiräder 1.800 600 

Pkw 91.200 28.900 

Schienenpersonennahverkehr 1.700 500 

Summe Verbrauch 137.800 43.600 

 
 
2.9 Stromerzeugung in der VG Westerburg 

 
In der VG Westerburg erfolgt die Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien insbesondere durch 

die Windenergie und Solarenergie. Des Weiteren wird Strom aus Wasserkraft- und Biogasanlagen 

erzeugt. Datengrundlage hierfür stellen durch das EEG geförderte Anlagen mit Stromeinspeisung 

ins öffentliche Netz dar. 

Aus unterschiedlichen Gründen, vor allem dann, wenn EE-Anlagen auf der Gemarkung der Ver-

bandsgemeinde installiert ist (besonders auffällig bei Windenergieanlagen), den Strom jedoch in 

der Nachbargemeinde in das öffentliche Netz einspeist, kann es bilanziell zu Diskrepanzen zwi-

schen der tatsächlichen Anzahl vorhandener EE-Anlagen und der für die Verbandsgemeinde er-

fassten Mengen eingespeisten Stroms kommen.  

Um eine nachvollziehbare, saubere Abgrenzung zu gewährleisten beziehen sich alle weiteren in 

diesem Konzept beschriebenen Angaben, Maßnahmen und Potenziale auf die für die VG Wester-

burg erhobenen Daten der Energieagentur RLP, welche im Rahmen des Projektes KomBiReK er-

hoben und in den Klimaschutz-Planer eingetragen wurden. Die Energieagentur RLP beruft sich 

auf Angaben des Übertragungsnetzbetreibers Amprion. 

 

In der VG Westerburg bestehen derzeit, Stand Bilanzjahr 2017, insgesamt elf Windenergieanlagen 

mit einer Gesamtleistung von rund 24 MW. Deren Stromerzeugung im Jahr 2017 beziffert sich 

auf ca. 50.700 MWhel/a.  

Die Gesamtleistung der 473 bis zum Jahr 2017 installierten Photovoltaikanlagen beträgt ungefähr 

22.800 kWpel. Die Stromerzeugung der Photovoltaikanlagen auf Dach- und Freiflächen betrug im 

Jahr 2017 ca. 20.800 MWhel/a.  
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Im Verbandsgemeindegebiet befanden sich 2017 zwei Biogasanlagen mit einer Gesamtleistung 

von 575 kW. Die Stromerzeugung der Anlagen betrug im Jahr 2017 rund 4.800 MWhel/a. 

Zudem existieren sieben Wasserkraftanlagen mit einer Gesamtanlagenleistung von rund 167 kW. 

Die Stromerzeugung der Anlagen betrug im Jahr 2017 rund 446 MWhel/a.   

 

Insgesamt wurden durch Windenergie-, Photovoltaik-, Biogas- und Wasserkraft-Anlagen im Bi-

lanzjahr 2017 in der VG Westerburg rund 76.700 MWhel/a Strom erzeugt (siehe Abbildung 2-16), 

was bilanziell ca. 87 % des Stromverbrauchs der Gemeinde entspricht. 

 

 
 

 
 
Abbildung 2-16 Lokale Stromerzeugung der VG Westerburg nach Energieträger 2017 
 

Auch durch regenerative Stromerzeugung werden CO2e-Emissionen freigesetzt, da in der Vorkette 

für die Produktion der Anlagenkomponenten sowie für deren Transport Energie aufgewendet 

werden muss. Bezogen auf die Stromproduktion in Kraftwerken, die mit fossilen Brennstoffen 

betrieben werden, sind z. B. die durch PV-Strom entstehenden Emissionen je kWh jedoch we-

sentlich geringer. Es werden folglich ca. 64.500 t CO2e/a durch die vorangige Vermeidung von 

Steinkohle zur Stromerzeugung eingespart. 

In der nachstehenden Tabelle 2-9 ist die Energie- und CO2e-Bilanz der stromerzeugenden Anlagen 

in der VG Westerburg dargestellt.  
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Tabelle 2-9 Energie- und CO2e-Emissionsbilanz Stromerzeugender Anlagen – VG Westerburg – Bilanzjahr 
2017 
 
VG Westerburg Energie- und CO2e-Bilanz der Stromerzeugung, 2017 

Energieträger Stromerzeugung 
[MWh/a] 

Vermiedene CO2e-Emis-
sion [t CO2e/a] 

Biomasse 4.800 -4.000 

Photovoltaik 20.800 -17.000 

Wasserkraft 450 -380 

Windkraft 50.700 -43.100 

Summe Stromerzeugung 76.700 -64.500 

 
 
2.10 Indikatoren 

Für die VG Westerburg wurden die im Klimaschutz-Planer hinterlegten Indikatoren gebildet, um 
bei der Bilanzfortschreibung eine überschaubare Erfolgskontrolle zu gewährleisten. Diese Indika-
toren werden für jedes Kriterium als Wert zwischen 0 (Minimum) und 10 (Maximum) ausgegeben, 
wobei 10 den maximal erzielbaren Wert darstellt. Der blaue Balken repräsentiert den aktuellen 
Stand in der VG Westerburg. In grün ist der Durchschnitt von Kommunen ähnlicher Größenklasse 
eingetragen. Die Farbe ocker/orange stellt den aktuellen Bundesdurchschnitt dar. Der bisher er-
zielte Bestwert einer Kommune (best practice-Kommune) wird mit einem weißen Dreieck ange-
zeigt. Anhand dieser bildlichen Darstellung lassen sich Handlungsfelder für die VG Westerburg 
ableiten. Zur Orientierung können die Vergleichswerte der Kommunen oder des Bundes dienen. 
Werden diese nicht erreicht, besteht womöglich noch Potenzial in der Verbandsgemeinde. Doch 
auch wenn der Durchschnitt überboten wird kann noch Potenzial in der Region vorliegen. 
Zur näheren Erläuterung sollen die einzelnen Indikatoren mit der Beschreibung aus dem Hand-
buch des Klimaschutz-Planers nachfolgend zitiert werden (Klima-Bündnis der europäischen Städte 
mit indigenen Völkern der Regenwälder /Alianza del Clima e.V., 2021): 
 
Indikatoren Gesamtkommune 

01) Gesamttreibhausgasemissionen: Gesamttreibhausgasemissionen (mit Bundesstrommix) 
mit Bezug pro Einwohner*in (Ew.) 

02) Treibhausgasemissionen Private Haushalte: Treibhausgasemissionen im Sektor Private 
Haushalte (mit Bundesstrommix) mit Bezug pro Einwohner*in (Ew.) 

03) Erneuerbare Energien Strom: Anteil Stromerzeugung lokale Anlagen (nur EE) an Gesamt-
stromverbrauch 

04) Erneuerbare Energien Wärme: Anteil Wärmeerzeugung lokale Anlagen (nur EE) am Ge-
samtwärmeverbrauch 

05) Kraft-Wärme-Kopplung (Wärme): Anteil KWK-Wärme-Produktion am Gesamtwärmever-
brauch 

06) Energieverbrauch Private Haushalte: Endenergieverbrauch des Verbrauchssektor Private 
Haushalte mit Bezug pro Einwohner*in (Ew.) 
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07) Energieverbrauch GHD-Sektor: Endenergieverbrauch des Verbrauchssektor GHD, sons-
tige mit Bezug pro Beschäftigte*n 

08) Modal-Split: Anteil Fahrrad, zu Fuß, Lbus, SSU, SPNV 
09) Energiebedarf MIV: Endenergieverbrauch von Personenkraftwagen und motorisierten 

Zweirädern mit Bezug pro Einwohner*in (Ew.) 
 

Indikatoren Kommunale Verwaltung 

10) Treibhausgasemissionen kommunale Einrichtungen: Treibhausgasemissionen (mit Bun-
desstrommix) der kommunalen Einrichtungen pro Einwohner*in (Ew.) 

11) Kraft-Wärme-Kopplung (Wärme): Anteil der KWK-Wärme der städtischen Einrichtungen 
am gesamten Wärmeendenergieverbrauch der kommunalen Einrichtungen 

12) Straßenbeleuchtung: Endenergieverbrauch der Straßenbeleuchtung pro Einwohner*in 
(Ew.) 

13) kommunale Pkw-Flotte: Mittlere spezifische Treibhausgasemissionen der kommunalen 
Pkw-Flotte 

14) Energiekennwert Schulen etc.: Endenergieverbrauch der Schulen, Kindergärten und 
Sporthallen pro Bruttogrundfläche 

15) Energiekennwert Verwaltungsgebäude: Endenergieverbrauch von Verwaltungsgebäuden 
 
Die Indikatoren werden nachfolgend grafisch dargestellt. Der Indikator des Punktes 13 kann ak-
tuell, Stand November 2021, im Klimaschutz-Planer nicht abgerufen werden. Dies wird nachge-
reicht, sobald eine Aktualisierung durch das Klima-Bündnis durchgeführt wurde.  
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Abbildung 2-17: Indikatoren der VG Westerburg im Vergleich mit Bundesdurchschnittsdaten (10 = max. 
erreichbare Punktzahl), Bilanzjahr 2017 
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2.11 Kostenbilanz 

Nachstehende Abbildung gibt eine Abschätzung der finanziellen Aufwendungen in der VG Wes-

terburg für die drei Hauptenergieträger Erdgas, Heizöl und Strom. Die Abschätzung basiert auf 

Energiepreisen für die drei Hauptenergieträger im Bilanzjahr 2017.  

Die Aufwendungen liegen in der Gemeinde im Jahr 2017 bei insgesamt rund 24,5 Mio. €. Der 

Großteil der aufgewendeten Kosten ist dabei dem Strom zuzuschreiben, welcher mit rund 

18,2 Mio. € etwa drei Viertel der Kosten ausmacht, gefolgt von Kosten für die Aufwendung für 

Heizöl mit rund 4,1 Mio. €. Die Energiekosten für Erdgas belaufen sich auf rund 2,3 Mio. €.  

Diese Finanzmittel fließen zum Großteil aus der Region ab. Dem stehen Potenziale für die Ener-

gieeinsparung und die Erzeugung von Strom und Wärme aus erneuerbaren Energien und Kraft-

Wärme-Kopplung gegenüber. Bei Aktivierung der Potenziale können Teile dieser Aufwendungen 

durch die getätigten Investitionen und die damit verbundenen Wertschöpfungseffekte in der Re-

gion gehalten werden.  

 

 
 
Abbildung 2-18 Energiekosten VG Westerburg im Bilanzjahr 2017 
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3 Definition von Potenzialen und Szenarien 

Im Folgenden werden (soweit darstellbar) für jeden Sektor technische und wirtschaftliche Ein-

sparpotenziale ermittelt. Dieser Potenzialwert gibt das grundsätzlich in der Region verfügbare 

Potenzial wieder, ohne finanzielle, politische oder sonstige Einschränkungen. Danach werden in 

jedem Sektor (private Haushalte, kommunale Einrichtungen, Gewerbe/Handel/Dienstleistung 

(GHD), Industrie sowie Verkehr) Szenarien erstellt, die mittel- und langfristige Entwicklungspfade 

des Wärme- und Stromverbrauchs und in der Mobilität bis 2030 bzw. 2050 aufzeigen. Für jedes 

Handlungsfeld werden weniger („Trend“) und mehr („Klimaschutzszenario“) anspruchsvolle Ent-

wicklungspfade dargestellt. Ergänzend wird ein „2030minus30“-Szenario erstellt, das als 

Trendszenario unter Betrachtung der individuellen durch die VG Westerburg festgelegten Klima-

schutzziele und Handlungsfelder angelegt wird. Die Szenarien zeigen auf, inwieweit das errech-

nete theoretische Potenzial unter verschiedenen Entwicklungspfaden ausgeschöpft werden kann. 

Die Szenarien werden anhand von regionalen Daten (Gebäudestatistik, branchenspezifische Da-

ten beim Gewerbe etc.) sowie hinterlegten und teilweise auf regionale Gegebenheiten angepasste 

Annahmen im Klimaschutz-Planer entwickelt. 

Für die Trendszenarien und das 2030minus30-Szenario wird im Klimaschutz-Planer ein dort so-
genanntes „Kommunal-Szenario“ unter Annahme des bundesweiten „Business as usual“-Strom-
mixes (0,330 t CO2e/MWh) erarbeitet. Für die Klimaschutzszenarien wird im Klimaschutz-Planer 
ein dort ebenfalls genanntes „Klimaschutz-Szenario“ unter Annahme eines ambitionierten Strom-
mixes (0,037 t CO2e/MWh) erarbeitet. 
Den Entwicklungspfaden werden je nach Datenlage die wirtschaftlichen und technischen Poten-

ziale gegenübergestellt. Die Potenziale werden über den Zeithorizont statisch dargestellt (Basis-

jahr 2017), da mittel- und insbesondere langfristige Projektionen mit verschiedenen Wahrschein-

lichkeiten (energiepolitische, umweltpolitische, technische Entwicklungen, Wirtschaftsentwick-

lung, etc.) behaftet sind. Zur detaillierteren Betrachtung der Potenziale werden die Entwicklungs-

pfade anhand der vier Bereiche Verbrauchsminderung, Erneuerbare Energien, KWK und Verkehr 

abschließend tabellarisch aufgeschlüsselt. 

 

In den folgenden Kapiteln werden die Vorgehensweisen sowie wichtige hinterlegte Annahmen für 
die Erstellung der Potenziale und Szenarien in den einzelnen Sektoren und Handlungsfeldern ge-
schildert. Ergebnisse, die über die Methodik oder die Ausgabemöglichkeiten des Klimaschutz-
Planers hinausgehen, werden an geeigneter Stelle unmittelbar dargestellt, andernfalls erfolgt die 
Darstellung der Gesamtergebnisse separat in Kapitel 7. Dazu gehören u.a. Daten aus dem So-
larkataster RLP, welche für die Region der VG Westerburg ausgewertet wurden und aktuell nicht 
direkt in den Klimaschutz-Planer überführt werden können.  
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4 Potenziale Energieeinsparung und Energieeffizienz 

Für die Umsetzung des kommunalen Klimaschutzkonzepts spielen Einsparpotenziale eine bedeu-

tende Rolle. Eine Vollversorgung aus erneuerbaren Energien (ergänzt um KWK und weitere Effi-

zienztechnologien) setzt einen vergleichsweisen hohen Flächenbedarf voraus, der mit Eingriffen 

in Naturhaushalt und Landschaft verbunden ist.  

Besonders wichtig für die Energieversorgung der Zukunft ist es daher, den Energiebedarf deutlich 

zu verringern, um einen natur-, mensch- und landschaftsverträglichen Ausbau der Nutzung er-

neuerbarer Energien gewährleisten zu können.  

 
 
4.1 Einsparpotenzial Wärme Private Haushalte  

4.1.1 Methodik 

Die Potenzialanalyse zur Energie- und CO2e-Einsparung des Wohngebäudebestands des Untersu-

chungsgebiets erfolgt auf der Basis der Ergebnisse aus der Energie- und CO2e-Bilanz. 

Für die Berechnung des Einsparpotenzials wurde die Wohngebäudestatistik des statistischen Bun-

deamtes für das Untersuchungsgebiet ausgewertet (Statistisches Bundesamt, 2011). Nach dieser 

Gebäudestatistik ist bekannt, wie viele Gebäude es in der VG Westerburg mit einer, zwei oder 

mehreren Wohneinheiten gibt und wie groß jeweils die Wohnfläche (in m²) ist. Des Weiteren gibt 

die Gebäudestatistik an, wie viele Gebäude bzw. wie viel Wohnfläche in verschiedenen Baualters-

klassen, konkret vor 1950, 1951 bis 1969, 1970-1989 und nach 1990 errichtet wurden.  

Jeder Gebäudetyp einer Baualtersklasse hat typische Wärmebedarfswerte und einen typischen 

Aufbau der verschiedenen wärmeübertragenden Flächen wie Wände, Decken, oder Fensterflä-

chen.  

Die Potenziale der privaten Haushalte sind u.a. von der Bevölkerungsentwicklung bis zum Zieljahr 

abhängig. Für die VG Westerburg wurde in Anlehnung an (Klima-Bündnis, 2021) eine demogra-

phische Entwicklung von -5 % bis 2030 und -8,7 % bis 2050 angenommen sowie eine Wohnflä-

chenänderung pro Person von +10 % bis 2030 und +17 % bis 2050. Weiterhin wurde eine jähr-

liche Abrissrate von 0,2 % definiert. 

4.1.2 Szenarien Wärme Private Haushalte 

In Verbindung mit der Potenzialanalyse wird die Energieeinsparung der privaten Haushalte im 

Untersuchungsgebiet bis 2030 bzw. 2050 in Szenarien aufgezeigt. Gemäß der Energiebilanz be-

trägt der Endenergieverbrauch zur Wärmeversorgung der privaten Haushalte im Untersuchungs-

gebiet rund 148.200 MWh/a. Dies stellt die Ausgangssituation für die Szenarienbetrachtung dar. 

Für die Entwicklung des Endenergieverbrauchs Wärme wird in den Szenarien die Sanierungsrate 

berücksichtigt. Diese gibt an, wie viel Prozent der betrachteten Gebäudefläche pro Jahr vollsaniert 

werden, darin sind Teilsanierungen als entsprechende Vollsanierungsäquivalente berücksichtigt. 

So werden z. B. bei 1.000 m² Gebäudefläche und einer Sanierungsrate von 1 % pro Jahr 10 m² 

saniert. Es werden zwei Szenarien unterschieden. Mit ca. 1 % in den Trendszenarien sowie im 

2030minus30-Szenario ist die aktuelle Sanierungsrate im bundesdeutschen Durchschnitt darge-

stellt, eine Sanierungsrate von 2,7 % wird als maximales Potenzial angenommen. Dies entspricht 

einer sehr ambitionierten Rate, welche daher auch im Klimaschutzszenario angenommen wird.  
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Weiterhin wird der mittlere Heizwärmebedarf festgelegt. Für Neubauten beträgt dieser, unabhän-

gig vom Szenario, 15 kWh/(m²*a). Für sanierte Altbauten wird dieser in den Trendszenarien auf 

85 kWh/(m²*a) festgelegt, in den Klimaschutzszenarien auf 60 kWh/(m²*a). 

Für den spezifischen Warmwasserbedarf pro Person wird in sämtlichen Szenarien 2 kWh/Per-

son/Tag nach Vorgaben des (Klima-Bündnis, 2021) definiert. 

 

 

4.2 Einsparpotenzial Strom Private Haushalte  

 

Rund 32.000 MWhel/a Strom werden jährlich in den Privathaushalten im Untersuchungsgebiet 

verbraucht. Das sind rund 38 % des gesamten Stromverbrauchs im Untersuchungsgebiet.  

Einsparpotenziale beim Stromverbrauch in privaten Haushalten ergeben sich insbesondere bei 

Reduzierung des Stand-by-Verbrauchs, bei Haushaltsgeräten, Heizungspumpen und bei der Be-

leuchtung. Das Einsparpotenzial bei Haushaltsgeräten ist im Untersuchungsgebiet nicht direkt zu 

quantifizieren, da diese insbesondere vom individuellen Nutzerverhalten geprägt sind. Für den 

Energieträger Strom sind demnach in Haushalten Einsparungen bereits durch ein Umdenken im 

Verhalten der Menschen in Verbindung mit gering investiven Maßnahmen (z. B. Aufhebung des 

Stand-by-Betriebes durch abschaltbare Steckerleisten), durch Effizienzsteigerung bei Haushalts-

geräten, Erneuerung von Heizungs- und Zirkulationspumpen sowie effizientere Beleuchtung mög-

lich. 

Den technologischen Effizienzgewinnen stehen neue Stromverbrauchende Anwendungen entge-

gen (u. a. EDV, Elektroautos, Wärmepumpen). 

Derzeit bestehen teils noch Hemmnisse, die die Ausschöpfung der Potenziale von Effizienzmaß-

nahmen beim Stromverbrauch, die eigentlich wirtschaftlich sind, verhindern: 

 Informationsdefizite beim Kauf, Einsatz und Kennzeichnung energiesparender Geräte 

 Reale Stromverbräuche sind Verbrauchern nicht genügend präsent (jährliche Stromab-

rechnung), Abhilfe durch zeitnahe Verbrauchsabrechnung wäre denkbar, aber entspre-

chend zeitaufwendig 

 Maßnahmen (Stand-by-Verbrauch, Effizienzklassen, etc.) sind i. d. R. bekannt, jedoch Mo-

tivation zur Umsetzung gering, Energieeffizienz als Kaufkriterium tritt hinter Preis und 

Ausstattung zurück. 

Um die Hemmnisse abzubauen, bedarf es umfassender und zielgruppenspezifischer Informatio-

nen darüber, wie durch das eigene Verhalten der Stromverbrauch gesenkt werden kann. 

Darüber hinaus müssen Einzelhandel und Handwerker ihre entscheidende Funktion und Verant-

wortung als Multiplikator, Berater und Umsetzer von Einsparmaßnahmen erkennen und nutzen. 

Ihr Fachwissen regelmäßig zu aktualisieren und in Verkaufsgesprächen offensiv zugunsten Ener-

gieeinsparungen einzubringen, sollte selbstverständlich werden. 

Hinsichtlich des Stromverbrauchs ist nach Vorgabewerten aus (Klima-Bündnis, 2021) eine jährli-

che Verbrauchsänderung von -1 % in die Potenzialermittlung eingeflossen. Dies bewirkt eine 

Reduktion von insgesamt ca. 30 % bis zum Zieljahr 2050, was nach einer Plausibilisierung über 

Erfahrungswerte das maximale Potenzial realistisch abbildet.  
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4.2.1 Szenarien Strom Private Haushalte 

Als Basis für die Szenarienentwicklung dienen die Stromverbrauchswerte aus dem Bilanzjahr und 

die ermittelten technischen Potenziale.  

In den Klimaschutzszenarien wird sich hinsichtlich der Stromverbrauchsreduzierung dem aktuel-

len theoretischen Potenzial von 1 % pro Jahr angenähert und eine jährliche Stromverbrauchsän-

derung von 0,9 % pro Person angesetzt. Für die Trendszenarien wird angenommen, dass diese 

Reduzierung nur ca. ein Viertel des theoretischen Potenzials beträgt. Dementsprechend wird dort 

eine Stromverbrauchsreduzierung von ca. 0,23 % pro Jahr und pro Person angesetzt. 

 
 
4.3 Einsparpotenzial Wärme Kommunale Liegenschaften  

Die Potenzialanalyse zur Energieeinsparung der kommunalen Liegenschaften erfolgt auf Basis der 

Ergebnisse aus der Energiebilanz. Der Jahresendenergieverbrauch zur Wärmeversorgung der von 

der Verbandsgemeinde ausgewählten kommunalen Liegenschaften beträgt in Summe ca. 

4.000 MWh/a. Da einige Liegenschaften (z.T. bedingt durch seltene Nutzung) bereits heute einen 

Energieverbrauch zur Wärme- und/oder Stromversorgung aufweisen, der unterhalb der herange-

zogenen Vergleichskennwerte liegt, kann für diese Liegenschaften aktuell kein Einsparpotenzial 

ausgewiesen werden. Um in der Summe aller Gebäude den heutigen individuellen Kennwert zum 

spezifischen Endenergieverbrauchs für bestehende Nichtwohngebäude gemäß (BMWi, BMI, 2021) 

zu erreichen, eine Reduzierung von ca. 64 % erforderlich. In diese Potenzialermittlung sind nur 

Liegenschaften eingeflossen, dessen Grundfläche zum Zeitpunkt der Berechnung vorlag, sodass 

der flächenspezifische Kennwert verglichen werden konnte. Aufgrund der teilweise hohen Ein-

sparpotenziale wird im Klimaschutz-Planer eine maximale jährliche Änderung im Heizwärmever-

brauch von -5 % sowie -1 % in der jährlichen Warmwasserverbrauchsänderung angelegt. Auch 

im Sektor Strom wird ein höheres Potenzial als in den privaten Haushalten gesehen, hier liegt die 

jährlich theoretisch mögliche Änderung bei -2 %.  

 

Mit Hilfe der Potenzialanalyse wird die Energieeinsparung der kommunalen Gebäude in der VG 

Westerburg bis zum Jahr 2030 bzw. 2050 in Szenarien aufgezeigt. Für die Entwicklung des End-

energieverbrauchs werden die Bereiche Wärme, Strom und Warmwasser betrachtet. 

4.3.1 Szenarien Wärme kommunale Einrichtungen  

Es werden zwei Szenarien unterschieden. Mit ca. 1 % in den Trendszenarien sowie im 2030mi-

nus30-Szenario ist die aktuelle Sanierungsrate im bundesdeutschen Durchschnitt dargestellt, eine 

Sanierungsrate von 2,7 % wird als maximales Potenzial angenommen. Dies entspricht einer sehr 

ambitionierten Rate, welche daher auch im Klimaschutzszenario angenommen wird. In allen Sze-

narien ist eine jährliche Abrissrate von 0,2 % definiert. 

Hinsichtlich der konkreten Heizwärmeverbrauchsänderung wird in den Trendszenarien für die 
kommunalen Einrichtungen -0,75 %/a angesetzt. Da die VG Westerburg in den eigenen Liegen-
schaften die Nutzung fossiler Energieträger reduzieren möchte, wurde in dem 2030minus30-Sze-
nario auch die Heizwärmeverbrauchsänderung auf einen höheren Wert von -1 %/a festgelegt 
wurde. In den ambitionierteren Klimaschutzszenarien wird dieser Wert auf -3,7 %/a durch das 
(Klima-Bündnis, 2021) gesetzt. Die Warmwasserverbrauchsänderung wird in den Trendszenarien 
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als unverändert gegenüber dem Basisjahr angenommen. Im 2030minus30-Szenario wurde eine 
Reduzierung von 0,3 %/a, in den Klimaschutzszenarien von 0,6 %/a gesetzt. 
 
 

4.4 Einsparpotenziale Strom kommunale Liegenschaften 

Die Potenzialanalyse zur Stromeinsparung in den von der Verbandsgemeinde Westerburg ausge-

wählten kommunalen Gebäuden erfolgt auf Basis der Ergebnisse aus der Energiebilanz.  

Einzelne Gebäude unterschreiten schon heute den flächenspezifischen Verbrauch nach den Ver-

gleichskennwerten des (BMWi, BMI, 2021). Dies ist in der Regel der Fall, wenn das Gebäude nur 

sporadisch oder an vereinzelten Tagen oder Tageszeiten genutzt wird. Nutzungsbedingt ist der 

Stromverbrauch also geringer als der Vergleichskennwert. Hier liegt das theoretische Einsparpo-

tenzial bei heutiger Nutzung rein rechnerisch bei Null. 

Der Stromverbrauch des näher betrachteten kommunalen Gebäudebestandes in Trägerschaft der 

VG und Ortsgemeinden beträgt im Untersuchungsgebiet ca. 870 MWhel/a. Saniert man die Ge-

bäude den Vergleichskennwerten nach (BMWi, BMI, 2021) entsprechend, dann verringert sich 

der Jahresstromverbrauch um ca. 34 %. In diese Potenzialermittlung sind nur Liegenschaften 

eingeflossen, dessen Grundfläche zum Zeitpunkt der Berechnung vorlag, sodass der flächenspe-

zifische Kennwert verglichen werden konnte. 

4.4.1 Szenarien Strom kommunale Einrichtungen  

Die mögliche Entwicklung des Stromverbrauchs wird für mehrere Szenarien dargestellt. Das 

Trendszenario mit jährlich 0,3 % Verbrauchsreduzierung ist aus der Studie des DLR (DLR, 2012) 

hergeleitet. In den Klimaschutzszenarien wird eine jährliche Stromverbrauchsreduzierung von 0,7 

% nach (Klima-Bündnis, 2021) vorgegeben. In keinem der Szenarien wird jedoch bis zum Jahr 

2030 bzw. 2050 das Niveau der Vergleichskennwerte nach (BMWi, BMI, 2021) erreicht.  

 
 
4.5 Einsparpotenzial Wärme Gewerbe/Handel/Dienstleistungen und Industrie  

4.5.1 Methodik 

Nachstehend werden die technischen und wirtschaftlichen Einsparpotenziale aufgrund ähnlicher 

Strukturen für die Sektoren Gewerbe/Handel/Dienstleistungen (GHD) und Industrie für die Ge-

bäudewärme und -kälteversorgung im Untersuchungsgebiet dargestellt.  

Grundlage der Berechnungen bilden die in der Bilanzierung ermittelten Endenergieverbräuche. 

Der Endenergieverbrauch im Wärmebereich liegt bei rund 25.500 MWh/a (GHD) bzw. 

27.800 MWh/a (Industrie). Für die Ermittlung der Einsparpotenziale in den Sektoren Ge-

werbe/Handel/Dienstleistung und Industrie werden die Bereiche Strom, Wärme und Warmwasser 

betrachtet. 

 

Der Potenzialbegriff kann als technisches und wirtschaftliches Potenzial verwendet und in Anleh-

nung an die Studie des Fraunhofer Institut für System- und Innovationsforschung (Fraunhofer 

ISI, 2003) definiert werden.  
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Das technische Potenzial beziffert die Einsparung von Energie, die durch die aktuell effizien-

teste auf dem Markt erhältliche oder bald erhältliche Technologie zu erreichen ist. Eine Betrach-

tung der Wirtschaftlichkeit sowie mögliche Re-Investitionszyklen wie Wartung oder Reparatur 

werden hierbei nicht berücksichtigt. Bei Gebäuden wäre dies z. B. eine Sanierung aller Gebäude 

unter Berücksichtigung technischer Restriktionen auf den neusten Stand der Technik. 

 

Das wirtschaftliche Potenzial repräsentiert das Potenzial das sich innerhalb des zu betrach-

tenden Zeitraumes ergibt, wenn bei allen Ersatz-, Erweiterungs- und Neuinvestitionen die Tech-

nologien mit der höchsten Energieeffizienz eingesetzt werden sowie bei gegebenen Energiemarkt-

preisen kosteneffektiv sind, also eine Amortisation der Investition unter Berücksichtigung eines 

definierten Zinssatzes innerhalb einer definierten Lebensdauer. Organisatorische Maßnahmen wie 

Nutzerverhalten und regelmäßige Wartung finden ebenfalls Berücksichtigung. Bei der Gebäude-

dämmung würde dies z. B. bedeuten, dass relativ neue Gebäude nicht saniert werden, da der 

Gewinn, welcher aus der Energieeinsparung resultiert, auf Dauer die Investitionskosten der Maß-

namenumsetzung nicht ausreichend decken würde. 

 

Einsparpotenziale, die in der Wärme- und Kälteversorgung der gewerblichen Gebäude erreicht 

werden können, setzen sich aus verschiedenen Maßnahmen zusammen und sind der nachste-

henden Tabelle 4-1 zu entnehmen. 

 
Tabelle 4-1 Einsparpotenziale Raumwärme bei entsprechenden Maßnahmen nach (Fraunhofer ISI, 2003) 

Anlage Maßnahme Technisches 

Potenzial 

Wirtschaftliches 

Potenzial 

Wärmeerzeuger Ersatz durch 

Brennwertkessel 

12,5 % 6 % 

Gebäudehülle Besserer 

Wärmedämmstandard 

46 % 14 % 

Lüftungs- und 

Klimatisierungsanla-

gen 

Kombinierte 

Maßnahmen 

40 - 60 % 30 % 

 

Je nach Wirtschaftszweig liegt ausgehend vom gesamten Endenergieverbrauch zur Wärme- und 

Kälteversorgung ein unterschiedlich hoher Anteil für die Raumheizung und Klimakälte vor. Eine 

Branche, die einen hohen Raumwärmeanteil aufweist, hat somit auch ein größeres Einsparpoten-

zial. 

 

Im Klimaschutz-Planer wird lediglich das technische Einsparpotenzial ausgegeben. Das wirtschaft-

liche Einsparpotenzial wird definitionsgemäß darunter liegen. Die konkrete Umsetzung von Ein-

sparmaßnahmen sowie deren Wirtschaftlichkeit sind im individuellen Einzelfall zu prüfen. 

4.5.2 Szenarien Wärme Gewerbe/Handel/Dienstleistungen und Industrie 

Es werden zwei Szenarien unterschieden. Mit ca. 1 % in den Trendszenarien sowie im 2030mi-

nus30-Szenario ist die aktuelle Sanierungsrate im bundesdeutschen Durchschnitt dargestellt, eine 



 
Klimaschutzkonzept Verbandsgemeinde Westerburg 

49 
 

 

Sanierungsrate von 2,7 % wird als maximales Potenzial angenommen. Dies entspricht einer sehr 

ambitionierten Rate, welche daher auch im Klimaschutzszenario angenommen wird. In allen Sze-

narien ist eine jährliche Abrissrate von 0,2 % definiert. 

Hinsichtlich der konkreten Heizwärmeverbrauchsänderung wird in den Trendszenarien für die 
Sektoren GHD und Industrie -0,75 %/a angesetzt. In den ambitionierteren Klimaschutzszenarien 
wird dieser Wert auf -3,5 %/a (GHD) bzw. -1,5 %/a (Industrie) durch das (Klima-Bündnis, 2021) 
gesetzt. Die Warmwasserverbrauchsänderung wird in den Trendszenarien als unverändert ge-
genüber dem Basisjahr angenommen. In den Klimaschutzszenarien ist dem Sektor Industrie eine 
Zunahme von 0,3 %/a zugeschrieben worden. 
Die Prozesswärmeverbrauchsänderung wurde im Sektor GHD mit 0 %/a (Trend) bzw. 0,1 %/a 
(Klimaschutz) nach dem (Klima-Bündnis, 2021) festgelegt. Im Sektor Industrie beträgt die jährli-
che Änderung 0 % (Trend) bzw. -1,1 % (Klimaschutz). 
 
 
4.6 Einsparpotenzial Strom Gewerbe/Handel/Dienstleistungen und Industrie 

Die Einsparpotenziale in den Stromanwendungen beschränken sich auf die technische Gebäu-

deausrüstung (mechanische Lüftung und Beleuchtung) sowie Querschnittstechnologien (elektri-

sche Antriebe, Pumpen und Druckluftanlagen), die nur eine geringe Abhängigkeit von den Pro-

duktionsprozessen aufweisen. Der Grund hierfür liegt in der Inhomogenität der Prozessarten in-

nerhalb des Gewerbes und der Industrie, sodass nur in einer individuellen Betrachtung der Ge-

werbe- und Industriestätten das Einsparpotenzial beziffert werden kann. Außerdem ist von kom-

munaler Seite keine wesentliche Einflussnahme zur Minderung des Endenergieverbrauchs und 

der Emissionen durch die Produktionen möglich.  

Im Folgenden werden die möglichen technischen Einsparpotenziale im Stromverbrauch des GHD- 

und Industrie-Sektors im Untersuchungsgebiet ermittelt.  

Grundlage der Berechnungen bilden die in der Bilanzierung ermittelten Endenergieverbräuche. 

Der Endenergieverbrauch im Strombereich liegt bei rund 9.100 MWh/a (GHD) bzw. 

41.000 MWh/a (Industrie).  

4.6.1 Szenarien Strom Gewerbe/Handel/Dienstleistungen und Industrie  

Die möglichen Einsparungen des Stromverbrauchs im GHD- und Industrie-Sektor in der VG Wes-

terburg belaufen sich im Trendszenario auf rund 0,3 %/a und im Klimaschutzszenario auf etwa 

0,7 %/a. Bis zum Jahr 2030 bzw. 2050 wird bei beiden Entwicklungspfaden weder das heutige 

wirtschaftliche noch das heutige technisch mögliche Einsparpotenzial erreicht.  

 
 
4.7 Einsparpotenziale Straßenbeleuchtung 

Rund ein Drittel der Straßenbeleuchtung in Deutschland ist 20 Jahre alt und älter. Die nicht mehr 

dem heutigen Stand entsprechende Technik verursacht hohe Energiekosten und ist wartungsan-

fällig. Nach einer Untersuchung der Prognos AG (Prognos, 2007) über die Potenziale zur Einspa-

rung zur Energieeffizienz in Kommunen werden 36 % des kommunalen Stromverbrauchs für die 
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Straßenbeleuchtung benötigt. In der VG Westerburg beläuft sich der Stromverbrauch für die Stra-

ßenbeleuchtung auf ca. 747.300 kWhel/a (Bilanzjahr 2017). Der Anteil am Stromverbrauch im 

Sektor kommunaler Einrichtungen liegt bei ca. 46 %.  

In der VG Westerburg liegen derzeit keine detaillierteren Informationen zum Bestand der Stra-

ßenbeleuchtung vor, sodass das Energie- und CO2e-Einsparpotenzial für die Region zum aktuellen 

Zeitpunkt nicht konkret ermittelt werden kann. Es können jedoch allgemeine Potenziale aufge-

zeigt werden. 

4.7.1 Theoretische Einsparpotenziale  

Als eine Folge der Energy-related Products (ErP) – Richtlinie, die eine verbesserte Energieeffizienz 

und allgemeine Umweltverträglichkeit von Elektrogeräten zum Ziel hat, werden Quecksilber-

dampf-Hochdrucklampen und Natriumdampf-Austauschlampen zukünftig keine CE-Kennzeich-

nung mehr erhalten und sind seit 2015 nicht mehr im Handel erhältlich. Seit dem Jahr 2017 sind 

unzureichend effiziente Halogenmetalldampflampen nicht mehr verfügbar.  

 

Aufgrund der steigenden Energiepreise sollte bei der Neuanschaffung von Leuchten oder mögli-

chen Modernisierungsmaßnahmen neben den Investitionskosten vor allem auf die laufenden Kos-

ten durch Energieverbrauch und Wartung geachtet werden. 

 
Um daraus resultierende Einsparpotenziale aufzuzeigen, können folgende Rahmenbedingungen 

festgelegt werden: 

 Beim Austausch einer Quecksilberdampf-Hochdrucklampe (HME) gegen LED können etwa 

60 % eingespart werden. 

 Beim Austausch einer Halogenmetalldampflampe (HIT), einer Natriumdampf-Niederdruck-

lampe (LST) oder einer Natriumdampf-Hochdrucklampe (HST/HSE) gegen LED können 

etwa 40 % eingespart werden. 

 Beim Austausch einer Leuchtstoffröhre (LSR) gegen LED können etwa 15 % eingespart 

werden. 

 Die Dimmung der Leuchten erfolgt 2.000 Stunden auf die Hälfte der Leistung. Dies führt 

zu einer weiteren Einsparung von 25 %. 

4.7.2 Ergänzende Informationen 

Im Zusammenhang mit dem Thema kommunaler Straßenbeleuchtung kommen immer wieder die 

Verkehrssicherungspflicht und eine sich daraus ableitende Beleuchtungspflicht der Kommunen ins 

Gespräch. Allerdings besteht in Deutschland eine solche allgemeine Beleuchtungspflicht für Kom-

munen nicht. Ausnahmen bilden einzelne Bundesländer (Bayern, Baden-Württemberg), in denen 

aus den hier geltenden Verkehrswegegesetzen eine allgemeine Beleuchtungspflicht abgeleitet 

werden kann. Oftmals wird in Urteilen die Verkehrssicherungspflicht unterschiedlich interpretiert, 

allerdings wird in der Rechtsprechung bei besonderen Gefahrenstellen eine Beleuchtungspflicht 

aus der Verkehrssicherungspflicht abgeleitet. Dies sind beispielsweise: 

 

 Verkehrsinseln 

 Fußgängerüberwege 

 Gefährliche Kreuzungen und Einmündungen 
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 Gefährliche Gefällstrecken 

 Baustellen 

 Längere Tunnel 

 

Auch wenn die entsprechende Norm keine rechtliche Verpflichtung darstellt, sollte auf die Einhal-

tung der DIN EN 13201 geachtet werden, da bei juristischen Auseinandersetzungen die DIN in 

der Regel als Stand der Technik angesehen wird. Sofern sich eine Beleuchtungspflicht ergibt, ist 

zu beachten, dass die Straßenbeleuchtungsanlagen auch nach der aktuell gültigen DIN geplant 

werden. Die DIN schreibt nicht vor, wo sich eine Beleuchtungspflicht ergibt, sondern beinhaltet 

nur die Anforderungen an die lichttechnischen Rahmenbedingungen für den jeweiligen Anwen-

dungsfall.  

Neben der Modernisierung bzw. dem Austausch von Leuchtsystemen kann auch eine zeitweise 

Abschaltung oder Reduzierung der Lichtstärke eine Rolle spielen. Hierzu kann keine allgemein-

gültige Aussage der rechtlichen Zulässigkeit gemacht werden. Allerdings erscheint zurzeit eine 

Kürzung bzw. Abschaltung der Straßenbeleuchtung außerhalb der Hauptverkehrszeit als haf-

tungsrechtlich unbedenklich, sofern nur verkehrstechnisch ungefährliche Straßenstellen betroffen 

sind.  

Eine Abschaltung jeder zweiten Leuchte zur Stromeinsparung ist aus haftungsrechtlichen Ge-

sichtspunkten problematisch und ist nach Möglichkeit zu vermeiden. Bedingt durch die häufigen 

und zeitlich schnellen Wechsel zwischen Hell- und Dunkelzonen kann das Auge der Verkehrsteil-

nehmer (in erster Linie Kraftfahrzeuge) überfordert und Gefahren nur spät erkannt werden (wie 

z. B. Unfälle oder Fußgänger). Haftungsrechtlich unbedenklich ist ein gleichmäßiges Absenken 

des Lichtstromes in verkehrsärmeren Zeiten in der Nacht (so. Halbnachtschaltung) (Marx, 2002). 

 

Bei einer Erneuerung oder Sanierung im Bereich der kommunalen Straßenbeleuchtung wird oft-

mals die Frage nach der Einforderung von Beiträgen von Seiten der Bürger aufgeworfen (DStGB, 

2009). Aus dem Kommunalabgabegesetz (KAG) sind Unterhaltungs- und Instandsetzungsvorha-

ben nicht beitragspflichtig. Bei der Erneuerung sowie Verbesserung der Straßenbeleuchtungsan-

lage stellt sich dies anders dar. Hier ist eine Beitragsfähigkeit von Seiten der Bürger (Anlieger) 

gegeben. Ein Gemeindeanteil, der sich nach den örtlichen Umständen richtet, ist allerdings immer 

in Abzug zu bringen. Die Höhe dieses Abzuges richtet sich in der Regel nach der Bedeutung der 

Straße für die Allgemeinheit. Hier muss das Verhältnis zwischen allgemeiner Nutzung der Stra-

ßenbeleuchtung sowie der Anlieger widergespiegelt werden. Dieses Verhältnis wird über die zah-

lenmäßige Relation des Anlieger- zum Durchgangsverkehr ermittelt. Je nach Verhältnis, das sich 

aus Anlieger oder Durchgangsverkehr ergibt, ist ein Anteil der Verbandsgemeinde im Bereich 

zwischen 25 und 75 % möglich (Titze, 2013). 

 
 

4.8 Wasserversorgung 
Die Wasserversorgung sichert eine flächendeckende, sichere, hochwertige und preiswerte Ver-

sorgung mit einem Grundnahrungsmittel. Die Kosten der Wasserversorgung werden von allen 

Bürgern getragen. Zur Bereitstellung des Wassers wird nennenswert elektrische Energie aufge-

wendet. Im Bereich der Wasserversorgung stellen die Wassergewinnung und -aufbereitung die 

wesentlichen Energieeinsatzbereiche dar.  
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Die VG Westerburg hat sich u. a. aufgrund der Auswirkungen der letzten Hitzesommer zum Ziel 

gesetzt, Einsparungen im Bereich der Wasserversorgung zu erzielen. In erster Linie soll dies durch 

einen ressourcen- und wasserbewussten Umgang erfolgen.  

 

Im Klimaschutz-Planer werden Einrichtungen der Wasserversorgung, sofern lokale Daten hierzu 

vorliegen, den kommunalen Einrichtungen (unter „sonstige kommunale Gebäude und Infrastruk-

tur“) zugeschrieben. Eine separate Auswertung von konkreten Potenzialen ist somit zum aktuellen 

Zeitpunkt nicht unmittelbar möglich. 

 

Zu einer klimafreundlichen Wasserversorgung können nicht nur effiziente und sparsame Techno-

logien beitragen, sondern auch der Einsatz erneuerbarer Energien. Gerade Hochbehälter oder 

Wasseraufbereitungsanlagen mit einem ganztägig hohen Energieverbrach bieten sich als Stand-

orte für Photovoltaikanlagen an. Der erzeugte Strom kann direkt vor Ort genutzt und Strombe-

züge aus dem öffentlichen Netzt reduziert werden. Somit werden nicht nur Treibhausgasemissi-

onen reduziert, sondern abhängig vom Arbeitspreis auch die Stromkosten verringert.  

 

 
4.9 Abwasserentsorgung 

Kläranlagen und andere Einrichtungen zur kommunalen Abwasserreinigung haben mit durch-

schnittlich ca. 20 % einen vergleichsweise hohen Anteil am kommunalen Stromverbrauch (Ha-

berkern, et al., 2006). Im Bereich der Abwasserentsorgung sind insbesondere die Abwasserreini-

gung, die biologische Reinigung und die Schlammbehandlung energieintensiv. Eine kontinuierli-

che Erfassung kann als Grundlage für die Ausformulierung geeigneter Maßnahmen dienen.  

 

Im Klimaschutz-Planer werden Anlagen der Abwassersysteme, sofern Daten hierzu vorliegen, den 

kommunalen Einrichtungen (unter „sonstige kommunale Gebäude und Infrastruktur“) zugeschrie-

ben. Eine separate Auswertung von konkreten Potenzialen ist somit zum aktuellen Zeitpunkt nicht 

unmittelbar möglich. 

 

Ein möglicher Baustein hin zu einer klimafreundlichen Abwasserentsorgung/-Behandlung ist der 

Einsatz erneuerbarer Energien. Als Standorte zur Installation von PV-Anlagen eignen sich Kläran-

lagen gut. Dachflächen von Betriebsgebäuden oder freie Flächen auf dem Betriebsgelände bieten 

Platz zur Aufständerung und Montage der Module. Durch eine ganztägig hohe Grundlast kann der 

erzeugte Strom nahezu vollständig vor Ort verbraucht werden. Strombezüge aus dem öffentlichen 

Netz werden dadurch verringert, ebenso wie die damit verbundenen Stromkosten und THG-Emis-

sionen.  
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5 Potenziale zur Nutzung Erneuerbarer Energien und Kraft-
Wärme-(Kälte)-Kopplung  

Neben den Energieeinsparungen und der Erhöhung der Energieeffizienz ist die Bereitstellung der 

unvermeidbaren Energie aus Erneuerbaren Energien oder Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen von 

besonderer Bedeutung für den Klimaschutz. 

 

5.1 Windenergie 

 

5.1.1 Bestandsanlagen Windenergie 

Die Analyse der Ist-Situation zur Windenergie in der Region bezieht sich auf die für die VG Wes-

terburg erhobenen Daten der Energieagentur RLP, welche im Rahmen des Projektes KomBiReK 

erhoben und in den Klimaschutz-Planer eingetragen wurden. Die Energieagentur RLP beruft sich 

auf Angaben des Übertragungsnetzbetreibers Amprion. Datengrundlage stellen durch das EEG 

geförderte Anlagen mit Stromeinspeisung ins öffentliche Netz dar. Alle in diesem Konzept be-

schriebenen Angaben, Maßnahmen und Potenziale beziehen sich auf diese für die VG Westerburg 

ermittelten Daten. 

 

In der VG Westerburg bestehen derzeit, Stand Bilanzjahr 2017, insgesamt elf Windenergieanlagen 

mit einer Gesamtleistung von rund 24 MW. Deren Stromerzeugung im Jahr 2017 beziffert sich 

auf ca. 50.700 MWhel/a (Energieagentur RLP, 2021). Dies entspricht bilanziell rund 61 % des 

Stromverbrauchs der VG im Jahr 2017.  

5.1.2 Potenziale und Szenarien Windenergie 

Windkraftanlagen im Außenbereich sind nach § 35 Baugesetzbuch als privilegierte Bauvorhaben 

im Außenbereich zulässig. Eine Steuerung der Errichtung von Windkraftanlagen ist auf kommu-

naler und regionaler Ebene über die Ausweisung von Vorrangflächen in Bauleit- bzw. Regionalplä-

nen möglich. 

Für die Bauleitplanung, den Flächennutzungsplan und Bebauungsplan sind die Gemeinden bzw. 

Verbandsgemeinde zuständig. Regionalpläne werden von der Regionalplanung erstellt. Vorgaben 

liefert das von der obersten Planungsbehörde (Ministerien) erstellte Landesentwicklungspro-

gramm. Das Landesentwicklungsprogramm (LEP IV) beinhaltet die Zielvorgabe auf Landesebene, 

zwei Prozent der Fläche des Landes Rheinland-Pfalz für die Energienutzung durch Windkraftanla-

gen bereitzustellen. Die Umsetzung der Teilfortschreibung des LEP IV gibt den Kommunen einen 

größeren planerischen Spielraum und größere Verantwortung für den Ausbau der Windenergie-

nutzung. Zur planerischen Erschließung der für die Nutzung der Windenergie vorgesehenen Flä-

chen weisen die Regionalpläne Vorrang- und Ausschlussgebiete aus. 

Vor Inkrafttreten des regionales Raumordnungsplans Mittelrhein-Westerwald (verbindlich seit 11. 

Dezember 2017) fand durch die Regionalplanung in der Region Mittelrhein-Westerwald keine 

Steuerung der Windenergienutzung in Form von Vorranggebieten statt. Das Erfordernis, solche 

Gebiete auszuweisen, ergab sich durch die erste Teilfortschreibung des LEP IV im Jahr 2011 

(Mittelrhein-Westerwald, 2021) und der damit verbundenen Anpassungspflicht der regionalen 

Raumordnungspläne an neue übergeordnete Ziele und Vorgaben. Aufgrund dessen wurde eine 
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Konzeption zur Steuerung der Windenergie in der Region Mittelrhein-Westerwald erstellt. In die 

Erstellung des RROP fanden die Ergebnisse dieser Windenergiekonzeption aus dem Jahr 2014 

Einzug.  

Mit der Ausweisung der Vorranggebiete verfolgt der RROP das Ziel einer Standortsicherung und 

-vorsorge für die Windenergienutzung auf dafür gut geeigneten Flächen. In den im RROP enthal-

tenen Ausschlussgebieten ist eine Windenergienutzung nicht vereinbar und daher ausgeschlos-

sen. Der derzeit gültige RROP weist keine ungenutzten Vorranggebiete für die Windenergienut-

zung für die VG Westerburg aus. Ausschlussgebiete sind in Nähe der Ortsgemeinden Gemünden, 

Pottum, Guckheim und Langenhahn ausgewiesen. In allen übrigen Bereichen, die keine raumord-

nerische Steuerung der Windenergienutzung vorweisen, kann eine Steuerung über die kommu-

nale Bauleitplanung erfolgen (Mittelrhein-Westerwald, 2021). 

 

Im Jahr 2017 wurden mit den elf bestehenden Windkraftanlagen, unter Annahme eines Durch-

schnittlichen Flächenbedarfs von je 5,6 ha pro Anlage, ca. 0,55 % der Gesamtfläche der VG 

Westerburg für die Energieerzeugung durch Windkraftanlagen genutzt. Es ist ein Ziel der VG, die 

Eigenstromerzeugung u. a. durch den Zubau von Windkraftkapazitäten zu erhöhen.  

In den Trendszenarien wird keine zusätzliche Fläche für Windkraftanlagen bereitgestellt, es bleibt 

somit bei den 0,55 %. In dem individuellen 2030minus30-Szenario wird dieser Anteil verdoppelt, 

sodass insgesamt ca. 1,1 % der Gesamtfläche genutzt werden. Die Klimaschutzszenarien gehen 

von einem ambitionierteren 2 %-Flächenanteil für die Windkraft aus. Als Gesamtpotenzial ist 

durch das (Klima-Bündnis, 2021) ein Flächenanteil von 10 % hinterlegt, was jedoch praktisch 

kaum umzusetzen sein wird.  

 

 

5.2 Solarenergie 

In diesem Abschnitt wird das Potenzial für die Nutzung der Solarenergie ermittelt sowie das be-

reits genutzte und das Ausbaupotenzial dargestellt.  

Hierfür werden Anlagen zur Stromerzeugung (Photovoltaik) und Anlagen zur Wärmeerzeugung 

(Solarthermie) betrachtet. Im Bereich der Photovoltaik werden sowohl Dachanlagen als auch Frei-

flächenanlagen berücksichtigt. Im Bereich der Solarthermie können Freiflächenanlagen eine Rolle 

bei der Umsetzung von Nahwärmeverbünden spielen. Die Potenziale sind hier jedoch mehr von 

der Wärmesenke als von der verfügbaren Fläche abhängig, sodass diese hier nicht ausgewiesen 

werden können.  

Insbesondere bei Wohngebäuden entsteht eine Nutzungskonkurrenz, da hier auf den Dächern 

sowohl Photovoltaik- als auch Solarthermieanlagen installiert werden können.  

 

5.2.1 Bestandsanlagen Solarthermie 

Die Erfassung der bestehenden solarthermischen Anlagen erfolgt über den Datenservice der Ener-

gieagentur RLP. Bis zum Bilanzjahr 2017 waren demnach keine solarthermischen Anlagen, welche 

über das BAFA-Programm erfasst worden wären, installiert (Energieagentur RLP, 2021). 
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5.2.2 Potenzialanalyse Solarthermie 

Solarthermische Anlagen werden fast ausschließlich auf Wohngebäuden installiert, in Ausnahme-

fällen auf öffentlichen Gebäuden mit entsprechendem Warmwasserbedarf (Turnhallen, Sport-

heime) oder Betrieben mit Niedertemperatur-Prozesswärmebedarf, für dessen Sonderfall eine so-

larthermische Anlage in Betracht kommt. Bei der Potenzialermittlung werden sämtliche Gebäude 

des Gebietes mit geeigneter Dachfläche betrachtet. Solarthermische Anlagen sind auf den Warm-

wasserbedarf und/oder den Warmwasserbedarf und den Heizenergieverbrauch des Gebäudes 

ausgelegt. Die benötigte Fläche ist dadurch begrenzt. Die durchschnittliche Kollektorfläche einer 

solarthermischen Anlage liegt bei rund 6,8 m² pro Gebäude. Der größere Teil der solarthermi-

schen Anlagen wird nur zur Warmwasserbereitung genutzt, ein geringerer Teil unterstützt die 

Heizung bei der Heizwärmebereitstellung. Es ist zu erwarten, dass dieser Anteil zunimmt, da mit 

steigenden Energiepreisen auch die Heizungsunterstützung wirtschaftlich interessanter wird. Da-

neben werden nach der „Richtlinie für die Bundesförderung für effiziente Gebäude – Einzelmaß-

nahmen (BEG-EM)“ solarthermische Anlagen gefördert, die zu mehr als 50 % die Warmwasser-

bereitung, die Raumheizung oder beides kombiniert unterstützen (BMWi, 2020).  

 

Bei der Ermittlung der Solarthermie-Potenziale auf Dachflächen wurden, ergänzend zum Vorge-

hen im Klimaschutz-Planer, die Daten des Solarkatasters Rheinland-Pfalz ausgewertet 

(Energieagentur RLP, 2020). Für die Ermittlung des technischen Potenzials wird hier eine Größe 

einer solarthermischen Anlage von durchschnittlich 10 m² Kollektorfläche angenommen. Der 

nutzbare Ertrag pro Kollektorfläche kann für die Unterstützung der Warmwasserbereitung mit 350 

kWhth/(m²*a) abgeschätzt werden. Für die zusätzliche Heizungsunterstützung sollten die Anlagen 

besonders in der Heizperiode mindestens 165 kWhth/(m²*a) liefern.  

 

Die Energieagentur RLP weist ausdrücklich darauf hin, dass die ermittelte Eignungsfläche der 

Dächer für Photovoltaik und Solarthermie gemeinsam ausgewiesen ist. Sie ist somit als konkur-

rierend zu betrachten. Auch werden technisch mögliche Potenziale ausgegeben, die keine wirt-

schaftlichen Bewertungen enthalten.  

 

Nachfolgende Tabelle stellt das theoretische technische Solarthermie-Potenzial dar, unter Angabe 

der Eignungsfläche der Dachflächen, den potenziellen Solarwärmeerträgen und den damit erziel-

baren CO2-Einsparungen. 

 
Tabelle 5-1 Ausbaupotenzial Solarthermie VG Westerburg nach (Energieagentur RLP, 2020)  

Eignungsfläche Dach Potenzial Wärmer-

trag Solarthermie  

Potenzial CO₂-Ein-

sparung Solarther-

mie  

 [m²] [MWh/a] [t CO₂e/a] 

VG 

Westerburg 

1.753.600 276.200 71.100 

 

Das Gesamtpotenzial zur Wärmeerzeugung mit solarthermischen Anlagen wird im Klimaschutz-

planer über die solare Gütezahl abgeschätzt. Hier wird der Teil der Gebäude- und Freiflächen 
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eingetragen, der für Solarthermie-Anlagen verwendbar ist. Grundlage stellen die verfügbaren 

Nutzflächen (nach Sektoren GHD, KE, Industrie und private Haushalte) sowie die Verbrauchsan-

teile, die solar gedeckt werden könne, dar. Nach dem (Klima-Bündnis, 2021) ist eine mittlere 

Globalstrahlung von 1.055 kWh/m² sowie eine solare Gütezahl von 0,07 hinterlegt. Im Klima-

schutz-Planer werden die Potenziale für Photovoltaik und Solarthermie nicht als konkurrierend 

betrachtet, sondern mit Vorrang für Solarthermie. Das Solarthermie-Potenzial wird somit in die 

nutzbare Fläche für PV-Anlagen eingerechnet. In die weitere Bearbeitung der Szenarien fließt die 

Methodik aus dem Klimaschutz-Planer ein. 

 

Vor allem im Neubaubereich ist damit zu rechnen, dass auch immer mehr Solarthermieanlagen 

zur Heizungsunterstützung errichtet werden.  

 

5.2.3 Ausbauszenario Solarthermie Dachanlagen 

Es werden zwei Szenarien unterschieden. In den Trendszenarien wird der Zubau und damit der 

Nutzungsanteil der Solarthermie an dem Dachflächen-Potenzial in keinem der betrachteten Sek-

toren zunehmen. In den Klimaschutzszenarien werden die vorhandenen Potenziale der nutzbaren 

Dachflächen in allen Sektoren zu 100 % ausgeschöpft. 

 
5.2.4 Ausbauszenario Solarthermie Freiflächen 

Solarthermische Freiflächenanlagen können bei der Errichtung von Wärmenetzen eingesetzt wer-

den. In den Sommermonaten, der Übergangszeit und an sonnigen Wintertagen kann bei geeig-

neter Auslegung des Kollektorfeldes und der Pufferspeicher ein Großteil des Wärmebedarfs durch 

die Solaranlage gedeckt werden. Weiter kann in den Übergangsmonaten der Spitzenleistungsbe-

darf durch die Solarthermieanlagen reduziert werden.  

Die Wirtschaftlichkeit großflächiger Solarthermieanlagen hängt nach dem Planungs- und Geneh-

migungsleitfaden für Freiflächen-Solarthermie von folgenden Faktoren ab (Hamburg Institut , 

2016): 

 Entfernung zur Heizzentrale des Wärmenetzes  

 Geografische Lage der Solarthermie-Freifläche (wichtig für den Ertrag) 

 Hydraulische Einbindungsmöglichkeiten ins Wärmenetz 

 bei mehreren Netzen das Geeignetste auswählen 

 Bodenpreis 

 

Auch hier werden zwei Szenarien unterschieden. In den Trendszenarien wird kein Zubau von 

Solarthermie-Freiflächenanlagen erfolgen. In den Klimaschutzszenarien wird das durch das 

(Klima-Bündnis, 2021) definierte Potenzial von einem Flächenanteil an landwirtschaftlich genutz-

ter Fläche von 0,15 % voll ausgeschöpft. Bei einer Landwirtschaftsfläche von ca. 4.558 ha in der 

VG Westerburg (Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz, 2019) würde dies einer nutzbaren Flä-

che von ca. 7 ha und einem jährlichen Solarertrag von ca. 10.800 MWh entsprechen. Bilanziell 

würde ein solcher Solarpark ca. 5 % des gesamten Wärmeverbrauchs der VG Westerburg oder 

umgerechnet den gesamten Wärmeverbrauch von ca. 460 Einfamilienhäusern decken. Da diese 

landwirtschaftlich genutzten Flächen erfahrungsgemäß sehr konfliktbehaftet sind, sollte das er-

rechnete Potenzial auch für anderweitige Flächen verstanden werden. 
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5.2.5 Bestandsanlagen Photovoltaik  

Die Gesamtleistung der bis zum Jahr 2017 installierten Photovoltaikanlagen beträgt ungefähr 

22.800 kWpel. Die Stromerzeugung der Photovoltaikanlagen, mit Einspeisung mit EEG-Förderung, 

auf Dach- und Freiflächen betrug im Jahr 2017 20.800 MWhel/a (Energieagentur RLP, 2021). Dies 

entspricht in etwa einem Anteil von 25 % des derzeitigen Stromverbrauchs in der VG Westerburg. 

Im Rahmen des Solarkatasters RLP wurden zudem sämtliche in das Marktstammdatenregister 

(MaStR) eingetragenen Anlagen bis zum Jahr 2020 betrachtet. Die dort erhobenen Ausbaupoten-

ziale weichen von den hinterlegten Daten im Klimaschutz-Planer ab. Dies ist durch unterschiedli-

che Datenquellen (EEG-geförderte Anlagen ggü. eingetragene Anlagen im MaStR) und unter-

schiedliche Bilanzjahre zu begründen. Die weiteren Betrachtungen der Potenziale und Szenarien 

beruhen auf Grundlage der EEG-geförderten Anlagen bis zum Bilanzjahr 2017. 

 

5.2.6 Potenzialanalyse Photovoltaik-Dachanlagen 

Das technische Potenzial umfasst die Dachflächen, die aufgrund ihrer Ausrichtung und Neigung 

für die Errichtung von Photovoltaik-Dachanlagen geeignet sind. Bei der Ermittlung der Solar-

Strom-Erzeugungspotenziale auf Dachflächen wurden, ergänzend zum Vorgehen im Klimaschutz-

Planer, die Daten des Solarkatasters Rheinland-Pfalz verwendet. Die Ergebnisse dieser Auswer-

tung sind in nachfolgender Tabelle dargestellt.  

 

Die Energieagentur RLP weist ausdrücklich darauf hin, dass die ermittelte Eignungsfläche der 

Dächer für Photovoltaik und Solarthermie gemeinsam ausgewiesen ist. Sie ist somit als konkur-

rierend zu betrachten. Auch werden technisch mögliche Potenziale ausgegeben, die keine wirt-

schaftlichen Bewertungen enthalten. Aspekte der Dachstatik und der Dachdichtigkeit sind bei der 

individuellen Anlagenplanung besonders genau zu beachten. 
 
Tabelle 5-2: Ergebnistabelle Dach-PV-Potenzial VG Westerburg nach (Energieagentur RLP, 2020) 

 
Installier-

bare Leis-

tung  

Installierte 

Leistung 

(MaStR) 

Potenzial 

Stromertrag 
Stromer-

trag 

(MaStR) 

Poten-

zial 

CO2-

Einspa-

rung  

CO2-

Einspa-

rung 

(MaStR) 

Eignungsflä-

che VG Wes-

terburg [m²] 

[MWel/a] [MWel/a] [MWhel/a] [MWhel/a] [t 

CO₂e/a] 

[t 

CO₂e/a] 

1.753.600 324 7,4 281.800 6.603 142.000 3.300 

 

Laut der Auswertung der (Energieagentur RLP, 2020) wird hinsichtlich Photovoltaikanlagen auf 

Dachflächen derzeit rund 2,5 % des verfügbaren Potenzials ausgenutzt. Selbst unter Berücksich-

tigung der Datenerhebung für den Klimaschutz-Planer, welche eine installierte Leistung von 22,8 

MWp ergeben hat, würden erst 7 % des hier ausgewerteten Potenzials genutzt werden.   

 

Das Gesamtpotenzial Stromerzeugung mit PV-Anlagen wird im Klimaschutz-Planer über die solare 

Gütezahl abgeschätzt. Hier wird der Teil der Gebäude- und Freiflächen eingetragen, der für PV-

Anlagen verwendbar ist. Grundlage stellen die verfügbaren Nutzflächen (nach Sektoren GHD, KE, 
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Industrie und private Haushalte) sowie eine maximal nutzbare Dachfläche für PV inkl. Solarther-

mievorrang von 60 % dar. Nach dem (Klima-Bündnis, 2021) ist eine mittlere Globalstrahlung von 

1.055 kWh/m² sowie eine solare Gütezahl von 0,07 hinterlegt. In die weitere Bearbeitung der 

Szenarien fließt die Methodik aus dem Klimaschutz-Planer ein. 

 

Unter anderem ist die Errichtung von PV-Anlagen für die kommunalen Liegenschaften interessant. 

Dafür bieten sich bspw. Dachflächen von Dorfgemeinschaftshäusern, Kindergärten, Mehrzweck-

hallen, Bauhöfen, Solarcarports o. ä. an. An dieser Stelle kann eine inhaltliche Verknüpfung zum 

Thema Straßenbeleuchtung sinnvoll sein. Ist die Straßenbeleuchtung Eigentum der Kommune, 

bietet sich nach der Umrüstung der Leuchtmittel auf LED eine weitere Möglichkeit der Energie-

einsparung. Es ist möglich, auf einem gemeindeeigenen Objekt, welches für sich nur einen ge-

ringen Stromverbrauch aufweist eine speichergekoppelte PV-Anlage zu installieren und mit dem 

tagsüber gespeicherten PV-Strom in der Nacht die Straßenbeleuchtung zu versorgen. 

5.2.7 Hemmnisse und Möglichkeiten bei Photovoltaik-Dachanlagen  

Nach den derzeitigen Rahmenbedingungen des EEG (sinkende Einspeisevergütung für PV-Strom) 

können vor allem PV-Anlagen mit einem hohen Eigenverbrauchsanteil des erzeugten Stroms wirt-

schaftlich betrieben werden. Jedoch wird der eigenverbrauchte PV-Strom aus PV-Anlagen größer 

30 kWp mit einer anteiligen EEG-Umlage beaufschlagt (§ 61 EEG 2021). Dies kann dazu führen, 

dass bei neuen Anlagen nicht die gesamte verfügbare Dachfläche genutzt wird und Potenziale 

unerschlossen bleiben. 

Ob diese bei einer Änderung der Gesetzeslage oder wirtschaftlichen Voraussetzungen nachträg-

lich genutzt werden, ist fraglich. Wenn die Entwicklung hin zu einer Arealversorgung geht, könn-

ten größere Flächen geeigneter Dächer mit PV belegt werden, um die Gebäude im Areal, die sich 

nicht für PV eignen, mit zu versorgen. 

Ein großes Potenzial im Bereich der PV-Dachanlagen liegt in Dachflächen von Gebäuden mit ver-

mieteten Wohneinheiten. Lange war ein Betrieb einer solchen Mieterstromanlage für den Vermie-

ter nicht wirtschaftlich, da weitere Kosten für Abrechnung, Vertrieb und Messungen auf die Ver-

mieter zukommen (Bundesnetzagentur, 2017). Im EEG 2017 ist daher eine sogenannte Mieter-

stromklausel integriert worden, welche mit dem EEG 2021 neue Berechnungsmodi und Obergren-

zen erhalten hat. Der Betreiber einer solchen Anlage soll einen Zuschlag auf den an die Mieter 

abgegebenen Strom (Mieterstrom) erhalten. Die Höhe des Mieterstromzuschlags passt sich pro-

portional zur Vergütung von eingespeistem Strom aus PV-Anlagen an. Bei Anlagenleistungen zwi-

schen 40 kW und 750 kW beträgt der feste Zuschlag 2,37 ct/kWh, bei Anlagen zwischen 10 kW 

und 40 kW 3,52 ct/kWh und bei Anlagen <10 kW 3,79 ct/kWh (Solarserver, 2021). Diese Förde-

rung soll ein Anreiz für den Ausbau von Photovoltaikanlagen auf Mietobjekten sein und damit 

diese bisher selten genutzten Potenziale aktivieren. 
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5.2.8 Potenzialanalyse Photovoltaik-Freiflächenanlagen 

Rahmenbedingungen 

Das Klimaschutzkonzept legt bei Solarenergie den Fokus auf dachgebundene Anlagen. Freiflä-
chenanlagen bergen aufgrund des Flächenbedarfs ein höheres Konfliktpotenzial bezüglich Natur-
schutzbelangen. Weiter sind Freiflächenanlagen genehmigungsbedürftig, wodurch in der Pla-
nungsphase unter anderem Umweltverträglichkeitsprüfungen durchzuführen sind. 

Im Folgenden wird ein Überblick über die derzeitigen Rahmenbedingungen und eine Potenzial-

einschätzung zu PV-Freiflächen vorgenommen. 

Bei der Ermittlung des Potenzials für die Errichtung von Photovoltaik-Freiflächenanlagen sind 

technische, wirtschaftliche und rechtliche Aspekte relevant. Zum einen sind die Flächen zu be-

trachten, die die Anforderungen des Erneuerbare-Energien-Gesetzes hinsichtlich der Vergütungs-

fähigkeit einer PV-Freiflächenanlage einhalten (EEG, 2021): 

 Fläche ist versiegelt oder 

 Flächen im Abstand von bis zu 200 m vom Außenrand der befestigen Fahrbahn von Auto-

bahnen oder Schienenwegen oder 

 Konversionsfläche aus wirtschaftlicher, verkehrlicher, wohnungsbaulicher oder militäri-

scher Nutzung, die nicht als Naturschutzgebiet oder Nationalpark festgesetzt worden ist. 

 

Durch die neuen Rahmenbedingungen, wie die Einführung von Ausschreibungen für PV-Freiflä-

chenanlagen sowie eine verpflichtende Direktvermarktung ab einer gewissen Größenordnung er-

geben sich neue Fragestellungen im Hinblick auf die Errichtung von Freiflächenanlagen. 

Nach dem neuen EEG 2017 besteht für PV-Anlagen ab einer Leistung von 750 kWp eine Aus-

schreibungspflicht. Ab einer Größe von 100 kWp fallen die Anlagen dabei nach wie vor unter die 

verpflichtende Direktvermarktung (Rödl & Partner, 2017). Damit können Anlagen bis 750 kWp 

ohne Ausschreibungspflicht errichtet werden und können durch das Marktprämienmodell des EEG 

gefördert werden.  

Eine weitere Möglichkeit ist, eine PV-Freifläche unabhängig von der EEG-Vergütung oder Markt-

prämienmodell des EEG zu betreiben und allein zur eigenen Versorgung oder durch eine Direkt-

vermarktung außerhalb des EEG-Erlöse zu erzielen.  

Ein wichtiges Kriterium ist dann die Nähe zu einem (Groß-)Verbraucher, der den Strom direkt 

abnimmt. Weitere Kriterien sind unter anderem die Größe der Fläche, die Neigung, Besitzverhält-

nisse, naturschutzrechtliche Belange und die Bodenbeschaffenheit. 

Im Gegensatz zu Windkraftanlagen sind PV-Freiflächenanlagen keine privilegierten Vorhaben im 

Außenbereich nach § 35 Abs. 1 und 2 BauGB. Sie können als sonstige Vorhaben zugelassen 

werden, insofern sie keine öffentlichen Belange beeinträchtigen. Dies ist vor allem dann der Fall, 

wenn eine PV-Freiflächenanlage der Darstellung eines Flächennutzungsplans, Bebauungsplan 

oder sonstigen Plans widerspricht (Energieagentur NRW, 2014). 

 

Potenziale PV Freiflächen  

Das Potenzial für PV-Freiflächen ist im Einzelfall zu prüfen. Für die Landwirtschaft wertvolle Böden 

in der VG Westerburg kommen als Flächen für die Errichtung von PV-Freiflächenanlagen nicht in 
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Betracht und werden auch nicht gefördert. Als mögliche Flächen könnten freie Flächen in baupla-

nerisch ausgewiesenen Gewerbe- und Industriegebieten in Betracht kommen. Bauplanerisch aus-

gewiesene Freiflächen in Gewerbe- und Industriegebieten sind für Unternehmen attraktiv, um 

den erzeugten Strom zur Eigenversorgung zu nutzen oder an Dritte weiter zu vermarkten. Allge-

mein bedarf es der Ausweisung im Bebauungsplan als Sondergebiet PV-Freiflächenanlage oder 

Sondergebiet für Erneuerbare Energien. Aufgrund der beschriebenen Rahmenbedingungen (z. B. 

Ausschreibungspflicht, Struktur im Untersuchungsgebiet) ist es zudem derzeit fraglich, ob kurz- 

bis mittelfristig Potenziale in den Gewerbegebieten erschlossen werden können. Darüber hinaus 

wäre zu untersuchen, ob an Standorten der kommunalen Wasserversorgungs- und Abwasserent-

sorgungsinfrastruktur (Hochbehälter, Wasseraufbereitungsanlagen, Klärwerke etc.) die Installa-

tion von PV-Freiflächenanlagen möglich ist. 

 

5.2.1 Ausbauszenario Photovoltaik Dach und Freiflächen 

Der Ausbau von PV-Freiflächenanlagen hängt von vielen Rahmenbedingungen ab. Vor allem na-

turschutzrechtliche Belange spielen eine große Rolle.  

Im Klimaschutz-Planer lässt sich zurzeit für das Potenzial von PV-Freiflächenanlagen, analog zu 

den Solarthermie-Freiflächenanlagen, lediglich ein prozentualer Anteil an der landwirtschaftlich 

genutzten Fläche eintragen. Dieser ist auf 5 % voreingestellt (Klima-Bündnis, 2021). Da diese 

Flächen erfahrungsgemäß sehr konfliktbehaftet sind, sollte das errechnete Potenzial auch für an-

derweitige Flächen verstanden werden. 

 
Die VG Westerburg hat sich zum Ziel gesetzt, die Eigenstromerzeugung u. a. durch den Zubau 
von Photovoltaikkapazitäten zu erhöhen. In dem 2030minus30-Szenario wird daher der Anteil der 
PV-Dachanlagen im Vergleich zu den Trendszenarien um ca. 50 % höher angesetzt. Übergeord-
netes Ziel war die Reduktion der Treibhausgase bis 2030 um 30 %. Die Trendszenarien stellen 
annähernd den aktuellen Ist-Zustand ohne weiteren Zubau dar. In den Klimaschutzszenarien 
werden 100 % der potenziell nutzbaren Dachflächen für PV-Anlagen inkl. Solarthermievorrang 
verwendet sowie 4,3 % der landwirtschaftlich genutzten Flächen für Freiflächenanlagen. 
 
 
5.3 Biomasse 

In diesem Abschnitt werden die Potenziale zur Gewinnung und energetischen Nutzung von Bio-

masse dargestellt. Hierzu gehören biogene Reststoffe, die zum jetzigen Zeitpunkt schon anfallen 

oder in Zukunft anfallen werden, sowie speziell für die energetische Verwertung angebaute Ener-

giepflanzen. Dabei wird unterschieden zwischen fester Biomasse (z. B. aus der Forstwirtschaft, 

Altholz, Landschaftspflegeholz), flüssiger Biomasse und gasförmiger Biomasse (z. B. aus Gülle, 

Festmist, Bioabfall, Grünschnitt). 

5.3.1 Bestandsanalyse energetische Biomassenutzung im Untersuchungsgebiet 

Im Verbandsgemeindegebiet befanden sich 2017 zwei EEG-geförderte Biogasanlagen mit einer 

Gesamtleistung von 575 kW. Die Stromerzeugung der Anlagen betrug im Jahr 2017 rund 4.800 

MWhel/a. 

Zur Abschätzung der installierten Leistung von Heizungsanlagen und Einzelraumheizungen (Öfen) 

auf Basis fester Brennstoffe wurde die Feuerstättenstatistik ausgewertet, bereitgestellt durch das 
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Landesamt für Umwelt aus Mainz. Insgesamt ist eine Leistung von ca. 43.500 kW durch feste 

Brennstoffe im Gebiet der VG Westerburg durch Schornsteinfeger aufgenommen worden. Es wird 

die Annahme getroffen, dass es sich bei diesen festen Brennstoffen rein um Biomasse handelt. 

Folgende Aufteilung konnte herausgearbeitet werden: 

 

Einzelraumfeuerstätten (Öfen) 

 <4 kW: 1.023 Anlagen 

 4-11 kW: 4.106 Anlagen 

 >11 kW: 249 Anlagen 

 

Zentralfeuerstätten: 

 <4 kW: 61 Anlagen 

 4-11 kW: 0 Anlagen 

 11-25 kW: 258 Anlagen 

 25-50 kW: 87 Anlagen 

 50-100 kW: 7 Anlagen 

 >100 kW: 7 Anlagen  

 

Diese Abstufungen entsprechen der Abfrage im Klimaschutz-Planer. Anlagen über 100 kW werden 

dabei dem Sektor GHD zugeschrieben, alle weiteren den privaten Haushalten.  

Die konkrete Wärmeerzeugung ist stark abhängig vom Nutzerverhalten. Anhand der Leistungs-

größen kann jedoch eine Abschätzung erfolgen. Somit beträgt die feste Biomassenutzung der VG 

Westerburg im Bilanzjahr 2017 ca. 20.800 MWh. Bekannte Biomassekessel aus den bilanzierten 

kommunalen Liegenschaften sind dabei mit dem durch die VG zur Verfügung gestellten Verbrauch 

in die Bilanz eingeflossen. 

5.3.2 Potenzialanalyse Feste Biomasse 

Feste Biomasse wie Holz oder halmartige Feststoffe wie z. B. Stroh kann in Biomasseheizungen 

und –heizwerken zur Wärmeerzeugung, aber auch in Biomasseheizkraftwerken zur kombinierten 

Strom- und Wärmeerzeugung eingesetzt werden.  

Zusätzlich gibt es verschiedene Reststoffpotenziale und Potenziale für Biomasse, die speziell zur 

energetischen Nutzung angebaut werden.  

 
Gemäß dem statistischen Landesamt beträgt die Waldfläche im Untersuchungsgebiet 3.905 ha 

(Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz, 2019). Das Waldholzpotenzial wird im Klimaschutz-Pla-

ner auf 13,2 MWh/ha beziffert (Klima-Bündnis, 2021), was in der VG Westerburg einem theore-

tischen Potenzial von ca. 51.500 MWh entspricht. Dieses Potenzial muss aufgrund aktueller Ent-

wicklungen relativiert werden. Der Wald leidet zunehmend unter Trockenheit, Krankheiten und 

Schädlingsbefall, was den Einschlag erheblich beeinflusst. Maßnahmen zur klimafreundlichen Aus-

stattung einer Ersatz- oder Wiederaufforstung gestalten sich vor allem in kleinen Ortsgemeinden 

aufgrund der Finanzlage schwierig. Der Anteil zur KWK-Nutzung von Waldholz wird mit 85 % 

definiert. Auch hier ist anzumerken, dass dieses technische Potenzial in der Realität vermutlich 
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nicht ausgeschöpft werden kann. Es ist vielmehr die Frage zu prüfen, wo eine solche KWK-Anlage 

wirtschaftlich sinnvoll eingesetzt werden kann. 

Weitere Annahmen sind hinsichtlich Kurzumtriebsplantagen (KUP) hinterlegt. So können diese 

einen Anteil von 5 % an der Ackerfläche ausmachen. Der Holzertrag würde 12 t/ha betragen. Bei 

der Ackerfläche von 788 ha in der VG Westerburg liegt hier ein Potenzial von 473 t/a (Heizwert 

Hackschnitzel aus Kurzumtriebsplantagen: 15,4 MJ/kg). Als grober Richtwert entsprechen 473 t/a 

ca. 2.000 MWh/a erzeugter Energie. Bei einem Jahresnutzungsgrad von 85 % und einer Betriebs-

zeit von 4.500 h/a reicht dies für einen 380 kW-Kessel, beispielsweise in einem Wärmeverbund 

mit Spitzenlastkessel. Als einziger Wärmeerzeuger mit 2.000 h/a Betriebszeit würde der Kessel 

eine Leistung von 850 kW aufweisen. Die konkrete Umsetzung ist individuell von den örtlichen 

Gegebenheiten abhängig. Ackerflächen als KUP zu nutzen kann wie die Solarenergie konfliktbe-

haftet sein. 

Zuletzt wird das anfallende Stroh aus der Getreideanbaufläche berücksichtigt. Bei einem spezifi-

schen Getreideertrag von 12 t/ha, einer Getreideanbaufläche von 481 ha, eines Verhältnisses von 

Stroh zu Getreide von 0,86 t/t sowie eines energetischen Nutzungsanteils des Strohs von 35 % 

sind hier Potenziale von insgesamt 1.700 t (Heizwert Stroh: 14,3 MJ/kg) auszuweisen. Auch dieses 

Potenzial muss für die tatsächliche Nutzung in der VG Westerburg relativiert werden. Die Menge 

aus dem gesamten VG-Gebiet könnte für eine Biomasse-Anlage reichen. Der Einsatzort im Wär-

meverbund als auch der logistische Aufwand sind dabei fraglich. 

 

Insgesamt sind aus der festen Biomasse unter Beachtung diverser Technologieparameter (Wir-

kungsgrade KWK, Heizwerte) Potenziale zur Stromerzeugung von ca. 7.400 MWh/a sowie zur 

Wärmeerzeugung von ca. 38.400 MWh/a zu ermitteln.  

 

In der Trend-Szenarienentwicklung werden die beschrieben theoretischen, technischen Potenzi-

ale aufgrund der genannten Einschränkungen sehr vorsichtig behandelt und ggf. nicht beachtet. 

5.3.3 Flüssige Biomassepotenziale 

Das Potenzial für flüssige Biomasse, konkret flüssige Biokraftstoffe, wird über einen Anteil von 
40 % der Fläche nachwachsender Rohstoffe an der gesamten Ackerfläche abgeschätzt. Bei einer 
Ackerfläche von 788 ha in der VG Westerburg (Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz, 2019) 
und einem spezifischen Energieertrag von Biokraftstoffpflanzen von 18 MWh/ha (Klima-Bündnis, 
2021) liegt im Untersuchungsgebiet ein Potenzial von ca. 5.600 MWh/a aus flüssiger Biomasse 
vor. Das Potenzial an Rohstoff für die Herstellung flüssiger Biomasse ist jedoch zu gering. Es 
müsste aus der Region „exportiert“ werden, weshalb es in den Trendszenarien nicht beachtet 
wird und in den Klimaschutzszenarien als theoretisches, technisches Potenzial bestehen bleibt. 

5.3.4 Gasförmige Biomassepotenziale 

Gasförmige Biomassepotenziale bestehen aus Klär- und Biogas, das über vergärbare Rückstände 

aus der Landwirtschaft, aus Abfällen oder aus nachwachsenden Rohstoffen gewonnen werden 

kann. 

Potenziale zur Strom- und Wärmeerzeugung aus Biogas werden erneut über den Anteil von 40 % 

von nachwachsenden Rohstoffen an der gesamten Ackerfläche abgeschätzt. Es wird ein maximal 
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möglicher Reststoffnutzungsgrad von 100 % angenommen (Klima-Bündnis, 2021). Dieser be-

schreibt den Anteil des Wirtschaftsdüngers (Gülle, Mist etc.) der potenziell für die Biogaserzeu-

gung genutzt werden kann. In der Realität wird dieser Wert vermutlich kleiner ausfallen, da dies 

auch herkömmlich als Dünger genutzt wird. Über die Datenbank der (Statistische Ämter des 

Bundes und der Länder, 2016) wurde die Anzahl der Hühner, Milchkühe, Rinder und Schweine in 

die Potenzialanalyse eingepflegt. Über spezifische Technologieparameter, u.a. hinsichtlich des 

spezifischen Biogasertrags pro Tier und des elektrischen Wirkungsgrades von Biogas-KWK, kann 

über den Klimaschutz-Planer ein Potenzial im Bereich Strom aus Biogas von ca. 9.200 MWh/a 

berechnet werden. Im Bereich Wärmeerzeugung aus Biogas können Potenziale von ca. 10.900 

MWh/a ausgewiesen werden. In dem Untersuchungsgebiet sind bereits zwei Biogasanlagen vor-

handen. Hier ist nicht bekannt, ob Reststoffe genutzt werden. Das ausgewiesene Potenzial reicht 

für eine Leistung von ca. 1 MWel. Die Umsetzung ist aus logistischen Gründen, da die Reststoffe 

aus dem gesamten VG-Gebiet zu ein bis zwei Anlagen transportiert werden müssten, und aus 

Gründen der Nutzungsmöglichkeit, da ein Wärmeverbund benötigt würde, fraglich. 

Die ermittelten Potenziale im Bereich Klärgas sind in der VG Westerburg vergleichsweise gering. 

Über durchschnittliche spezifische Klärgasmengen von 20 l/Ew./Tag (Klima-Bündnis, 2021) sowie 

weitere Technologieparameter (Brennwerte, Wirkungsgrade etc.) kann zur Stromerzeugung ein 

theoretisches Potenzial von ca. 250 MWh/a sowie zur Wärmeerzeugung von ca. 300 MWh/a be-

stimmt werden. In der Gruppenkläranlage Westerburg-Gemünden-Härtlingen ist seit 2012 bereits 

ein BHKW mit 50 kWel und 70 kWth in Betrieb, welches aufgrund des Alters und der zunehmenden 

Wartungsanfälligkeit erneuert bzw. instandgesetzt werden soll (Verbandsgemeinde Westerburg, 

22.01.2021). Aufgrund dessen ist ein zusätzlich realisierbares Potenzial in der VG Westerburg 

vermutlich nicht vorhanden. In den Klimaschutzszenarien bleiben diese theoretischen, techni-

schen Potenziale aus Vorgabegründen des Klimaschutz-Planers bestehen. 

5.3.5 Ausbauszenario Biomasse 

Die unterschiedlichen Szenarien beruhen in erster Linie darauf, inwiefern die zuvor beschriebenen 
Potenziale ausgeschöpft werden. So wird für die Biokraftstofferzeugung im Trendszenario ein 
Anteil der Fläche nachwachsender Rohstoffe an der gesamten Ackerfläche von 0 % angenommen 
und im Klimaschutzszenario von 33 % (Klima-Bündnis, 2021). Auch für die Stromerzeugung wird 
der Anteil der Kurzumtriebsplantagen an der Ackerfläche im Trendszenario mit 0 % angesetzt, im 
Klimaschutzszenario mit 2 %.  
Bedingt durch die Verteilung von Gülle- und Festmistaufkommen des bestehenden Tierbestands 
auf die entsprechenden landwirtschaftlichen Betriebe mit entsprechenden festen Verwertungs-
wegen, ist eine absehbare Nutzbarkeit der Energieerträge in Summe als gering anzusehen. Ein 
entsprechendes nutzbares Potenzial des Reststoffnutzungsgrades wird demnach in den Trendsze-
narien nicht ausgewiesen. Im Klimaschutzszenario sind hier die theoretisch möglichen 100 % 
vorgegeben (Klima-Bündnis, 2021). Zu beachten hierbei ist, dass im Klimaschutz-Planer keine 
finanziellen, politischen oder sonstigen Einschränkungen eingerechnet werden. Die Szenarien hin-
sichtlich der KWK-Nutzung, welche teilweise auf den Potenzialen der Biomasse aufbauen, werden 
in einem separaten Kapitel betrachtet. 
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5.4 Geothermie 

 
Als Geothermie wird die unterhalb der Erdkruste gespeicherte Energie bezeichnet (PK TG, 2007). 

Geothermische Energie (Erdwärme) kann vielseitig eingesetzt werden. Bei der Nutzung wird prin-

zipiell zwischen tiefer und oberflächennaher Geothermie unterschieden. Entsprechend werden in 

diesem Kapitel die Nutzungsmöglichkeiten der tiefen und oberflächennahen Geothermie, deren 

Bestand im Untersuchungsgebiet sowie deren Potenziale dargestellt. Im Bereich der Potenziale 

der oberflächennahen Geothermie wird auch auf die Kalte Nahwärme als eine Möglichkeit der 

effizienten Wärmequellenerschließung im Verbund eingegangen. 

5.4.1 Tiefengeothermie 

Die Nutzung von Erdwärme aus einer Tiefe ab 400 m wird als Tiefengeothermie bezeichnet. In 

der Praxis spricht man jedoch erst ab einer Tiefe von 1.000 m und einer Temperatur von ca. 60 °C 

von tiefer Geothermie (PK TG, 2007). In Deutschland sind ausschließlich Lagerstätten mit niedri-

ger Enthalpie, d.h. < 200 °C, bekannt. Abhängig vom Temperaturniveau kann die Energie aus 

tiefengeothermischen Lagerstätten zur Stromerzeugung und/oder zu Heizzwecken genutzt wer-

den. Bei der Wärmenutzung bieten sich vor allem die Möglichkeiten, Erdwärme zur Gebäudebe-

heizung oder als Prozesswärme zu nutzen. Geothermischer Strom hat den Vorteil, dass seine 

Verfügbarkeit nicht wesentlich durch tageszeitliche oder jahreszeitliche Schwankungen beein-

flusst wird. Deswegen ist eine Netzintegration geothermischen Stroms im Vergleich zu anderen 

erneuerbaren Energieträgern, wie z. B. Windkraftanlagen, wesentlich einfacher.  

Neben dem Temperaturniveau wird innerhalb der Tiefengeothermie zwischen hydrothermalen 

und petrothermalen Systemen unterschieden (GTV, 2011). Hydrothermale Systeme nutzen was-

serführende Schichten in großer Tiefe und können zu Heizzwecken genutzt werden. Zur Strom-

produktion werden Temperaturen von über 100 °C und hohe Schüttungen (mind. 14 l/s) benötigt 

(Paschen, Herbert; Oertel, Dagmar; Grünwald, Reinhard, 2003). Petrothermale Systeme nutzen 

die hohen Temperaturen in großen Tiefen (um 5.000 m) (PK TG, 2007) von kristallinen Gesteinen 

und werden üblicherweise zur Stromproduktion genutzt. 

 

Tiefe Erdwärmesonden 

Tiefe Erdwärmesonden bilden eine Sonderform der tiefen Geothermie und werden in der Regel 

nur zur Wärmenutzung (ohne Stromerzeugung) eingesetzt. Hierbei handelt es sich um ein ge-

schlossenes System, welches die geothermische Energie in der Regel aus 400 - 1.000 m Tiefe 

fördert (GTV, 2011-3). 

Innerhalb der Erdwärmesonde zirkuliert ein Wärmeträgermedium (meist Wasser oder Sole), wel-

ches die Wärme der umliegenden Gesteinsschichten aufnimmt und sie zur Oberfläche transpor-

tiert. Es besteht kein direkter Kontakt zwischen Wärmeträgermedium und dem umliegenden Erd-

reich. Das Wärmeträgermedium kann meist nur eine Temperatur weit unter der des umgebenden 

Gesteins annehmen (Kaltschmitt, Wiese, & Streicher, 2003). Sie können nur zur Wärmeversor-

gung eingesetzt werden (PK TG, 2007). Technisch gesehen können Tiefe Erdwärmesonden auf-

grund ihrer geschlossenen Bauweise überall eingesetzt werden. In hydrogeologisch kritischen 

Gebieten, wie zum Beispiel Wasserschutzgebieten können rechtliche Hemmnisse auftreten 
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(MUFV, 2012). Hier ist im Einzelfall zu prüfen, ob aus ökologischer Sicht eine Tiefe Erdwärme-

sonde errichtet werden kann.  

 

Potenziale der Tiefengeothermie 

Für die Tiefengeothermie lassen sich standortspezifische Aussagen zur Eignung nur sehr schwer 

treffen. Die geologischen Verhältnisse im tiefen Untergrund sind nur in seltenen Fällen bekannt. 

Aufschluss darüber können Daten vorliegender Bohrungen oder seismischer Untersuchungen 

(„Altseismiken“) liefern. In Gebieten wie beispielsweise dem Norddeutschen Becken ist die Da-

tenlage sehr gut, da hier in großem Umfang nach Bodenschätzen (vor allem Kohlenwasserstoffe) 

exploriert wurde. In den meisten Fällen ist die Datenlage jedoch deutlich schlechter als im Nord-

deutschen Becken. Aufgrund dessen lassen sich selten quantifizierbare Aussagen zu geothermi-

schen Bedingungen im tiefen Untergrund treffen. Vor der Errichtung eines Geothermie-Standortes 

sind also immer standortspezifische Untersuchungen durchzuführen. 

Sehr grobe Aussagen können mithilfe der Temperaturkarten des tiefen Untergrunds des Leibnitz 

Institutes für angewandte Geophysik (LIAG, 2014) getroffen werden. Diese wurden anhand der 

Daten von abgeteuften Bohrungen (Industrie- oder Forschungsbohrungen) erstellt und zeigen die 

Temperaturverteilung in Deutschland in einer Tiefe von 3.000 Metern. Der Großteil der Tempe-

raturdaten stammt aus Explorationsbohrungen der Kohlenwasserstoffindustrie.  

In Hessen ist festzustellen, dass der Bereich des Oberrheingrabens auffällig gute Temperaturen 

aufweist. Im Untersuchungsgebiet lässt die geringe Datenlage keine Aussage zu, sodass zunächst 

keine Potentiale im Bereich der Tiefengeothermie zu erwarten sind. 

5.4.2 Oberflächennahe Geothermie 

Die Nutzung von Erdwärme bis zu einer Tiefe von 400 m wird unter dem Begriff oberflächennahe 

Geothermie zusammengefasst (PK TG, 2007). In diesem Anwendungsbereich wird Erdwärme auf 

vergleichsweise niedrigem Temperaturniveau erschlossen (< 20 °C). Diese kann zur Gebäude-

heizung oder -kühlung eingesetzt werden. Aufsteigende Thermalwässer (>20 °C) stellen einen 

Sonderfall dar. Diese werden häufig balneologisch genutzt und stehen daher nur begrenzt für 

eine energetische Nutzung zur Verfügung. Teilweise besitzen sie jedoch auch ein großes Potenzial 

für die Nutzung als Heizmedium, insbesondere die vergleichsweisen hoch vorliegenden Tempe-

raturen des strömenden Mediums ermöglichen einen äußerst effizienten Betrieb der Wärme-

pumpe und damit einen vergleichsweise geringen Stromverbrauch. Eine weitere Sonderform stel-

len Grubenwässer in stillgelegten Bergwerksstollen, die oft eine erhöhte Temperatur aufweisen, 

dar. 

Üblicherweise besteht ein System zur Nutzung von oberflächennaher Geothermie aus drei Ele-

menten: Wärmequellenanlage, Wärmepumpe und Wärmesenke (Kaltschmitt, Wiese, & Streicher, 

2003).  
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Systeme zur Nutzung von Oberflächennaher Erdwärme 

 

 
Abbildung 5-1 Beispielhafte Systeme zur Nutzung von oberflächennaher Geothermie 

 

 

Wärmequellenanlagen 

Wärmequellenanlagen können als geschlossene oder offene Systeme ausgeführt werden. Ge-

schlossene Systeme können vereinfacht in horizontal verlegte Erdwärmekollektoren und vertikale 

Erdwärmesonden unterschieden werden. Als offene Systeme werden Brunnenanlagen bezeich-

net. Bei beiden Varianten zirkuliert ein Wärmeträgermedium (meist ein Wasser-Frostschutzmit-

telgemisch, wird auch als Sole bezeichnet) innerhalb des Systems. Dieses entzieht dem Erdreich 

die Wärmeenergie (Kaltschmitt, Wiese, & Streicher, 2003). 

 

 

Abbildung 5-2 Erdwärmekollektoranlage, Erdwärmesonde und Erdwärmenutzung mittels Grundwasser 

 

Erdwärmesonden zeichnen sich durch einen vergleichsweise geringen Platzbedarf aus. Bei die-

ser Art von System werden vertikale Erdsonden mittels Bohrungen ins Erdreich gebracht. Der 

Einsatz von Erdwärmesonden ist die am weitesten verbreitete Methode um Erdwärme zu erschlie-

ßen. Je nach Wärmebedarf handelt es sich um eine oder mehrere Bohrungen bis üblicherweise 

100 m tief abgeteuft. Erdwärmesondensysteme sind unabhängig von Witterungseinflüssen, da 
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sie hauptsächlich Energie nutzen, die aus dem terrestrischen Wärmestrom stammt. Sie eignen 

sich ebenfalls zur passiven Gebäudetemperierung. 

Die benötigte Bohrtiefe ergibt sich aus der Wärmeleitfähigkeit und der daraus resultierenden 

Wärmeentzugsleistung des Bodens. Beide Parameter variieren mit der geologischen Schichtfolge, 

der Wassersättigung des Erdreiches und der Tiefe. 

Grundwasserbrunnen ermöglichen es, Erdwärme mittels eines offenen Systems zu nutzen. Die 

Grundwassertemperatur liegt das ganze Jahr über konstant bei etwa 8 - 12 °C. Daher arbeiten 

Wärmepumpen mit Grundwasser als Wärmequelle vergleichsweise effektiv (Ochsner, 2007). 

Die Wärme kann hier direkt mit Grundwasser an die Oberfläche gefördert werden (keine indirekte 

Wärmeübertragung wie bei einer Erdwärmesonde). Mittels eines Brunnens wird das Grundwasser 

zutage gefördert und anschließend zum Verdampfer der Wärmepumpe geleitet. Nach der ener-

getischen Nutzung folgt eine Wiedereinleitung des Grundwassers mittels eines Schluckbrunnens. 

Es ist notwendig, ausreichend ergiebige Grundwasserleiter in nicht allzu großer Tiefe (max. ca. 

15 m) vorzufinden. Überschlägig kann mit dem Kennwert 160 l/h je kWth der Wasserbedarf er-

mittelt werden (Ochsner, 2007).  

Erdwärmekollektoren werden in geringer Tiefe (ca. 1-2 m unter der Erde) unterhalb der Frost-

grenze verlegt. Ein Kollektorsystem hat einen vergleichsweise hohen Platzbedarf. Selbst bei ener-

getisch optimierten Neubauten ist der Flächenbedarf immer höher als die zu beheizende Gebäu-

denutzfläche. Der entscheidende Faktor für die Auslegung der Kollektorfläche ist die spezifische 

Entzugsleistung des Bodens. Sie reicht von 10 W/m² bei trockenem nicht bindigem Boden bis zu 

40 W/m² bei wassergesättigtem Kies oder Sand (VDI 4640-2, 2001). 

Kalte Nahwärme  

Nach dem Gesetz zur Förderung Erneuerbarer Energien im Wärmebereich müssen alle Neubauten 

einen definierten Anteil ihres Wärmebedarfs mit Erneuerbaren Energien decken (§3 (EEWärmeG, 

Erneuerbare Energien Wärmegesetz 2011, 2015)). Die Investitionskosten zur Erstellung eines 

Heizsystems mit Erdwärmesonden liegen über denen konventioneller Heizsysteme. Neubauten 

weisen bei Berücksichtigung der Erfordernisse der aktuellen Energieeinsparverordnung einen sehr 

niedrigen Wärmebedarf auf. Durch eine günstige Verbrauchssituation kleinerer Neubauten (bei-

spielsweise Einfamilienhäuser) können mit der Erdwärme erzielte Verbrauchskosteneinsparungen 

die höheren Investitionen nicht immer ausgleichen. Daher amortisieren sich höhere Investitionen 

vor allem in Gebäuden mit höherem absolutem Wärmeverbrauch, im Neubaufall insbesondere in 

größeren Gebäuden. Alternativ zu den oft nicht wirtschaftlichen Erschließungen von Neubauge-

bieten mit (warmen) Nahwärmenetzen und dadurch, dass vielfach keine Verlegung von Erdgasinf-

rastruktur stattfindet, werden meist Luft/Wasser-Wärmepumpen installiert (vgl. Abbildung Ab-

satzzahlen für Heizungswärmepumpen). Nachteile dieser Art der Wärmepumpe liegen jedoch in 

einer hohen Geräuschentwicklung und einem geringeren Wirkungsgrad als Erd- und Wasserwär-

mepumpen.  

Kalte Nahwärme stellt dezentralen Wärmepumpen eine im Vergleich zur Luft deutlich effizientere 

Wärme- und Kältequelle zur Verfügung. Kalte Nahwärmenetze unterscheiden sich von herkömm-

lichen Wärmenetzen durch das Temperaturniveau innerhalb des Verteilnetzes. Bei konventionel-

len Wärmenetzen liegt das Temperaturniveau ca. zwischen 70 und 90 °C in der Vorlaufleitung.  
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Bei kalten Nahwärmenetzen liegt das Temperaturniveau je nach Wärmequelle bei ca. 10 -12 °C. 

Als Wärmequelle für das Wärmenetz können z. B. Erdwärme, Abwasser oder andere Abwärme-

quellen mit einem niedrigen Temperaturniveau dienen. Das Wärmenetz wiederum dient als Wär-

mequelle für dezentrale Wärmepumpen in den zu versorgenden Gebäuden. Weiterhin kann das 

Netz zur passiven Kühlung der versorgten Gebäude verwendet werden. Neben dem Komforteffekt 

wird bei geothermischen Wärmequellen das Reservoir in den Sommermonaten durch die aus den 

Gebäuden abgeführte Wärmeenergie regeneriert. 

 
Abbildung 5-3 Schema kaltes Nahwärmenetz (BWP, https://www.waermepumpe.de/, 2019) 
 

Kalte Nahwärmenetze sind insbesondere für Neubaugebiete oder Gebiete mit energetisch umfas-

send modernisierter Bebauung eine Chance. Durch die Kombination aus vergleichsweise hoher 

Wärmequellentemperatur der kalten Nahwärme und die in solchen Gebäuden vergleichsweise 

geringe Vorlauftemperatur der Heizung lassen sich hohe Effizienzwerte (Jahresarbeitszahlen grö-

ßer 4) für die Wärmepumpen erreichen. Ein solcher Effizienzgewinn führt zu geringerem Strom-

verbrauch im Vergleich bspw. zur Luft/Wasser-Wärmepumpe und somit eingesparten Kosten, 

über die eine Finanzierung des Netzes ermöglicht wird. 

Eine Herausforderung liegt jedoch in (unsanierten) Bestandsgebäuden. Diese weisen eine meist 

hohe Vorlauftemperatur der Heizung und einen höheren Wärmebedarf auf. Der dadurch höhere 

Stromverbrauch der Wärmepumpe führt zu höheren Stromkosten. Hinzu kommt, dass im Ver-

gleich zu Erdgas, das seit langem auf einem relativ konstanten günstigen Preisniveau bleibt, die 

Strompreise und dadurch die Nebenkosten für den Endverbraucher seit Jahren stetig ansteigen. 

Der Einsatz einer Wärmepumpe ist somit wirtschaftlich schwieriger als im Neubau. Würden die 

Stromnebenkosten sinken, würde dies die Installation einer Wärmepumpe begünstigen. Die Än-

derungen der politischen Rahmenbedingungen wurden bspw. im Rahmen der 90. Umweltminis-

terkonferenz im Juni 2018 diskutiert. In deren Beschluss wird die Bundesregierung aufgefordert, 

insbesondere eine Senkung der finanziellen Belastung auf den Stromverbrauch anzugehen. 
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Außenluft als Wärmequelle ist die am einfachsten zu nutzende, da sie überall unbegrenzt zur 

Verfügung steht und ohne jede Genehmigung nutzbar ist. Die Außenluft wird durch einen Venti-

lator angesaugt, durch den Verdampfer der Wärmepumpe geblasen und der Luft dabei die Wärme 

entzogen (Ochsner, Wärmepumpen in der Heizungstechnik, 2007). 

Sonstige: Sonderfälle der Wärmequellen sind thermale Quellen und warme Grubenwässer, die 

unter Umständen ein hohes geothermisches Potenzial aufweisen können, sowie industrielle Ab-

wärme und Abwasser. Der Anteil industrieller Abwärme wird im Klimaschutz-Planer für den Sektor 

Industrie auf ein durchschnittliches Potenzial von 40 % festgelegt. Je nach Industriebereich kann 

der Anteil des Endenergieeinsatzes, der als Abwärme genutzt werden kann, variieren. 

 

 

Wärmeerzeugung / Wärmepumpe 

Die zweite Systemkomponente einer Anlage zur Erdwärmenutzung ist eine Wärmepumpe. Wär-

mepumpen entziehen einem Trägermedium (Grundwasser, Sole oder (Außen-)Luft) Wärme auf 

vergleichsweise niedrigem Temperaturniveau und heben diese auf ein höheres Temperaturni-

veau. Man unterscheidet zwischen Kompressions- und Absorptionswärmepumpen. Da elektrisch 

angetriebene Kompressionswärmepumpen die am weitesten verbreitete Form der Wärmepumpe 

sind, wird auf das Funktionsprinzip dieser Art der Wärmepumpe eingegangen. 

In Kompressionswärmepumpen zirkuliert ein Kältemittel, das bei sehr niedrigen Temperaturen 

verdampft. Am Verdampfer nimmt das Kältemittel die Erdwärme auf und wird dadurch verdampft. 

Über einen Verdichter wird der Druck (und damit auch die Temperatur des Arbeitsmittels) erhöht. 

Der Verdichter wird über einen Elektromotor angetrieben, der den wesentlichen Stromverbrauch 

einer Wärmepumpe aufweist. Am Kondensator gibt das Arbeitsmittel die Wärme an den Heiz-

kreislauf ab und kondensiert. Über ein Expansionsventil wird das Arbeitsmittel entspannt (Druck-

reduktion), wieder abgekühlt und erneut zum Verdampfer geführt. Zur Veranschaulichung zeigt 

ein Schema in Abbildung 5-4 eine solche Anlage. 

 

 
Abbildung 5-4 Schema Kompressionswärmepumpe 

 



 
Klimaschutzkonzept Verbandsgemeinde Westerburg 

70 
 

 

Entscheidend für einen wirtschaftlichen Betrieb einer Wärmepumpe ist der Stromverbrauch. Mit 

steigender Effizienz der Wärmepumpe (insbesondere abhängig von der Wärmequellen- und Sen-

ken- Temperatur) nimmt der Stromverbrauch ab. Die Effizienz einer Wärmepumpe kann durch 

verschiedene Kennziffern bewertet werden. Der Coefficient of Performance (COP, Leistungszahl) 

gibt das Verhältnis (bei genormten Betriebsbedingungen) des abgegebenen Nutzwärmestroms, 

bezogen auf die elektrische Leistungsaufnahme des Verdichters, und weiterer Komponenten an. 

Ein COP von 4 bedeutet z. B., dass aus 1 kWel (elektr. Leistung) und 3 kWgeo (Umweltwärmeleis-

tung) 4 kWth (Heizwärmeleistung) erzeugt werden. Je geringer der Temperaturunterschied zwi-

schen Wärmequelle und Wärmesenke ausfällt, desto günstiger ist die Leistungszahl. In Abbildung 

5-5 wurde die Leistungszahl für verschiedene Heizsystemtemperaturen in Abhängigkeit von der 

Quellentemperatur aufgetragen. 

 
Abbildung 5-5 Beispielhafte Leistungskurve einer Wärmepumpe in Abhängigkeit von Wärmequel-

len- und Senkentemperatur Quelle: eigene Darstellung TSB nach Herstellerangaben von (Waterkotte, 2009) 
 

Die rote Linie stellt eine Leistungskurve für eine Heizsystemtemperatur (Vorlauf) von 35 °C dar, 

die blaue Linie symbolisiert eine Leistungskurve für eine Heizsystemtemperatur (Vorlauf) von 

55 °C. Das Diagramm zeigt, dass bei einer geringeren Heizsystemtemperatur die Leistungszahlen 

bei gleicher Quellentemperatur immer höher sind, als die der höheren Heizsystemtemperatur. 

Daher sind Wärmepumpen vor allem für energetisch optimierte Neubauten oder Altbauten mit 

Flächenheizsystem interessant, da diese eine niedrigere Vorlauftemperatur haben. Die Leistungs-

zahl ist ein vom Hersteller der Wärmepumpen vorgegebener Kennwert und wurde unter Norm-

bedingungen auf dem Prüfstand ermittelt. Sie definiert somit immer einen bestimmten Betriebs-

punkt.  

Eine anwendungsbezogene Kennziffer für die Effizienz ist die Jahresarbeitszahl (β). Diese gibt das 

Verhältnis der abgegebenen Nutzwärme, bezogen auf die eingesetzte elektrische Arbeit, für den 

Antrieb des Verdichters und der Hilfsantriebe (z. B. Solepumpe) über ein Jahr an (VDI 4640-1 , 

Beispielhafte Leistungskurve einer Wärmpumpe 
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2010). Da die Jahresarbeitszahl auf reellen Betriebsbedingungen basiert, ist sie immer etwas 

kleiner als die Leistungszahl. Die Jahresarbeitszahl bewertet den Nutzen der eingesetzten elektri-

schen Arbeit und ist somit das entscheidende Kriterium für den wirtschaftlichen Betrieb einer 

Wärmepumpe. 

Wärmesenke 

Das dritte Systemelement ist die Wärmesenke. Als Wärmesenke werden beispielsweise zu behei-

zende Gebäude, Wärmeverbrauch zur (Trink-)Wassertemperierung und Prozesse mit Wärmever-

brauch bezeichnet. Der für den Einsatz der Wärmepumpe ideale Verbraucher sollte einen relativ 

geringen Temperaturbedarf aufweisen, da so die Effizienz einer Wärmepumpe am höchsten ist. 

Zur Gebäudebeheizung eignen sich so vor allem Flächenheizungen, wie z. B. Wand- oder Fußbo-

denheizungen. 

Es kommen vor allem Neubauten oder energetisch optimierte Altbauten in Frage. Zwar können 

moderne Wärmepumpen eine Heiztemperatur von bis zu 65 °C bereitstellen, jedoch ist die Effizi-

enz dabei meist sehr gering, sodass der wirtschaftliche Betrieb einer Wärmepumpe oft erschwert 

ist. 

 

5.4.3 Bestand geothermischer Heizungssysteme 

In der Verbandsgemeinde Westerburg werden ca. 330 MWh/a Strom für den Betrieb von Wär-

mepumpen benötigt. Über eine angenommene Leistungszahl von 4 ergibt das eine Wärmeerzeu-

gung von ca. 1.300 MWh/a. Dies entspricht weniger als 0,6 % des Wärmeverbrauchs der Region.  

Dabei ist noch nicht aufgeschlüsselt, wie viel Energie durch erdgekoppelte Systeme und wie viel 

Energie durch Luft/Wasser Wärmepumpen bereitgestellt wird. Betrachtet man die Absatzzahlen 

der letzten Jahre (vgl. Abbildung 5-6), lag der Anteil der verkauften erdgekoppelten Wärmepum-

pen im Schnitt bei ca. 30 %. Wird die gleiche Verteilung für die VG Westerburg angesetzt, kann 

eine Wärmebereitstellung von rund 390 MWh/a durch erdgekoppelte Wärmepumpen angenom-

men werden. Im Jahr 2020 war ein starker Anstieg der Luft-Wärme-Pumpen zu verzeichnen (+44 

% gegenüber dem Vorjahr), sodass der Marktanteil erdgekoppelter Systeme in diesem Jahr bei 

21 % lag. Im Klimaschutz-Planer ist aufgrund des Basisjahres 2017 ein Anteil der Luft/Wasser-

Wärmepumpen an der Umweltwärme von 60 % angegeben. 
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Abbildung 5-6 Absatzzahlen Wärmepumpen (bwp, 2020) 

 

5.4.4 Potenziale der oberflächennahen Geothermie 

Für eine Beurteilung der geothermischen Potenziale eines Untersuchungsgebietes sind bestimmte 

Kriterien relevant, die eine Einschätzung hinsichtlich Eignung des Gebietes für die Errichtung von 

Erdwärmekollektoren, Erdwärmesonden oder der Erdwärmeförderung über Grundwasser erlau-

ben. Im Bereich der Erdwärmekollektoren sind dies die Wärmeleitfähigkeit sowie der Wasser-

haushalt der Böden und die damit verbundene Wärmeentzugsleitung. Je höher diese einzustufen 

ist, desto besser sind die Böden geeignet. 

Um Erdwärme mittels Grundwasser zu fördern, ist eine hohe Grundwasserergiebigkeit in nicht 

allzu großer Tiefe erforderlich sowie für eine gute Eignung des Gebietes ein geringer Grundwas-

serflurabstand wichtig. 

Nach (Landesamt für Geologie und Bergbau, 2019) liegt die Wärmeleitfähigkeit der Böden, die 

ein wichtiges Kriterium zur Dimensionierung von Erdwärmekollektoren ist, in der VG Westerburg 

zwischen 1,0 und < 1,4 W/mK. Der Großteil der Verbandsgemeinde hat eine Wärmeleitfähigkeit 

zwischen 1,0 bis < 1,2 W/mK. 
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Abbildung 5-7 Beispielhafte Wärmeleitfähigkeit der Böden in der VG Westerburg 

Quelle: (Landesamt für Geologie und Bergbau, 2021) 

 
Abbildung 5-8 zeigt, dass ein Großteil der VG Westerburg zur Installation von Erdwärmekollekt-

oren geeignet (beige Fläche) bis sehr gut geeignet (grüne Fläche) ist.  
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Abbildung 5-8 Einschätzung der Eignung des Untersuchungsgebietes für den Einsatz von Erdwärmesonden 

in der VG Westerburg Quelle: (Landesamt für Geologie und Bergbau, 2021) 

 
Nach dem Besorgnisgrundsatz des Wasserhaushaltsgesetz (WHG, 2009) sind Handlungen zu ver-

meiden, die zu Beeinträchtigungen oder Schädigungen des Grundwassers führen (MUFV, 

Leitfaden zur Nutzung von oberflächennaher Geothermie mit Erdwärmesonden, 2012). Vor der 

Errichtung von Erdwärme-Sondenanlagen muss geprüft werden, ob diese in wasserwirtschaftlich 

genutzten oder hydrogeologisch kritischen Gebieten liegen (MUFV, Leitfaden zur Nutzung von 

oberflächennaher Geothermie mit Erdwärmesonden, 2012). In diesen kritischen Gebieten ist bei 

der Planung von Erdwärmesonden eine Bewertung durch die Fachbehörden notwendig (Regio-

nalstellen WaAbBo der Struktur- und Genehmigungsdirektionen Nord und Süd, LfU oder LGB) 

(LUWG, 2007). 

Der Bau von Erdwärmesonden ist in der VG Westerburg nach Abbildung 5-9 zum größten Teil mit 

Standardauflagen genehmigungsfähig (hellgrüne Fläche). Einzelne Bereiche, u.a. um die Stadt 

Westerburg, sind unter Einhaltung zusätzlicher Auflagen genehmigungsfähig (orangene Fläche). 

U.a. bei Langenhahn, Höhn und der Stadt Westerburg gibt es in der VG Gebiete, in denen Erd-

wärmesonden nur in Ausnahmefällen genehmigungsfähig sind (rote Flächen).  
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Abbildung 5-9 Standortbewertung zur Installation von Erdwärmesonden in der VG Westerburg Quelle: 

(Landesamt für Geologie und Bergbau, 2021) 

 

5.4.5 Ausbaupotenziale Geothermie 

 

Für das Gebiet der Verbandsgemeinde Westerburg lässt die geringe Datenlage keine Aussage zu 

Potenzialen im Bereich der Tiefengeothermie zu, so dass keine Potenziale abzuschätzen sind.  

Zur Nutzung der oberflächennahen Geothermie können geschlossene Systeme wie Erdwärme-

sonden oder Erdwärmekollektoren im Großteil des Gebietes der VG Westerburg errichtet werden; 

aus wasserwirtschaftlichen / hydrogeologischen Gesichtspunkten sind Erdwärmesonden in eini-

gen Bereichen der VG nur in Ausnahmefällen genehmigungsfähig. 

Das geothermische Potenzial wird im Klimaschutz-Planer über den Anteil der Raumwärme in pri-
vaten Haushalten aus Wärmepumpen abgebildet. Wie bereits geschildert, ist jedoch nicht aufge-
schlüsselt, wie viel Energie durch erdgekoppelte Systeme und wie viel Energie durch Luft/Wasser 
Wärmepumpen bereitgestellt wird. Dadurch sollte das Ergebnis in diesem Bereich als Richtwert 
verstanden werden, da das tatsächlich vorhandene Potenzial ohnehin individuell ermittelt werden 
muss. Weiterhin wird das Potenzial für Erdwärme über Erdsonden betrachtet. Einer Sondentiefe 
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von 200 m wird eine spezifische Entzugsleistung von 40 W/m² zugewiesen. Pauschal werden 
Gebäude- und Grundwasserrestriktionen von 33 % sowie Infrastrukturrestriktionen von 40 % 
vorgegeben. Die Jahresarbeitszahl für Raumwärme beträgt 479 % sowie für Warmwasser 289 % 
(Klima-Bündnis, 2021). Über die statistisch hinterlegten Gesamtflächen lässt sich daraus ein the-
oretisches Ausbaupotenzial berechnen.  
Hinsichtlich des konkreten Ausbaupotenzials können zwei Szenarien unterschieden werden. In 
den Trendszenarien wird kein Zubau von Wärmepumpen im Sektor private Haushalte erfolgen. 
Der Anteil an der Raumwärme in diesem Sektor bleibt analog zum Ist-Zustand annähernd bei 
null. Auch wird das Geothermie-Potenzial über Erdsonden nicht berührt. In den Klimaschutzsze-
narien wird der Anteil Raumwärme aus Wärmepumpen auf 20 % durch das (Klima-Bündnis, 2021) 
festgelegt. Als technisches Potenzial wird ein theoretischer Anteil von 100 % definiert. Dabei 
wurde für das Basisjahr 2017 ein Anteil von Luft/Wasser-Wärmepumpen an der Umweltwärme 
von 60 % angenommen. Das Geothermie-Potenzial über Erdsonden wird in den Klimaschutz-
Szenarien zu 100 % ausgeschöpft. Weiterhin wird hinsichtlich der energetisch nutzbaren indust-
riellen Abwärme ein Anteil von 0 % (Trendszenario) bzw. 12 % (Klimaschutzszenario) festgelegt.  
 
 
5.5 Wasserkraft 

Die Wasserkraft wird deutschlandweit in ca. 7.300 Kraftwerken genutzt, indem potenzielle in ki-

netische Energie und diese durch einen Generator in Strom umgewandelt wird. Dem Vorteil ge-

ringer CO2e-Emissionen steht meist der Eingriff in ökologische Systeme durch Querverbauungen 

gegenüber, die beispielsweise Fischwanderungen negativ beeinflussen. 

In Deutschland werden die vorhandenen Wasserkraftpotenziale, also die Standorte, an denen ein 

hohes Potenzial zu erwarten ist, zum größten Teil bereits genutzt (DLR, 2010). 

Hierrunter zählen vor allem Großwasserkraftwerke (Laufwasserkraftwerke, Pumpspeicherkraft-

werke), die den höchsten Anteil des aus Wasserkraft gewonnenen Stroms erzeugen.  

Allerdings schreitet die Entwicklung von Kleinwasserkraftwerken (Anlagen unter 1 MWel Leistung) 

(Giesecke, 2009)) derzeit weiter voran. Zu den Kleinwasserkraftwerken zählen unter anderem 

Flussturbinen und Strombojen. Diese nutzen die Strömungsgeschwindigkeit des natürlichen Was-

sers. Perspektivisch benötigt diese Art der Wasserkraftnutzung weder große Gewässer, noch 

Querverbauungen, wodurch sie immer mehr in den Fokus rückt, da sich hierdurch neue Potenziale 

erschließen lassen. Die derzeitig marktverfügbaren Anlagen sind allerdings noch nicht überall ein-

setzbar. Zur Kleinwasserkraft zählen auch Wasserkraftanlagen an historischen Mühlenstandorten. 

Diese Anlagen verfügen i.d.R. über kleine Wasserkraftleistungen kleiner 1 MWel Leistung. Der An-

teil dieser Kleinwasserkraftwerke am Stromverbrauch im Untersuchungsgebiet ist zwar verschwin-

dend gering, dennoch stellen Sie einen wichtigen Beitrag zur lokalen (Eigen-)Stromversorgung 

von Haushalten. Neben der Umwandlung in elektrische Energie erbringen diese Anlagen auch 

einen Beitrag zum Hochwasserschutz, da das Aufstauen des Wassers den Abfluss im Unterlauf 

eines Flusses reguliert. Zudem tragen der Erhalt und die Pflege von Mühlgräben sowie der wei-

teren Gewässerbereiche mit ihrem Bestand an Pflanzen zum Landschaftsbild und zum Schutz der 

Artenvielfalt bei. 
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5.5.1 Bestandsanalyse Wasserkraft 

Im Untersuchungsgebiet befinden sich zahlreiche Gewässer 3. Ordnung. Im Verbandsgemeinde-

gebiet befinden sich keine Gewässer erster und zweiter Ordnung. Die Gewässer spielen für den 

Wasserhaushalt eine wichtige Rolle, sind aufgrund ihrer Größe und Abflussmengen für die Nut-

zung der Wasserkraft jedoch nicht von erheblicher Bedeutung. Nördlich des Verbandsgemeinde-

gebiets grenzt die Nister (Gewässer zweiter Ordnung) an. In der nachstehenden Abbildung sind 

die Gewässer in der VG Westerburg dargestellt. Die dünnen blauen Linien stellen die Gewässer 

dritter Ordnung dar. 

 

 
Abbildung 5-10 Gewässer in der VG Westerburg (MULEWF, 2020) 
 

Im Bilanzjahr 2017 existieren sieben Wasserkraftanlagen mit einer Gesamtanlagenleistung von 

rund 167 kW. Die Stromerzeugung der Anlagen betrug im Jahr 2017 rund 446 MWhel/a.   
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5.5.2 Potenziale Wasserkraft 

 

Potenziale der Wasserkraft 

In der Potenzialanalyse wird untersucht, ob die Stromerzeugung aus Wasserkraft durch die Op-

timierung bestehender Anlagen, die Reaktivierung stillgelegter Anlagen oder die Errichtung 

neuer Wasserkraftanlagen im Untersuchungsgebiet eingeführt werden kann.  

 

Potenziale durch Optimierung bestehender Anlagen 

Potenziale in der Modernisierung bestehender Anlagen im Hinblick auf einen deutlich spürbaren 

Einfluss auf die Stromerzeugung werden nicht gesehen. Daher wird kein konkretes Potenzial aus-

gewiesen.  

 

Potenziale durch Reaktivierung bestehender Anlagen 

Vor dem Hintergrund der europäischen Wasserrahmenrichtlinie ist eine Reaktivierung von ehe-

maligen Wasserkraftanlagen sehr kritisch zu sehen. Diese würden in Gewässern liegen, deren 

Durchgängigkeit hergestellt werden muss. Ein Potenzial kann daher nicht ausgewiesen werden.  

 

Potenzial durch Anlagenneubau 

Der Neubau von Wasserkraftwerken an neuen Querbauwerken kann ausgeschlossen werden. 

Dies steht im Widerspruch zum Verschlechterungsgebot der Europäischen Wasserrahmenrichtli-

nie. Die Stromerzeugung solcher Anlagen erhält keine Vergütung durch das Erneuerbaren-Ener-

gien-Gesetz (EEG).  

Potenziale könnten durch den Einsatz von Strömungskraftwerken in Form von Turbinen bzw. –

bojen entstehen. Solche Anlagen benötigen keine Querverbauungen, sondern nutzen die kineti-

sche Energie des Fließgewässers. Bei Strömungskraftwerken hängt die Leistung stark von der 

Strömungsgeschwindigkeit des Fließgewässers ab. Demnach sollten diese an Stellen im Gewässer 

mit möglichst konstant hohen Strömungsgeschwindigkeiten installiert werden. Hierzu eignen sich 

z. B. Flusskurven oder Engstellen, da hier die Strömungsgeschwindigkeit erhöht ist. Zudem be-

nötigen Strömungsturbinen Gewässertiefen von mehr als 2 Meter.  

 

Insgesamt wird eine theoretisch mögliche Zunahme der Stromerzeugung über die Wasserkraft 

im Klimaschutz-Planer von max. 5 % für die VG Westerburg definiert (Klima-Bündnis, 2021), was 

einer Gesamtstromerzeugung von ca. 470 MWh/a entspricht. 

5.5.3 Ausbauszenario Wasserkraft 

Im kurz- bis mittelfristigen Ausbauszenario (2030 bzw. 2050) für Wasserkraft wird in Anlehnung 

an die Potenzialermittlung davon ausgegangen, dass kein nennenswerter Ausbau der Wasser-

kraftnutzung zur Stromerzeugung im Betrachtungszeitraum erfolgt. Dies gilt sowohl für die Trend- 

als auch die Klimaschutzszenarien. 
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5.6 Kraft-Wärme-Kopplung  

5.6.1 Bestandsanalyse KWK 

In der Verbandsgemeinde Westerburg sind im Bilanzjahr 2017 keine Anlagen zur Kraft-Wärme-

Kopplung in Form von Blockheizkraftwerken entsprechend der Daten des Bundesamtes für Wirt-

schaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) installiert.  

 

5.6.2 Ausbauszenario KWK 

Die Kraft-Wärme-Kopplung wird als Brückentechnologie in der zukünftigen Entwicklung der Ener-

gieversorgung verstanden. Im Zuge der Energiewende ändern sich die Rahmenbedingungen für 

den Einsatz von KWK-Anlagen, denn die erneuerbare Stromerzeugung wird zunehmen und gleich-

zeitig der Wärmeverbrauch in Gebäuden zurückgehen. Ein gewisser Grundstock an Anlagen wird 

auch bei verstärktem Ausbau der erneuerbaren Stromerzeugung erforderlich sein. Für den Betrieb 

der KWK-Anlagen können u.a. die Potenziale der (gasförmigen) Biomasse genutzt werden. 

Im Klimaschutz-Planer wird zwischen Objekt-KWK-Anlagen und mit KWK erzeugbarer Fern- und 

Nahwärme unterschieden. Letztere werden über die Temperaturniveaus differenziert. Fernwärme 

wird mit 130°C/70°C (Vorlauf/Rücklauf) und Netzverlusten von 15 % definiert, Nahwärme mit 

Netztemperaturen von 90°C/60°C und Netzverlusten von 10 %. Sofern diese Netze auch mit 

Solarthermie-Anlagen oder Abwärme gespeist werden, hat diese Wärme Vorrang. Unter Nah-

wärme werden im Klimaschutz-Planer lokale (KWK-)Anlagen für ein oder mehrere Gebäude ver-

standen, ohne dass eine Verlegung von Rohren oder Kabeln durch Straßen erfolgt.  

Potenziale in der Nahwärme ergeben sich durch den Anteil der potenziell mit Nahwärme beheiz-

baren Gebäude mit 3-6 Wohnungen in den Sektoren GHD und private Haushalte. In den 

Trendszenarien wird dieses Potenzial nicht betrachtet, in den Klimaschutzszenarien werden 

100 % der technisch verfügbaren Potenziale in Höhe von ca. 10.800 MWh/a ausgeschöpft.  

Potenziale in der Fernwärme ergeben sich durch den Anteil der potenziell mit Fernwärme beheiz-

baren Gebäude mit mehr als 7 Wohnungen in den Sektoren GHD und private Haushalte sowie 

allen betrachteten kommunalen Einrichtungen der Region. In den Trendszenarien werden diese 

Potenziale nicht betrachtet, in den Klimaschutzszenarien werden 100 % der technisch verfügba-

ren Potenziale in Höhe von ca. 4.800 MWh/a ausgeschöpft.  

Hinsichtlich der mit KWK erzeugten Nah- bzw. Fernwärme werden die Szenarien ebenfalls mit 

0 % (Trend) bzw. 100 % (Klimaschutz) Potenzialausschöpfung, was in der VG Westerburg einer 

Endenergie von ca. 15.600 MWh/a entspricht, angelegt. 

Bezüglich der Objekt-KWK-Anlagen von Gebäuden mit 1-2 Wohnungen der Sektoren GHD und 

private Haushalte wird in den Trendszenarien ein Anteil an potenziell dadurch beheizbaren Ge-

bäuden von 0 % und in den Klimaschutzszenarien von jeweils 30 % angelegt. Das gesamte 

Potenzial in der VG Westerburg beträgt hierbei ca. 23.200 MWh/a. 
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6 Verkehr / Mobilität  

Eine rasche Senkung des Ausstoßes an klimaschädlichen Gasen ist angesichts der fortschreiten-

den Klimaerwärmung unverzichtbar. Ein Aktivitätenschwerpunkt muss im Bereich Verkehr liegen, 

der rund ein Viertel der gesamten Klimagas-Emissionen in Deutschland ausmacht und in den 

letzten Jahren unter allen Sektoren die geringsten Rückgänge zu verzeichnen hat. Im Gegenteil 

stieg der Energieverbrauch im Verkehrssektor im Jahr 2019 sogar leicht an, was durch eine Zu-

nahme im Personen- und Gütertransport auf der Straße zu begründen ist. Dies überkompensiert 

die technischen Verbesserungen an den Fahrzeugen (Umweltbundesamt, 2021). 

 

Der Klimaschutzplan der Bundesregierung sieht vor, die Treibhausgasemissionen im Verkehrssek-

tor um 42-40 % bis zum Jahr 2030 im Vergleich zu 1990 zu senken (BMU, 2016). Zur Erreichung 

der Klimaschutzziele plant die Bundesregierung ordnungsrechtliche Maßnahmen gemäß EU-Ge-

setzgebung, wie die Festsetzung von Emissionsnormen, technologische Weiterentwicklung im 

Hinblick auf die Antriebsstruktur von Fahrzeugen und dem Kraftstoffmix sowie eine Verlagerung 

des Verkehrs auf emissionsarme bzw. emissionsfreie Verkehrsträger. Ein Anreiz u.a. für den Um-

stieg auf klimafreundliche Kraftstoffe wurde Anfang 2021 durch die Einführung der CO2-Beprei-

sung geschaffen. Dabei wird auf Emissionen aus fossilen Brennstoffen ein fester Preis pro t CO2e 

erhoben. Zunächst kostet eine Tonne CO2e 25 Euro. Nach aktueller Planung sollen die Kosten bis 

zum Jahr 2026 schrittweise auf 55 bis 65 Euro pro Tonne CO2e angehoben werden (BMU, 2021).   

Im Bereich Verkehr sind jedoch zusätzliche Maßnahmen zu ergreifen, die nicht auf Bundesebene 

umgesetzt werden können. Neben Bürgerinnen und Bürgern sowie Unternehmen sind alle staat-

lichen Ebenen, insbesondere auch Kommunen gefordert, nachhaltige Aktivitäten vor allem zur 

Minderung des Verbrauchs an fossilen Energieträgern umzusetzen.  

 

6.1 Bisherige Entwicklung des Modal-Shift und Weglängen in Deutschland 
 
Der Modal-Shift beschreibt die Verkehrsverlagerung, im Personenverkehr weg vom MIV hin zu 

umweltfreundlichen Verkehrsmitteln wie z. B. den nicht motorisierten Individualverkehr oder dem 

ÖPNV. Aufgrund dessen, dass der Verkehr mit dem Fahrrad, zu Fuß oder mit dem ÖPNV insge-

samt deutlich klima- und umweltfreundlicher ist als der MIV, ist der Modal-Shift, neben der Ver-

kehrsvermeidung und der technischen Verbesserung von Fahrzeugen, eine weitere Möglichkeit 

den Verkehr in Zukunft umweltverträglicher zu gestalten. 

Der Modal-Split für Deutschland im Urbanen Raum wurde anhand der Studie „Klimafreundlicher 

Verkehr in Deutschland, Weichenstellung bis 2050“ (WWF-Deuschland et. al, 2014) für das Jahr 

2010 („Heute“) und für 2050 erhoben. Beim Betrachten der Abbildung 6-1 ist zu erkennen, dass 

der MIV den Modal-Split mit einem Anteil von 62 % im Jahr 2010 dominiert. Des Weiteren machen 

Wege zu Fuß einen Anteil von 22 %, das Fahrrad 10 % sowie der ÖV noch einem Anteil von 6 % 

an den eingesetzten Verkehrsmitteln aus. Bis zum Jahr 2050 geht der Anteil des MIV am Modal-

Split auf 45 % zurück. Demgegenüber verdoppelt sich der Anteil des Fahrrads auf 20 %. Der 

Anteil des ÖV verdoppelt sich zudem auf 12 %. Beim Zu-Fuß-Gehen ist ein leichter Zuwachs von 

1 % zu verzeichnen. Hierdurch wird deutlich, dass sich, wie oben schon beschrieben, der Modal-

Shift in Zukunft weg vom MIV, hin zu umweltverträglicheren Verkehrsmitteln verlagert. Dem 
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Trend der Verkehrsverlagerung liegen einige Annahmen, wie zum Beispiel ein erhöhter Fahrrad-

anteil (Ausbau von Radverkehrsnetzen, Park & Bike-Angebote sowie die Verbreitung von Pede-

lecs), gesteigerte Attraktivität des ÖPNVs oder die Erhöhung des Pkw-Besetzungsgrad, zugrunde.  

 

 
Abbildung 6-1 Modal - Split im Personenverkehr (Urbaner Raum, Deutschland) für 2010 und 2050 

(WWF-Deuschland et. al, 2014)  

 

Wie aus der Abbildung 6-2 hervorgeht, wurden heute (Jahr 2010) im Güterverkehr mit 72 % fast 

drei Viertel der Verkehrsleistung auf der Straße erbracht. Die weiteren Anteile des Modal-Splits 

entfallen mit 18 % auf die Schiene und 10 % auf die Binnenschifffahrt. Bis zum Jahr 2050 wird 

davon ausgegangen, dass sich der Anteil des Güterverkehrs auf der Straße um ca. ein Viertel, auf 

50 %, reduziert. Demgegenüber verdoppelt sich der Anteil der Verkehrsleistung des Schienen-

verkehrs auf rund 38 %. In der Binnenschifffahrt ist eine Steigerung von 2 % zu verzeichnen. 

Auch im Güterverkehr ist deutlich zu erkennen, dass es eine Verkehrsverlagerung weg von der 

Straße, hin zum umweltverträglicheren Schienenverkehr gibt. Den Szenarien liegen wieder einige 

Annahmen zugrunde. Diese sind beispielsweise eine kostenseitige Stärkung des Schienen- und 

Schiffsverkehrs im intermodalen Wettbewerb, die Kapazität des Schienennetzes für den Güter-

verkehr wird erweitert sowie beim Verteilverkehr (z. B. Lieferdienste) kommen zunehmend bat-

terieelektrische leichte Nutzfahrzeuge (LNF) und Lkw zum Einsatz. 
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Abbildung 6-2 Modal - Split im Güterverkehr (Deutschland) für 2010 und 2050 (WWF-Deuschland et. al, 

2014) 

 

6.2 Potenziale Verkehr  

Die Umsetzung und Quantifizierung von Einsparpotenzialen im Bereich Verkehr gestaltet sich au-

ßerordentlich schwierig, da der Einfluss der Verbandsgemeinde Westerburg auf den Verkehrssek-

tor als gering einzustufen ist. Dieser Effekt wird durch das im Klimaschutz-Planer verwendete 

Territorialprinzip verstärkt. Während bei technischen Maßnahmen mehr oder weniger unmittelbar 

auf Einsparpotenziale geschlossen werden kann, ist dies bei verhaltenssteuernden Maßnahmen 

nicht möglich. Zunächst stellt sich die Frage, welche generellen Ansätze zur Emissionsminderung 

bestehen. Im Folgenden werden diese beschrieben.  

1. Verkehrsvermeidung 

Bei der Vermeidung spielen der Besetzungsgrad und die Wegelänge eine Rolle. Durch einen hö-

heren Besetzungsgrad lassen sich Fahrten im Motorisierten Individualverkehr (MIV) einsparen. 

Geeignete Maßnahmen liegen in: 

 der Bildung von Fahrgemeinschaften 

 der Optimierung von Alltagswegen (z. B. Verkettung von Wegezwecken wie Arbeiten und 

Einkaufen) 

 Mobilitätsmanagement (Vermittlung klimafreundlichen Mobilitätsverhaltens) 

 Mitfahrbörsen  

 Car-Sharing 

 etc.  
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Für das Einsparpotenzial maßgebend ist zudem die Länge der Wege, welche mit dem Kfz zurück-

gelegt werden. Entsprechende Maßnahmenansätze liegen z. B. in 

 einer Förderung von intermodalen Wegeketten mit Umstieg von Kfz auf ein energieeffi-

zienteres und umweltfreundlicheres Verkehrsmittel (z. B. Mitfahrerparkplätze, P & R, B 

& R) mit der Wirkung von kürzeren Kfz-Wegstrecken. 

 Maßnahmen zur Bewusstseinsbildung 

 Maßnahmen im Bereich der Siedlungsentwicklung (z. B. kurze Wege durch die Nahver-

sorgung) 

2. Verkehrsverlagerung 

Die Verlagerung steht im Zusammenhang mit der Verkehrsmittelwahl. Dieser Handlungsansatz 

ist von hoher Bedeutung im Hinblick auf die Einsparung von CO2e-Emissionen. Das Ziel liegt hier 

im Erreichen  

 eines höheren Anteils emissionsfreier Verkehrsmittel (Fahrrad, zu Fuß gehen)  

 einer vermehrten Nutzung von CO2e-effizienteren Verkehrsmitteln (Bus/Bahn) 

3. Verträgliche Abwicklung des Verkehrs  

Auch künftig wird die Personen- und Güterbeförderung im motorisierten Verkehr das Rückgrat 

der Verkehrsentwicklung in der Kommune darstellen. Zur Reduzierung des Endenergiebedarfs 

und der damit einhergehenden CO2e-Emissionen des Verkehrssektors wird daher dem Öffentli-

chen Personennahverkehr (ÖPNV) zukünftig eine wichtige Rolle zukommen. Für die Betrachtung 

der Entwicklung des Verkehrs ist es sinnvoll, eine gemeinsame Datengrundlage mit den örtlichen 

Verkehrsbetrieben zu schaffen und ins Gespräch zu kommen. Hier kann es auch Handlungsziel 

sein, die Verkehre, die nicht vermieden oder verlagert werden können, möglichst klimaverträglich 

abzuwickeln (Antriebsart und Verbrauch der Fahrzeuge). Zukünftig wird autonomes Fahren eine 

wichtige Rolle spielen. Weiche Maßnahmen wie z. B. Bürgertaxis, Bürgerautos, Car-Sharing-Mo-

delle wären eher als Übergangs-Systeme einzuordnen. Daher sollten (gemeinsam mit den Ver-

kehrsbetrieben) Betreiberstrukturen entwickelt werden, die zukünftig den ÖPNV mit autonomem 

Fahren organisieren. Der Bedarf hierfür könnte via Apps und Befragungen ermittelt werden. 

4. Technologische Entwicklungen 

Die wesentlichen Einsparungspotenziale im Bereich Verkehr werden vor allem infolge einer Ver-

ringerung der spezifischen CO2e-Emissionen durch technische Verbesserung im motorisierten 

Straßenverkehr und einer Steigerung der Effizienz zu erwarten sein (z. B. technologische Innova-

tionen bei konventionellen Antrieben, Elektromobilität, etc.).  

 

 

6.3 Szenarien Verkehr  
 
Nachfolgend werden die Szenarien des Verkehrssektors im Zeitraum zwischen 2017 und 2050 

beschrieben. Als Grundlage für die Darstellung der Entwicklung des zukünftigen Endenergiebe-

darfs dienen die im Klimaschutz-Planer durch das IFEU hinterlegten Trendfaktoren (Klima-
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Bündnis, 2021). Diese geben die bisherige Entwicklung in zahlreichen verschiedenen Bereichen 

wieder, beispielsweise hinsichtlich der Verkehrsleistung und des Endenergieverbrauchs von Lini-

enbussen und des Güterverkehrs oder des generellen Verkehrsaufkommens innerorts, außerorts 

und auf Autobahnen aufgeteilt nach Verkehrsmitteln. Diese Trends können in den verschiedenen 

Szenarien um unterschiedlich ambitionierte Entwicklungen in den Bereichen Effizienz, Verlage-

rung und Vermeidung ergänzt werden, sodass die Potenziale mehr oder weniger stark ausge-

schöpft werden. 

 

Es wird angenommen, dass in der Zukunft alle eingesetzten Antriebsarten deutliche Effizienzge-

winne erzielen werden. Ein wesentlicher Treiber hierfür im Pkw-Bereich sind in erster Linie die 

EU-Emissionsstandards. Die Effizienzgewinne werden vor allem durch ein Bündel verschiedener 

Technologien erzielt. Hierzu zählen unter anderem die kontinuierliche Weiterentwicklung des An-

triebsstrangs und dessen immer weiter zunehmende Elektrifizierung sowie dem Leichtbau mit 

Hilfe von neuen Composite-Materialen. Diese Annahme trifft sowohl auf die heute überwiegend 

eingesetzten konventionellen Antriebe als auch auf Technologien zu, die erst in Zukunft vermehrt 

an Bedeutung gewinnen werden, wie beispielsweise der Elektroantrieb oder Power-to-Liquid. 

Diese Entwicklungen, neben weiteren Trends u.a. zur Verkehrs- und Betriebsleistung, werden 

über die hinterlegten Trendfaktoren des IFEU abgebildet (Klima-Bündnis, 2021). 

Für die unterschiedlichen Szenarien werden ergänzend zu den allgemeinen Trends Annahmen 

über die zukünftige Entwicklung getroffen. Für die Trendszenarien ohne weitere Anstrengungen 

zum Klimaschutz wird in den Bereichen Effizienz, Verlagerung und Vermeidung keine zusätzliche 

Änderung angesetzt. Die VG Westerburg hat Klimaschutzziele formuliert, die u.a. das Angebot zur 

vermehrten Tätigkeit ihrer VG-Mitarbeiter im Home-Office sowie eine finanzielle Unterstützung in 

der Beschaffung von E-Bikes beinhalten. Daher wurde in dem individuellen 2030minus30-Szenario 

eine Verlagerung des MIV auf Fuß und Rad von 1 % angesetzt, eine Steigerung des Stromanteils 

beim PKW von 0,5 % sowie eine allgemeine Vermeidung des MIV von 2 %. Da in der Szenarien-

erstellung nur der gesamte Verkehrssektor ausgewählt werden kann, nicht etwa nur die kommu-

nale Flotte, wurden hier die Änderungen eher konservativ bestimmt. In den Klimaschutzszenarien 

werden die theoretischen technischen Potenziale voll ausgeschöpft. Hinsichtlich der Effizienz wird 

eine Reduktion des spezifischen Energiebedarfs im PKW-Verkehr von 8 % sowie eine Steigerung 

des Stromanteils beim PKW von 50 % angelegt. In der Verlagerung von MIV auf Rad und Fuß 

sowie der Verlagerung von MIV auf ÖPNV wird jeweils eine Änderung von 12 % erwartet. Zuletzt 

ist in den Klimaschutzszenarien eine Vermeidung des Güterverkehrs auf der Straße um 5 % und 

eine Vermeidung des MIV um 20 % definiert worden.  
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7 Ergebnisse Potenziale und Szenarien 

Nachfolgend werden die Ergebnisse der zuvor geschilderten Potenziale und Szenarien dargestellt. 
Zu unterscheiden sind zwei weniger ambitionierte Entwicklungspfade ohne weitere Anstrengun-
gen zum Klimaschutz mit verschiedenen Zeithorizonten („Trend2030“ und „Trend2050“ bzw. im 
Klimaschutz-Planer „Kommunal-Szenario“ genannt) sowie zwei ambitionierte Entwicklungspfade 
mit Annahme einer konsequenten Klimaschutzpolitik („Klimaschutz2030“ und „Klimaschutz2050“ 
bzw. im Klimaschutz-Planer „Klimaschutz-Szenario“ genannt). Als Ergänzung und Vergleich dient 
das auf die Klimaschutzziele der VG Westerburg abgestimmte Szenario „2030minus30“, bei dem 
bis zum Jahr 2030 die THG-Emissionen über diverse Maßnahmen um 30 % reduziert werden 
sollen.  
 
Für jeden der fünf Entwicklungspfade wird zunächst das Gesamtergebnis getrennt nach den Be-
reichen Strom, Wärme und Kraftstoffe aufgezeigt. Hier ist nach Sektoren (private Haushalte, 
kommunale Einrichtungen, GHD, Industrie und Verkehr) der Endenergieverbrauch im Basisjahr 
2017 dem Endenergieverbrauch des Zieljahres (2030 bzw. 2050) gegenübergestellt. Weiterhin ist 
die Erzeugung aus erneuerbaren Energiequellen der Betrachtungsjahre als Gesamtwert darge-
stellt. Das Klima-Bündnis arbeitet aktuell, Stand Juli 2021, an einer Aktualisierung, damit dieser 
Block auch aufgeteilt nach verschiedenen Energieträgern dargestellt werden kann. Für die aktu-
elle Aufteilung der erneuerbaren Stromerzeugung dient Kapitel 2.9. Getroffene Annahmen zu den 
Entwicklungen sind den vorhergehenden Kapiteln zu entnehmen. 
Zur detaillierteren Betrachtung der Potenziale und Szenarien werden die Entwicklungspfade an-
hand der vier Bereiche Verbrauchsminderung, Erneuerbare Energien, KWK und Verkehr tabella-
risch aufgeschlüsselt. Diese so im Klimaschutz-Planer definierten Bereiche entsprechen den Be-
trachtungen unter den vorangegangenen Kapiteln 4, 5 und 6. 
 
Abschließend werden die THG-Bilanzen des Basisjahres 2017 den Ergebnissen der erstellten Sze-
narien sowie einem Potenzialwert gegenübergestellt. Dieser Potenzialwert gibt das maximal in 
der Region auszuschöpfende technische Potential wieder, ohne finanzielle, politische oder sons-
tige Einschränkungen. Auch hier ist die Aufteilung nach den Bereichen Strom, Wärme und Kraft-
stoffe vorgenommen worden.  
 
Zuletzt werden die Ergebnisse der fünf Szenarien vergleichend hinsichtlich des Endenergiever-
brauchs, der erneuerbaren Erzeugung und der THG-Emissionen aufgeteilt nach den Bereichen 
Strom, Wärme und Kraftstoffe gegenübergestellt. 
 
7.1 Trend2030 

In dem Trend2030-Szenario ändern sich die Verbräuche sowie die erneuerbare Erzeugung der 
VG Westerburg in den Bereichen Strom, Wärme und Verkehr minimal (vgl. Abbildung 7-1, Abbil-
dung 7-2 und Abbildung 7-3). Die verzeichneten Rückgänge im Endenergieverbrauch werden 
durch aktuelle allgemeine Entwicklungen verursacht. Dazu zählen u.a. die Bevölkerungsentwick-
lung, die Sanierungsrate und geringfügige Änderungen des Heizwärme- oder Stromverbrauchs in 
den betrachteten Sektoren. Im Bereich Verkehr sind allgemeine Trends zur Effizienzsteigerung 
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oder Reduzierung des spezifischen Endenergieverbrauchs der Kraftstoffe für den Rückgang ver-
antwortlich. Die konkreten Annahmen sind den jeweiligen Kapiteln zu entnehmen. Insgesamt 
beträgt der Endenergieverbrauch der VG Westerburg nach dem Trend2030-Szenario im Jahr 2030 
noch 92 % des Wertes im Bilanzjahr 2017. 
Die erneuerbare Energieerzeugung wird ebenfalls nicht über durchschnittliche aktuelle Entwick-
lungen hinausgehen. Im Bereich Wärme wird die erneuerbare Erzeugung u.a. durch einen ge-
ringfügigen statistisch hinterlegten Zubau vom Solarthermieanlagen oder KWK-Anlagen leichtzu-
nehmen. Insgesamt beträgt die erneuerbare Energieerzeugung der VG Westerburg nach dem 
Trend2030-Szenario im Jahr 2030 114 % des Wertes vom Bilanzjahr 2017. 
 

 
Abbildung 7-1: Trendszenario2030 - Gesamtergebnis Endenergieverbrauch und erneuerbare Erzeugung 
Strom (2017 und 2030) 
 

 
Abbildung 7-2: Trendszenario2030 - Gesamtergebnis Endenergieverbrauch und erneuerbare Erzeugung 
Wärme (2017 und 2030) 
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Abbildung 7-3: Trendszenario2030 - Gesamtergebnis Endenergieverbrauch und erneuerbare Erzeugung 
Kraftstoff (2017 und 2030) 

 
Nachfolgend sind unter Tabelle 7-1 die Endenergieverbräuche und die erneuerbare Erzeugung 
des Trend2030-Szenarios für die Bereiche Strom, Wärme und Verkehr aufgeschlüsselt nach den 
betrachteten Sektoren (GHD, Industrie, kommunale Einrichtungen, private Haushalte und Ver-
kehr) für das Bilanzjahr 2017 und das Zieljahr 2030 dargestellt. 

 
Tabelle 7-1: Trendszenario2030: Endenergieverbrauch und erneuerbare Erzeugung nach Sektoren, 2017 
und 2030 
Trendszenario2030: Endenergieverbrauch und erneuerbare Erzeugung nach Sek-
toren, 2017 und 2030 (Werte gerundet) 

Sektor Bilanz 2017 
[MWh/a] 

Trend2030 
[MWh/a] 

Strom 

Gewerbe, Handel, Dienstleistung (GHD) 9.100 8.700 

Industrie (IND) 41.000 39.400 

Kommunale Einrichtungen (KE) 1.600 1.600 

Private Haushalte (HH) 32.000 30.400 

Verkehr 50 810 

Gesamt Strom 83.750 80.910 

Erzeugung Erneuerbar 76.700 77.100 

Wärme 

Gewerbe, Handel, Dienstleistung (GHD) 27.200 25.200 

Industrie (IND) 28.100 27.800 

Kommunale Einrichtungen (KE) 4.300 4.000 
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Private Haushalte (HH) 158.500 141.700 

Verkehr 0 0 

Gesamt Wärme 218.100 198.700 

Erzeugung Erneuerbar 23.500 37.400 

Kraftstoff 

Verkehr 137.800 123.180 

Gesamt Kraftstoff 137.800 123.180 

Erzeugung Erneuerbar 0 0 

Summe 

Summe Verbrauch 439.650 402.790 

Summe Erzeugung Erneuerbar 100.200 114.500 

 
In den folgenden Tabellen 7-2, 7-3, 7-4 und 7-5 sind die Potenziale des Trend2030-Szenarios 
aufgeteilt nach den Bereichen Verbrauchsminderung, Erneuerbare Energien, KWK und Verkehr 
des Bilanzjahres 2017 sowie des Zieljahres 2030 dargestellt. Weiterhin wird der technisch mögli-
che Potenzialwert des Zieljahres angegeben. Dieser gibt Aufschluss darüber, in welchem Maß das 
maximale Potenzial in dem betrachteten Entwicklungspfad ausgeschöpft wird. Im Trend2030-
Szenario wird dieses Potenzial zu sehr geringem Teil genutzt, da in diesem Szenario keine zusätz-
lichen Anstrengungen zum Klimaschutz angenommen wurden. 

 
Tabelle 7-2: Trendszenario2030: Endenergieverbrauch im Bereich Verbrauchsminderung mit Bilanzwert 
2017, Kommunal-Szenario 2030 und maximalem Potenzial 
Trendszenario2030: Endenergieverbrauch im Bereich Verbrauchsminderung mit 
Bilanzwert 2017, Kommunal-Szenario 2030 und maximalem Potenzial [MWh/a] 
 

Bilanz 2017 % Trend2030 % Potenzial 2030 % 

Prozesswärme 30.400 100 30.400 100 24.300 79 

Raumwärme 171.700 100 153.300 89 128.300 74 

Strom 83.700 100 80.000 95 66.400 79 

Warmwasser 15.900 100 14.900 93 14.700 92 

Gesamt 301.700  278.600  233.700  
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Tabelle 7-3: Trendszenario2030: Endenergieerzeugung im Bereich Erneuerbare Energien mit Bilanzwert 
2017, Kommunal-Szenario 2030 und maximalem Potenzial 
Trendszenario2030: Endenergieerzeugung im Bereich Erneuerbare Energien mit 
Bilanzwert 2017, Kommunal-Szenario 2030 und maximalem Potenzial [MWh/a] 
 

Bilanz 2017 % Trend2030 % Potenzial 
2030 

% 

Biokraftstoff 0 0 0 0 5.700 100 

Strom 76.700 9 77.100 9 784.400 100 

Wärme 23.500 6 37.400 9 377.300 100 

Gesamt 100.200  114.500  1.167.400  

 
Tabelle 7-4: Trendszenario2030: Potenziale im Bereich KWK mit Bilanzwert 2017, Kommunal-Szenario 2030 
und maximalem Potenzial 
Trendszenario2030: Potenziale im Bereich KWK mit Bilanzwert 2017, Kommunal-
Szenario 2030 und maximalem Potenzial [MWh/a] 
 

Bilanz 2017 % Trend2030 % Potenzial 
2030 

% 

Fernwärme 0 0 2.100 28 7.300 100 

Nahwärme 0 0 0 0 15.400 100 

Fern-/Nahwärme 
aus KWK 

0 0 0 0 22.700 100 

Wärme aus Objekt-
KWK 

0 0 2.100 6 34.000 100 

Strom 0 0 1.900 7 24.500 100 

Gesamt 0  6.100  103.900  

 
Tabelle 7-5: Trendszenario2030: Potenziale im Bereich Verkehr mit Bilanzwert 2017, Kommunal-Szenario 
2030 und maximalem Potenzial 
Trendszenario2030: Potenziale im Bereich Verkehr mit Bilanzwert 2017, Kommu-
nal-Szenario 2030 und maximalem Potenzial [MWh/a] 

Betrachtung: Effizienz, 
Verlagerung, Vermeidung 

Bilanz 2017 % Trend2030 % Potenzial 
2030 

% 

Zunahme ÖPNV - - 0 0 6.300 100 

Güterverkehr Straße - - 0 0 1.800 100 

MIV - - 0 0 15.800 100 

MIV auf Rad und Fuß - - 0 0 9.500 100 

MIV auf ÖPNV - - 0 0 3.100 100 

Elektromobilität PKW - - 0 0 3.500 100 

Verbrennungsmotoren PKW - - 0 0 3.200 100 

Gesamt - - 0  43.200  
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Die gesamten innerhalb der VG Westerburg anfallenden Treibhausgasemissionen nach dem 
Trend2030-Szenario sind in der folgenden Abbildung 7-4 für die Sektoren Strom, Wärme und 
Kraftstoffe für das Bilanzjahr 2017 und das Zieljahr 2030 dargestellt. Das im Klimaschutz-Planer 
sogenannte „Kommunal-Szenario“ stellt dabei den Wert des Trend2030-Szenarios dar. Weiterhin 
sind die THG-Emissionen des Potenzialwerts angegeben. Dieser zeigt die jährlichen Emissionen 
im Zieljahr bei vollständiger Ausschöpfung der zuvor genannten Potenziale. Beide Entwicklungs-
pfade wurden unter Einbezug des bundesweiten „Business as usual“-Strommixes 
(0,330 t CO2e/MWh) berechnet.  
 

 
Abbildung 7-4: Trendszenario2030 - Gesamtergebnis Treibhausgase mit Bilanzwert 2017, Kommunal-Sze-
nario 2030 und maximalem Potenzial 
 
Die nachfolgende Tabelle 7-6 gibt die gerundeten Werte der vorangehenden Grafik wieder. Im 
Bereich Strom können die jährlichen CO2e-Emissionen im Trend2030-Szenario um ca. 42 % re-
duziert werden, das maximale Potenzial beträgt ca. 51 %. Die Emissionen im Bereich Wärme 
können im Trend2030-Szenario um ca. 19 % gesenkt werden, unter der maximalen Potenzial-
ausschöpfung um ca. 47 %. Hinsichtlich der Kraftstoffe ist eine Reduktion von 69 % im 
Trend2030-Szenario sowie 90 % als maximales Potenzial zu verzeichnen. Insgesamt wurde in 
diesem Entwicklungspfad bis 2030 eine jährliche THG-Einsparung von 59.700 t CO2e bzw. 42 % 
(Trend2030) sowie 88.100 t CO2e bzw. 61 % (Potenzialwert) gegenüber dem Bilanzjahr 2017 
ermittelt. 
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Tabelle 7-6: Trendszenario2030: Gesamtergebnis Treibhausgase mit Bilanzwert 2017, Kommunal-Szenario 
2030 und maximalem Potenzial 
Trendszenario2030: Gesamtergebnis Treibhausgase mit Bilanzwert 2017, Kommu-
nal-Szenario 2030 und maximalem Potenzial 
 

Bilanzwert 
 [t CO2e/a] 

Kommunal-Szenario 
[t CO2e/a] 

Max. Potenzial 
[t CO2e/a] 

Kraftstoff 43.500 13.400 4.400 

Strom 46.400 26.700 22.800 

Wärme 53.500 43.600 28.100 

Gesamt 143.400 83.700 55.300 

 
 
7.2 Trend2050 

In dem Trend2050-Szenario ändern sich die Verbräuche sowie die erneuerbare Erzeugung der 
VG Westerburg in den Bereichen Strom, Wärme und Verkehr in geringem Maß (vgl. Abbildung 
7-5, Abbildung 7-6 und Abbildung 7-7). Die verzeichneten Rückgänge im Endenergieverbrauch 
werden durch aktuelle allgemeine Entwicklungen verursacht. Dazu zählen u.a. die Bevölkerungs-
entwicklung, die Sanierungsrate und geringfügige Änderungen des Heizwärme- oder Stromver-
brauchs in den betrachteten Sektoren. Im Bereich Verkehr sind allgemeine Trends zur Effizienz-
steigerung oder Reduzierung des spezifischen Endenergieverbrauchs der Kraftstoffe für den Rück-
gang verantwortlich. Die konkreten Annahmen sind den jeweiligen Kapiteln zu entnehmen. Ins-
gesamt beträgt der Endenergieverbrauch der VG Westerburg nach dem Trend2050-Szenario im 
Jahr 2050 noch 77 % des Wertes im Bilanzjahr 2017. 
Die erneuerbare Energieerzeugung wird ebenfalls nicht über durchschnittliche aktuelle Entwick-
lungen hinausgehen. Im Bereich Wärme wird die erneuerbare Erzeugung u.a. durch einen ge-
ringfügigen statistisch hinterlegten Zubau vom Solarthermieanlagen oder KWK-Anlagen leichtzu-
nehmen. Insgesamt beträgt die erneuerbare Energieerzeugung der VG Westerburg nach dem 
Trend2050-Szenario im Jahr 2050 114 % des Wertes vom Bilanzjahr 2017. 

 



 
Klimaschutzkonzept Verbandsgemeinde Westerburg 

92 
 

 

Abbildung 7-5: Trendszenario2050 - Gesamtergebnis Endenergieverbrauch und erneuerbare Erzeugung 
Strom (2017 und 2050) 

 
Abbildung 7-6: Trendszenario2050 - Gesamtergebnis Endenergieverbrauch und erneuerbare Erzeugung 
Wärme (2017 und 2050) 
 

 
Abbildung 7-7: Trendszenario2050 - Gesamtergebnis Endenergieverbrauch und erneuerbare Erzeugung 
Kraftstoff (2017 und 2050) 
 
Nachfolgend sind unter Tabelle 7-7 die Endenergieverbräuche und die erneuerbare Erzeugung 
des Trend2050-Szenarios für die Bereiche Strom, Wärme und Verkehr aufgeschlüsselt nach den 
betrachteten Sektoren (GHD, Industrie, kommunale Einrichtungen, private Haushalte und Ver-
kehr) für das Bilanzjahr 2017 und das Zieljahr 2050 dargestellt. 
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Tabelle 7-7: Trendszenario2050: Endenergieverbrauch und erneuerbare Erzeugung nach Sektoren, 2017 
und 2050 
Trendszenario2050: Endenergieverbrauch und erneuerbare Erzeugung nach Sek-
toren, 2017 und 2050 (Werte gerundet) 

Sektor Bilanz 2017 
[MWh/a] 

Trend2050 
[MWh/a] 

Strom 

Gewerbe, Handel, Dienstleistung (GHD) 9.100 8.200 

Industrie (IND) 41.000 37.100 

Kommunale Einrichtungen (KE) 1.600 1.500 

Private Haushalte (HH) 32.000 27.100 

Verkehr 50 1.290 

Gesamt Strom 83.750 75.190 

Erzeugung Erneuerbar 76.700 77.000 

Wärme 

Gewerbe, Handel, Dienstleistung (GHD) 27.200 22.500 

Industrie (IND) 28.100 27.200 

Kommunale Einrichtungen (KE) 4.300 3.500 

Private Haushalte (HH) 158.500 131.800 

Verkehr 0 0 

Gesamt Wärme 218.100 185.000 

Erzeugung Erneuerbar 23.500 37.400 

Kraftstoff 

Verkehr 137.800 79.350 

Gesamt Kraftstoff 137.800 79.350 

Erzeugung Erneuerbar 0 0 

Summe 

Summe Verbrauch 439.650 339.500 

Summe Erzeugung Erneuerbar 100.200 114.400 

 
In den folgenden Tabellen 7-8, 7-9, 7-10 und 7-11 sind die Potenziale des Trend2050-Szenarios 
aufgeteilt nach den Bereichen Verbrauchsminderung, Erneuerbare Energien, KWK und Verkehr 
des Bilanzjahres 2017 sowie des Zieljahres 2030 dargestellt. Weiterhin wird der technisch mögli-
che Potenzialwert des Zieljahres angegeben. Dieser gibt Aufschluss darüber, in welchem Maß das 
maximale Potenzial in dem betrachteten Entwicklungspfad ausgeschöpft wird. Im Trend2050-
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Szenario wird dieses Potenzial zu sehr geringem Teil genutzt, da in diesem Szenario keine zusätz-
lichen Anstrengungen zum Klimaschutz angenommen wurden. 

 
Tabelle 7-8: Trendszenario2050: Endenergieverbrauch im Bereich Verbrauchsminderung mit Bilanzwert 
2017, Kommunal-Szenario 2050 und maximalem Potenzial 
Trendszenario2050: Endenergieverbrauch im Bereich Verbrauchsminderung mit 
Bilanzwert 2017, Kommunal-Szenario 2050 und maximalem Potenzial [MWh/a] 
 

Bilanz 2017 % Trend2050 % Potenzial 2050 % 

Prozesswärme 30.400 100 30.300 99 17.500 57 

Raumwärme 171.700 100 140.400 81 86.900 50 

Strom 83.700 100 73.900 88 47.500 56 

Warmwasser 15.900 100 14.400 90 13.900 87 

Gesamt 301.700  259.000  165.800  

 
Tabelle 7-9: Trendszenario2050: Endenergieerzeugung im Bereich Erneuerbare Energien mit Bilanzwert 
2017, Kommunal-Szenario 2050 und maximalem Potenzial 
Trendszenario2050: Endenergieerzeugung im Bereich Erneuerbare Energien mit 
Bilanzwert 2017, Kommunal-Szenario 2050 und maximalem Potenzial [MWh/a] 
 

Bilanz 2017 % Trend2050 % Potenzial 
2050 

% 

Biokraftstoff 0 0 0 0 5.700 100 

Strom 76.700 9 77.000 9 792.900 100 

Wärme 23.500 7 37.400 11 322.800 100 

Gesamt 100.200  114.400  1.121.400  

 
Tabelle 7-10: Trendszenario2050: Potenziale im Bereich KWK mit Bilanzwert 2017, Kommunal-Szenario 2050 
und maximalem Potenzial 
Trendszenario2050: Potenziale im Bereich KWK mit Bilanzwert 2017, Kommunal-
Szenario 2050 und maximalem Potenzial [MWh/a] 
 

Bilanz 2017 % Trend2050 % Potenzial 
2050 

% 

Fernwärme 0 0 2.000 42 4.800 100 

Nahwärme 0 0 0 0 10.800 100 

Fern-/Nahwärme 
aus KWK 

0 0 0 0 15.600 100 

Wärme aus Objekt-
KWK 

0 0 2.000 8 23.200 100 

Strom 0 0 1.800 10 16.700 100 

Gesamt 0  5.800  71.100  
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Tabelle 7-11: Trendszenario2050: Potenziale im Bereich Verkehr mit Bilanzwert 2017, Kommunal-Szenario 
2050 und maximalem Potenzial 
Trendszenario2050: Potenziale im Bereich Verkehr mit Bilanzwert 2017, Kommu-
nal-Szenario 2050 und maximalem Potenzial [MWh/a] 

Betrachtung: Effizienz, 
Verlagerung, Vermeidung 

Bilanz 2017 % Trend2050 % Potenzial 
2050 

% 

Zunahme ÖPNV - - 0 0 4.300 100 

Güterverkehr Straße - - 0 0 1.500 100 

MIV - - 0 0 9.100 100 

MIV auf Rad und Fuß - - 0 0 5.400 100 

MIV auf ÖPNV - - 0 0 1.100 100 

Elektromobilität PKW - - 0 0 6.600 100 

Verbrennungsmotoren PKW - - 0 0 1.400 100 

Gesamt - - 0  29.400  

 
Die gesamten innerhalb der VG Westerburg anfallenden Treibhausgasemissionen nach dem 
Trend2050-Szenario sind in der folgenden Abbildung 7-8 für die Sektoren Strom, Wärme und 
Kraftstoffe für das Bilanzjahr 2017 und das Zieljahr 2050 dargestellt. Das im Klimaschutz-Planer 
sogenannte „Kommunal-Szenario“ stellt dabei den Wert des Trend2050-Szenarios dar. Weiterhin 
sind die THG-Emissionen des Potenzialwerts angegeben. Dieser zeigt die jährlichen Emissionen 
im Zieljahr bei vollständiger Ausschöpfung der zuvor genannten Potenziale. Beide Entwicklungs-
pfade wurden unter Einbezug des bundesweiten „Business as usual“-Strommixes 
(0,330 t CO2e/MWh) berechnet.  

 

 
Abbildung 7-8: Trendszenario2050 - Gesamtergebnis Treibhausgase mit Bilanzwert 2017, Kommunal-Sze-
nario 2050 und maximalem Potenzial 
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Die nachfolgende Tabelle 7-12 gibt die gerundeten Werte der vorangehenden Grafik wieder. Im 
Bereich Strom können die jährlichen CO2e-Emissionen im Trend2050-Szenario um ca. 47 % re-
duziert werden, das maximale Potenzial beträgt ca. 65 %. Die Emissionen im Bereich Wärme 
können im Trend2050-Szenario um ca. 42 % gesenkt werden, unter der maximalen Potenzial-
ausschöpfung um ca. 47 %. Hinsichtlich der Kraftstoffe ist eine Reduktion von 76 % im 
Trend2050-Szenario sowie 87 % als maximales Potenzial zu verzeichnen. Insgesamt wurde in 
diesem Entwicklungspfad bis 2050 eine jährliche THG-Einsparung von 77.300 t CO2e bzw. 54 % 
(Trend2050) sowie 93.100 t CO2e bzw. 65 % (Potenzialwert) gegenüber dem Bilanzjahr 2017 
ermittelt. 
 
Tabelle 7-12: Trendszenario2050: Gesamtergebnis Treibhausgase mit Bilanzwert 2017, Kommunal-Szenario 
2050 und maximalem Potenzial 
Trendszenario2050: Gesamtergebnis Treibhausgase mit Bilanzwert 2017, Kommu-
nal-Szenario 2050 und maximalem Potenzial 
 

Bilanzwert 
 [t CO2e/a] 

Kommunal-Szenario 
[t CO2e/a] 

Max. Potenzial 
[t CO2e/a] 

Kraftstoff 43.500 10.500 5.800 

Strom 46.400 24.800 16.400 

Wärme 53.500 30.800 28.100 

Gesamt 143.400 66.100 50.300 

 
 
7.3 Klimaschutz2030 

In dem Klimaschutz2030-Szenario sind höhere Änderungen der Verbräuche sowie der erneuer-
bare Erzeugung der VG Westerburg in den Bereichen Strom, Wärme und Verkehr zu verzeichnen 
(vgl. Abbildung 7-9, Abbildung 7-10 und Abbildung 7-11). Die verzeichneten Rückgänge im End-
energieverbrauch werden durch diverse Entwicklungen verursacht. Dazu zählen u.a. die Bevölke-
rungsentwicklung, die Sanierungsrate und deutliche Änderungen des Heizwärme- oder Stromver-
brauchs in den betrachteten Sektoren. Im Bereich Verkehr sind u.a. allgemeine Trends zur Effi-
zienzsteigerung oder Reduzierung des spezifischen Endenergieverbrauchs der Kraftstoffe für den 
starken Rückgang verantwortlich. In den Bereichen Effizienz, Verlagerung und Vermeidung wer-
den zudem ambitionierte Änderungen angenommen, die über die allgemeinen Trends hinausge-
hen. Die konkreten Annahmen sind den jeweiligen Kapiteln zu entnehmen. Insgesamt beträgt der 
Endenergieverbrauch der VG Westerburg nach dem Klimaschutz2030-Szenario im Jahr 2030 noch 
76 % des Wertes im Bilanzjahr 2017. 
Die erneuerbare Energieerzeugung wird stark über durchschnittliche aktuelle Entwicklungen hin-
ausgehen. Es wird ein sehr ehrgeiziger Ausbau verschiedener erneuerbarer Technologien, z. B. 
Solarthermie, Windkraft und KWK-Anlagen, im VG-Gebiet unterstellt (siehe Kapitel 5). Insgesamt 
beträgt die erneuerbare Energieerzeugung der VG Westerburg nach dem Klimaschutz2030-Sze-
nario im Jahr 2030 643 % des Wertes vom Bilanzjahr 2017. 
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Abbildung 7-9: Klimaschutzszenario2030 - Gesamtergebnis Endenergieverbrauch und erneuerbare Erzeu-
gung Strom (2017 und 2030) 
 

 
Abbildung 7-10: Klimaschutzszenario2030 - Gesamtergebnis Endenergieverbrauch und erneuerbare Erzeu-
gung Wärme (2017 und 2030) 

 



 
Klimaschutzkonzept Verbandsgemeinde Westerburg 

98 
 

 

 
Abbildung 7-11: Klimaschutzszenario2030 - Gesamtergebnis Endenergieverbrauch und erneuerbare Erzeu-
gung Kraftstoff (2017 und 2030) 
 
Nachfolgend sind unter Tabelle 7-13 die Endenergieverbräuche und die erneuerbare Erzeugung 
des Klimaschutz2030-Szenarios für die Bereiche Strom, Wärme und Verkehr aufgeschlüsselt nach 
den betrachteten Sektoren (GHD, Industrie, kommunale Einrichtungen, private Haushalte und 
Verkehr) für das Bilanzjahr 2017 und das Zieljahr 2030 dargestellt. 

 
Tabelle 7-13: Klimaschutzszenario2030: Endenergieverbrauch und erneuerbare Erzeugung nach Sektoren, 
2017 und 2030 
Klimaschutzszenario2030: Endenergieverbrauch und erneuerbare Erzeugung 
nach Sektoren, 2017 und 2030 (Werte gerundet) 

Sektor Bilanz 2017 
[MWh/a] 

Klimaschutz2030 
[MWh/a] 

Strom 

Gewerbe, Handel, Dienstleistung (GHD) 9.100 8.300 

Industrie (IND) 41.000 37.400 

Kommunale Einrichtungen (KE) 1.600 1.500 

Private Haushalte (HH) 32.000 27.100 

Verkehr 50 1.260 

Gesamt Strom 83.750 75.560 

Erzeugung Erneuerbar 76.700 365.200 

Wärme 

Gewerbe, Handel, Dienstleistung (GHD) 27.200 19.400 

Industrie (IND) 28.100 24.200 

Kommunale Einrichtungen (KE) 4.300 2.900 
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Private Haushalte (HH) 158.500 125.200 

Verkehr 0 0 

Gesamt Wärme 218.100 171.700 

Erzeugung Erneuerbar 23.500 274.800 

Kraftstoff 

Verkehr 137.800 86.340 

Gesamt Kraftstoff 137.800 86.340 

Erzeugung Erneuerbar 0 4.700 

Summe 

Summe Verbrauch 439.650 333.600 

Summe Erzeugung Erneuerbar 100.200 644.700 

 
In den folgenden Tabellen 7-14, 7-15, 7-16 und 7-17 sind die Potenziale des Klimaschutz2030-
Szenarios aufgeteilt nach den Bereichen Verbrauchsminderung, Erneuerbare Energien, KWK und 
Verkehr des Bilanzjahres 2017 sowie des Zieljahres 2030 dargestellt. Weiterhin wird der technisch 
mögliche Potenzialwert des Zieljahres angegeben. Dieser gibt Aufschluss darüber, in welchem 
Maß das maximale Potenzial in dem betrachteten Entwicklungspfad ausgeschöpft wird. Im Klima-
schutz2030-Szenario wird dieses Potenzial weitestgehend genutzt, da in diesem Szenario eine 
konsequente Klimaschutzpolitik angenommen wurde. U.a. im Bereich der Windkraftanlagen oder 
Wärmepumpen in Privathaushalten wird das technische Potenzial nicht vollständig ausgeschöpft. 

 
Tabelle 7-14: Klimaschutzszenario2030: Endenergieverbrauch im Bereich Verbrauchsminderung mit Bilanz-
wert 2017, Klimaschutzszenario 2030 und maximalem Potenzial 
Klimaschutzszenario2030: Endenergieverbrauch im Bereich Verbrauchsminderung 
mit Bilanzwert 2017, Klimaschutzszenario 2030 und maximalem Potenzial 
[MWh/a]  

Bilanz 2017 % Klima-
schutz2030 

% Potenzial 
2030 

% 

Prozesswärme 30.400 100 27.200 89 24.300 79 

Raumwärme 171.700 100 129.700 75 128.300 74 

Strom 83.700 100 74.200 88 66.400 79 

Warmwasser 15.900 100 14.800 93 14.700 92 

Gesamt 301.700  245.900  233.700  
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Tabelle 7-15: Klimaschutzszenario2030: Endenergieerzeugung im Bereich Erneuerbare Energien mit Bilanz-
wert 2017, Klimaschutzszenario 2030 und maximalem Potenzial 
Klimaschutzszenario2030: Endenergieerzeugung im Bereich Erneuerbare Energien 
mit Bilanzwert 2017, Klimaschutzszenario 2030 und maximalem Potenzial 
[MWh/a]  

Bilanz 2017 % Klima-
schutz2030 

% Potenzial 
2030 

% 

Biokraftstoff 0 0 4.700 82 5.700 100 

Strom 76.700 9 365.200 46 784.400 100 

Wärme 23.500 6 274.800 72 377.300 100 

Gesamt 100.200  644.700  1.167.400  

 
Tabelle 7-16: Klimaschutzszenario2030: Potenziale im Bereich KWK mit Bilanzwert 2017, Klimaschutzszena-
rio 2030 und maximalem Potenzial 
Klimaschutzszenario2030: Potenziale im Bereich KWK mit Bilanzwert 2017, Klima-
schutzszenario 2030 und maximalem Potenzial [MWh/a] 
 

Bilanz 2017 % Klima-
schutz2030 

% Potenzial 
2030 

% 

Fernwärme 0 0 7.800 106 7.300 100 

Nahwärme 0 0 15.600 101 15.400 100 

Fern-/Nahwärme 
aus KWK 

0 0 23.400 103 22.700 100 

Wärme aus Objekt-
KWK 

0 0 34.400 101 34.000 100 

Strom 0 0 25.000 102 24.500 100 

Gesamt 0  106.200  103.900  

 
Tabelle 7-17: Klimaschutzszenario2030: Potenziale im Bereich Verkehr mit Bilanzwert 2017, Klimaschutzsze-
nario 2030 und maximalem Potenzial 
Klimaschutzszenario2030: Potenziale im Bereich Verkehr mit Bilanzwert 2017, Kli-
maschutzszenario 2030 und maximalem Potenzial [MWh/a] 

Betrachtung: Effizienz, 
Verlagerung, Vermeidung 

Bilanz 
2017 

% Klima-
schutz2030 

% Poten-
zial 

2030 

% 

Zunahme ÖPNV - - 6.200 100 6.200 100 

Güterverkehr Straße - - 1.800 100 1.800 100 

MIV - - 16.100 100 16.100 100 

MIV auf Rad und Fuß - - 9.700 100 9.700 100 

MIV auf ÖPNV - - 3.500 100 3.500 100 

Elektromobilität PKW - - 3.500 100 3.500 100 

Verbrennungsmotoren PKW - - 3.200 100 3.200 100 
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Gesamt - - 44.000  44.000  

 
Die gesamten innerhalb der VG Westerburg anfallenden Treibhausgasemissionen nach dem Kli-
maschutz2030-Szenario sind in der folgenden Abbildung 7-12 für die Sektoren Strom, Wärme und 
Kraftstoffe für das Bilanzjahr 2017 und das Zieljahr 2030 dargestellt. Das im Klimaschutz-Planer 
sogenannte „Klimaschutz-Szenario“ stellt dabei den Wert des Klimaschutz2030-Szenarios dar. 
Weiterhin sind die THG-Emissionen des Potenzialwerts angegeben. Dieser zeigt die jährlichen 
Emissionen im Zieljahr bei vollständiger Ausschöpfung der zuvor genannten Potenziale. Beide 
Entwicklungspfade wurden unter Einbezug eines bundesweiten ambitionierten Strommixes (0,037 
t CO2e/MWh) berechnet.  
 

 
Abbildung 7-12: Klimaschutzszenario2030 – Gesamtergebnis Treibhausgase mit Bilanzwert 2017, Klima-
schutz-Szenario 2030 und maximalem Potenzial 
 
Die nachfolgende Tabelle 7-18 gibt die gerundeten Werte der vorangehenden Grafik wieder. Im 
Bereich Strom können die jährlichen CO2e-Emissionen im Klimaschutz2030-Szenario um ca. 94 % 
reduziert werden, das maximale Potenzial beträgt ca. 95 %. Die Emissionen im Bereich Wärme 
können im Klimaschutz2030-Szenario um ca. 19 % gesenkt werden, unter der maximalen Poten-
zialausschöpfung um ca. 47 %. Hinsichtlich der Kraftstoffe ist eine Reduktion von 90 % im Kli-
maschutz2030-Szenario sowie ebenfalls 90 % als maximales Potenzial zu verzeichnen. Insgesamt 
wurde in diesem Entwicklungspfad bis 2030 eine jährliche THG-Einsparung von 92.600 t CO2e 
bzw. 65 % (Klimaschutz2030) sowie 108.300 t CO2e bzw. 76 % (Potenzialwert) gegenüber dem 
Bilanzjahr 2017 ermittelt. 
 
 
Tabelle 7-18: Klimaschutzszenario2030: Gesamtergebnis Treibhausgase mit Bilanzwert 2017, Kommunal-
Szenario 2030 und maximalem Potenzial 
Klimaschutzszenario2030: Gesamtergebnis Treibhausgase mit Bilanzwert 2017, 
Kommunal-Szenario 2030 und maximalem Potenzial 
 

Bilanzwert 
 [t CO2e/a] 

Klimaschutzszenario 
[t CO2e/a] 

Max. Potenzial 
[t CO2e/a] 

Kraftstoff 43.500 4.400 4.400 
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Strom 46.400 2.800 2.600 

Wärme 53.500 43.600 28.100 

Gesamt 143.400 50.800 35.100 

 

7.4 Klimaschutz2050 

In dem Klimaschutz2050-Szenario sind höhere Änderungen der Verbräuche sowie der erneuer-
bare Erzeugung der VG Westerburg in den Bereichen Strom, Wärme und Verkehr zu verzeichnen 
(vgl. Abbildung 7-13, Abbildung 7-14 und Abbildung 7-15). Die verzeichneten Rückgänge im En-
denergieverbrauch werden durch diverse Entwicklungen verursacht. Dazu zählen u.a. die Bevöl-
kerungsentwicklung, die Sanierungsrate und deutliche Änderungen des Heizwärme- oder Strom-
verbrauchs in den betrachteten Sektoren. Im Bereich Verkehr sind u.a. allgemeine Trends zur 
Effizienzsteigerung oder Reduzierung des spezifischen Endenergieverbrauchs der Kraftstoffe für 
den starken Rückgang verantwortlich. In den Bereichen Effizienz, Verlagerung und Vermeidung 
werden zudem ambitionierte Änderungen angenommen, die über die allgemeinen Trends hinaus-
gehen. Die konkreten Annahmen sind den jeweiligen Kapiteln zu entnehmen. Insgesamt beträgt 
der Endenergieverbrauch der VG Westerburg nach dem Klimaschutz2050-Szenario im Jahr 2050 
noch 56 % des Wertes im Bilanzjahr 2017. 
Die erneuerbare Energieerzeugung wird stark über durchschnittliche aktuelle Entwicklungen hin-
ausgehen. Es wird ein sehr ehrgeiziger Ausbau verschiedener erneuerbarer Technologien, z. B. 
Solarthermie, Windkraft und KWK-Anlagen, im VG-Gebiet unterstellt (siehe Kapitel 5). Insgesamt 
beträgt die erneuerbare Energieerzeugung der VG Westerburg nach dem Klimaschutz2050-Sze-
nario im Jahr 2050 620 % des Wertes vom Bilanzjahr 2017. 
 

 
Abbildung 7-13: Klimaschutzszenario2050 - Gesamtergebnis Endenergieverbrauch und erneuerbare Erzeu-
gung Strom (2017 und 2050) 
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Abbildung 7-14: Klimaschutzszenario2050 - Gesamtergebnis Endenergieverbrauch und erneuerbare Erzeu-
gung Wärme (2017 und 2050) 
 

 
Abbildung 7-15: Klimaschutzszenario2050 - Gesamtergebnis Endenergieverbrauch und erneuerbare Erzeu-
gung Kraftstoff (2017 und 2050) 

 
Nachfolgend sind unter Tabelle 7-19 die Endenergieverbräuche und die erneuerbare Erzeugung 
des Klimaschutz2050-Szenarios für die Bereiche Strom, Wärme und Verkehr aufgeschlüsselt nach 
den betrachteten Sektoren (GHD, Industrie, kommunale Einrichtungen, private Haushalte und 
Verkehr) für das Bilanzjahr 2017 und das Zieljahr 2050 dargestellt. 
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Tabelle 7-19: Klimaschutzszenario2050: Endenergieverbrauch und erneuerbare Erzeugung nach Sektoren, 
2017 und 2050 
Klimaschutzszenario2050: Endenergieverbrauch und erneuerbare Erzeugung 
nach Sektoren, 2017 und 2050 (Werte gerundet) 

Sektor Bilanz 2017 
[MWh/a] 

Klimaschutz2050 
[MWh/a] 

Strom 

Gewerbe, Handel, Dienstleistung (GHD) 9.100 7.200 

Industrie (IND) 41.000 32.500 

Kommunale Einrichtungen (KE) 1.600 1.300 

Private Haushalte (HH) 32.000 21.700 

Verkehr 50 2.110 

Gesamt Strom 83.750 64.810 

Erzeugung Erneuerbar 76.700 373.500 

Wärme 

Gewerbe, Handel, Dienstleistung (GHD) 27.200 12.800 

Industrie (IND) 28.100 19.300 

Kommunale Einrichtungen (KE) 4.300 1.700 

Private Haushalte (HH) 158.500 92.200 

Verkehr 0 0 

Gesamt Wärme 218.100 126.000 

Erzeugung Erneuerbar 23.500 242.900 

Kraftstoff 

Verkehr 137.800 53.360 

Gesamt Kraftstoff 137.800 53.360 

Erzeugung Erneuerbar 0 4.700 

Summe 

Summe Verbrauch 439.650 244.170 

Summe Erzeugung Erneuerbar 100.200 621.100 

 
In den folgenden Tabellen 7-20, 7-21, 7-22 und 7-23 sind die Potenziale des Klimaschutz2050-
Szenarios aufgeteilt nach den Bereichen Verbrauchsminderung, Erneuerbare Energien, KWK und 
Verkehr des Bilanzjahres 2017 sowie des Zieljahres 2050 dargestellt. Weiterhin wird der technisch 
mögliche Potenzialwert des Zieljahres angegeben. Dieser gibt Aufschluss darüber, in welchem 
Maß das maximale Potenzial in dem betrachteten Entwicklungspfad ausgeschöpft wird. Im Klima-
schutz2050-Szenario wird dieses Potenzial weitestgehend genutzt, da in diesem Szenario eine 
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konsequente Klimaschutzpolitik angenommen wurde. U.a. im Bereich der Windkraftanlagen oder 
Wärmepumpen in Privathaushalten wird das technische Potenzial nicht vollständig ausgeschöpft. 

 
Tabelle 7-20: Klimaschutzszenario2050: Endenergieverbrauch im Bereich Verbrauchsminderung mit Bilanz-
wert 2017, Klimaschutzszenario 2050 und maximalem Potenzial 
Klimaschutzszenario2050: Endenergieverbrauch im Bereich Verbrauchsminderung 
mit Bilanzwert 2017, Klimaschutzszenario 2050 und maximalem Potenzial 
[MWh/a]  

Bilanz 2017 % Klima-
schutz2050 

% Potenzial 
2050 

% 

Prozesswärme 30.400 100 23.200 76 17.500 57 

Raumwärme 171.700 100 88.600 51 86.900 50 

Strom 83.700 100 62.700 74 47.500 56 

Warmwasser 15.900 100 14.200 89 13.900 87 

Gesamt 301.700  188.700  165.800  

 
Tabelle 7-21: Klimaschutzszenario2050: Endenergieerzeugung im Bereich Erneuerbare Energien mit Bilanz-
wert 2017, Klimaschutzszenario 2050 und maximalem Potenzial 
Klimaschutzszenario2050: Endenergieerzeugung im Bereich Erneuerbare Energien 
mit Bilanzwert 2017, Klimaschutzszenario 2050 und maximalem Potenzial 
[MWh/a]  

Bilanz 2017 % Klima-
schutz2050 

% Potenzial 
2050 

% 

Biokraftstoff 0 0 4.700 82 5.700 100 

Strom 76.700 9 373.500 47 792.900 100 

Wärme 23.500 7 242.900 75 322.800 100 

Gesamt 100.200  621.100  1.121.400  

 
Tabelle 7-22: Klimaschutzszenario2050: Potenziale im Bereich KWK mit Bilanzwert 2017, Klimaschutzszena-
rio 2050 und maximalem Potenzial 
Klimaschutzszenario2050: Potenziale im Bereich KWK mit Bilanzwert 2017, Klima-
schutzszenario 2050 und maximalem Potenzial [MWh/a] 
 

Bilanz 2017 % Klima-
schutz2050 

% Potenzial 
2050 

% 

Fernwärme 0 0 5.500 115 4.800 100 

Nahwärme 0 0 11.200 103 10.800 100 

Fern-/Nahwärme 
aus KWK 

0 0 16.700 107 15.600 100 

Wärme aus Objekt-
KWK 

0 0 23.800 102 23.200 100 

Strom 0 0 17.500 104 16.700 100 

Gesamt 0  74.700  71.100  
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Tabelle 7-23: Klimaschutzszenario2050: Potenziale im Bereich Verkehr mit Bilanzwert 2017, Klimaschutzsze-
nario 2050 und maximalem Potenzial 
Klimaschutzszenario2050: Potenziale im Bereich Verkehr mit Bilanzwert 2017, Kli-
maschutzszenario 2050 und maximalem Potenzial [MWh/a] 

Betrachtung: Effizienz, 
Verlagerung, Vermeidung 

Bilanz 
2017 

% Klima-
schutz2050 

% Poten-
zial 

2050 

% 

Zunahme ÖPNV - - 4.300 100 4.300 100 

Güterverkehr Straße - - 1.500 100 1.500 100 

MIV - - 9.100 100 9.100 100 

MIV auf Rad und Fuß - - 5.400 100 5.400 100 

MIV auf ÖPNV - - 1.100 100 1.100 100 

Elektromobilität PKW - - 6.600 100 6.600 100 

Verbrennungsmotoren PKW - - 1.400 100 1.400 100 

Gesamt - - 29.400  29.400  

 
Die gesamten innerhalb der VG Westerburg anfallenden Treibhausgasemissionen nach dem Kli-
maschutz2050-Szenario sind in der folgenden Abbildung 7-16 für die Sektoren Strom, Wärme und 
Kraftstoffe für das Bilanzjahr 2017 und das Zieljahr 2050 dargestellt. Das im Klimaschutz-Planer 
sogenannte „Klimaschutz-Szenario“ stellt dabei den Wert des Klimaschutz2050-Szenarios dar. 
Weiterhin sind die THG-Emissionen des Potenzialwerts angegeben. Dieser zeigt die jährlichen 
Emissionen im Zieljahr bei vollständiger Ausschöpfung der zuvor genannten Potenziale. Beide 
Entwicklungspfade wurden unter Einbezug eines bundesweiten ambitionierten Strommixes (0,037 
t CO2e/MWh) berechnet. 
 

 
Abbildung 7-16: Klimaschutzszenario2050 - Gesamtergebnis Treibhausgase mit Bilanzwert 2017, Klima-
schutz-Szenario 2050 und maximalem Potenzial 
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Die nachfolgende Tabelle 7-24 gibt die gerundeten Werte der vorangehenden Grafik wieder. Im 
Bereich Strom können die jährlichen CO2e-Emissionen im Klimaschutz2050-Szenario um ca. 95 % 
reduziert werden, das maximale Potenzial beträgt ca. 96 %. Die Emissionen im Bereich Wärme 
können im Klimaschutz2050-Szenario um ca. 42 % gesenkt werden, unter der maximalen Poten-
zialausschöpfung um ca. 47 %. Hinsichtlich der Kraftstoffe ist eine Reduktion von 87 % im Kli-
maschutz2050-Szenario sowie ebenfalls 87 % als maximales Potenzial zu verzeichnen. Insgesamt 
wurde in diesem Entwicklungspfad bis 2050 eine jährliche THG-Einsparung von 104.400 t CO2e 
bzw. 73 % (Klimaschutz2050) sowie 107.700 t CO2e bzw. 75 % (Potenzialwert) gegenüber dem 
Bilanzjahr 2017 ermittelt. 
 
Tabelle 7-24: Klimaschutzszenario2050: Gesamtergebnis Treibhausgase mit Bilanzwert 2017, Klima-
schutzszenario 2050 und maximalem Potenzial 
Klimaschutzszenario2050: Gesamtergebnis Treibhausgase mit Bilanzwert 2017, 
Klimaschutzszenario 2050 und maximalem Potenzial 
 

Bilanzwert 
 [t CO2e/a] 

Klimaschutzszenario 
[t CO2e/a] 

Max. Potenzial 
[t CO2e/a] 

Kraftstoff 43.500 5.800 5.800 

Strom 46.400 2.400 1.800 

Wärme 53.500 30.800 28.100 

Gesamt 143.400 39.000 35.700 

 

7.5 2030minus30 

In dem 2030minus30-Szenario ändern sich die Verbräuche sowie die erneuerbare Erzeugung der 
VG Westerburg in den Bereichen Strom, Wärme und Verkehr etwas stärker als in dem entspre-
chenden Trendszenario (vgl. Abbildung 7-17, Abbildung 7-18 und Abbildung 7-19). Die verzeich-
neten Rückgänge im Endenergieverbrauch werden durch aktuelle allgemeine Entwicklungen, ver-
schärft um leicht ehrgeizigere Anstrengungen in Anlehnung an die durch die VG formulierten 
Klimaschutzziele, verursacht. Dazu zählen u.a. die Bevölkerungsentwicklung, die Sanierungsrate 
und Änderungen des Heizwärme- oder Stromverbrauchs in den betrachteten Sektoren. Im Bereich 
Verkehr sind allgemeine Trends zur Effizienzsteigerung oder Reduzierung des spezifischen End-
energieverbrauchs der Kraftstoffe für den Rückgang verantwortlich. Auch hier wurden die Klima-
schutzziele der VG als zusätzliche Maßnahmen integriert. Die konkreten Annahmen sind den je-
weiligen Kapiteln zu entnehmen. Insgesamt beträgt der Endenergieverbrauch der VG Westerburg 
nach dem 2030minus30-Szenario im Jahr 2030 noch 91 % des Wertes im Bilanzjahr 2017. 
Die erneuerbare Energieerzeugung wird leicht über durchschnittliche aktuelle Entwicklungen hin-
ausgehen. Beispielsweise wird ein stärkerer Zubau von Windkraft- und PV-Anlagen angenommen, 
wie es auch in den Klimaschutzzielen der VG formuliert wurde. Insgesamt beträgt die erneuerbare 
Energieerzeugung der VG Westerburg nach dem 2030minus30-Szenario im Jahr 2030 162 % des 
Wertes vom Bilanzjahr 2017. Aufgrund der Bilanzierungsmethodik schlägt sich dies nicht direkt in 
der Endenergie- und THG-Bilanz aus dem Klimaschutz-Planer nieder, lediglich der Bundesstrom-
mix wird durch den Zubau minimal beeinflusst. 
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Abbildung 7-17: 2030minus30-Szenario - Gesamtergebnis Endenergieverbrauch und erneuerbare Erzeugung 
Strom (2017 und 2030) 

 

 
Abbildung 7-18: 2030minus30-Szenario - Gesamtergebnis Endenergieverbrauch und erneuerbare Erzeugung 
Wärme (2017 und 2030) 
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Abbildung 7-19: 2030minus30-Szenario - Gesamtergebnis Endenergieverbrauch und erneuerbare Erzeugung 
Kraftstoff (2017 und 2030) 
 
Nachfolgend sind unter Tabelle 7-25 die Endenergieverbräuche und die erneuerbare Erzeugung 
des 2030minus30-Szenarios für die Bereiche Strom, Wärme und Verkehr aufgeschlüsselt nach 
den betrachteten Sektoren (GHD, Industrie, kommunale Einrichtungen, private Haushalte und 
Verkehr) für das Bilanzjahr 2017 und das Zieljahr 2030 dargestellt. 

 
Tabelle 7-25: 2030minus30-Szenario: Endenergieverbrauch und erneuerbare Erzeugung nach Sektoren, 
2017 und 2030 
2030minus30-Szenario: Endenergieverbrauch und erneuerbare Erzeugung nach 
Sektoren, 2017 und 2030 (Werte gerundet) 

Sektor Bilanz 2017 
[MWh/a] 

2030minus30 
[MWh/a] 

Strom 

Gewerbe, Handel, Dienstleistung (GHD) 9.100 8.700 

Industrie (IND) 41.000 39.400 

Kommunale Einrichtungen (KE) 1.600 1.600 

Private Haushalte (HH) 32.000 29.500 

Verkehr 50 800 

Gesamt Strom 83.750 80.000 

Erzeugung Erneuerbar 76.700 124.700 

Wärme 

Gewerbe, Handel, Dienstleistung (GHD) 27.200 25.200 

Industrie (IND) 28.100 27.700 

Kommunale Einrichtungen (KE) 4.300 3.800 
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Private Haushalte (HH) 158.500 141.600 

Verkehr 0 0 

Gesamt Wärme 218.100 198.300 

Erzeugung Erneuerbar 23.500 37.400 

Kraftstoff 

Verkehr 137.800 122.150 

Gesamt Kraftstoff 137.800 122.150 

Erzeugung Erneuerbar 0 0 

Summe 

Summe Verbrauch 439.650 400.450 

Summe Erzeugung Erneuerbar 100.200 162.100 

 
In den folgenden Tabellen 7-26, 7-27, 7-28 und 7-29 sind die Potenziale des 2030minus30-Sze-
narios aufgeteilt nach den Bereichen Verbrauchsminderung, Erneuerbare Energien, KWK und Ver-
kehr des Bilanzjahres 2017 sowie des Zieljahres 2030 dargestellt. Weiterhin wird der technisch 
mögliche Potenzialwert des Zieljahres angegeben. Dieser gibt Aufschluss darüber, in welchem 
Maß das maximale Potenzial in dem betrachteten Entwicklungspfad ausgeschöpft wird. Im 
2030minus30-Szenario wird dieses Potenzial teilweise genutzt, da in diesem Szenario zusätzliche 
Anstrengungen zum Klimaschutz angenommen wurden. 

 
Tabelle 7-26: 2030minus30-Szenario: Endenergieverbrauch im Bereich Verbrauchsminderung mit Bilanzwert 
2017, Kommunal-Szenario 2030 und maximalem Potenzial 
2030minus30-Szenario: Endenergieverbrauch im Bereich Verbrauchsminderung 
mit Bilanzwert 2017, Kommunal-Szenario 2030 und maximalem Potenzial 
[MWh/a]  

Bilanz 2017 % 2030minus30 % Potenzial 2030 % 

Prozesswärme 30.400 100 30.400 100 24.300 79 

Raumwärme 171.700 100 153.100 89 128.300 74 

Strom 83.700 100 79.200 94 66.400 79 

Warmwasser 15.900 100 14.900 93 14.700 92 

Gesamt 301.700  277.600  233.700  
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Tabelle 7-27: 2030minus30-Szenario: Endenergieerzeugung im Bereich Erneuerbare Energien mit Bilanzwert 
2017, Kommunal-Szenario 2030 und maximalem Potenzial 
2030minus30-Szenario: Endenergieerzeugung im Bereich Erneuerbare Energien 
mit Bilanzwert 2017, Kommunal-Szenario 2030 und maximalem Potenzial 
[MWh/a]  

Bilanz 2017 % 2030minus30 % Potenzial 2030 % 

Biokraftstoff 0 0 0 0 5.700 100 

Strom 76.700 9 124.700 15 784.400 100 

Wärme 23.500 6 37.400 9 377.300 100 

Gesamt 100.200  162.100  1.167.400  

 
Tabelle 7-28: 2030minus30-Szenario: Potenziale im Bereich KWK mit Bilanzwert 2017, Kommunal-Szenario 
2030 und maximalem Potenzial 
2030minus30-Szenario: Potenziale im Bereich KWK mit Bilanzwert 2017, Kommu-
nal-Szenario 2030 und maximalem Potenzial [MWh/a] 
 

Bilanz 2017 % 2030minus30 % Potenzial 
2030 

% 

Fernwärme 0 0 2.100 28 7.300 100 

Nahwärme 0 0 0 0 15.400 100 

Fern-/Nahwärme 
aus KWK 

0 0 0 0 22.700 100 

Wärme aus Objekt-
KWK 

0 0 2.100 6 34.000 100 

Strom 0 0 1.900 7 24.500 100 

Gesamt 0  6.100  103.900  

 
Tabelle 7-29: 2030minus30-Szenario: Potenziale im Bereich Verkehr mit Bilanzwert 2017, Kommunal-Sze-
nario 2030 und maximalem Potenzial 
2030minus30-Szenario: Potenziale im Bereich Verkehr mit Bilanzwert 2017, Kom-
munal-Szenario 2030 und maximalem Potenzial [MWh/a] 

Betrachtung: Effizienz, 
Verlagerung, Vermeidung 

Bilanz 2017 % 2030mi-
nus30 

% Potenzial 
2030 

% 

Zunahme ÖPNV - - 0 0 6.200 100 

Güterverkehr Straße - - 0 0 1.800 100 

MIV - - 1.600 10 16.100 100 

MIV auf Rad und Fuß - - 800 8 9.700 100 

MIV auf ÖPNV - - 0 0 3.500 100 

Elektromobilität PKW - - 100 1 3.500 100 

Verbrennungsmotoren PKW - - 0 0 3.200 100 
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Gesamt - - 2.500  44.000  

Die gesamten innerhalb der VG Westerburg anfallenden Treibhausgasemissionen nach dem 
2030minus30-Szenario sind in der folgenden Abbildung 7-20 für die Sektoren Strom, Wärme und 
Kraftstoffe für das Bilanzjahr 2017 und das Zieljahr 2030 dargestellt. Das im Klimaschutz-Planer 
sogenannte „Kommunal-Szenario“ stellt dabei den Wert des 2030minus30-Szenarios dar. Weiter-
hin sind die THG-Emissionen des Potenzialwerts angegeben. Dieser zeigt die jährlichen Emissio-
nen im Zieljahr bei vollständiger Ausschöpfung der zuvor genannten Potenziale. Beide Entwick-
lungspfade wurden unter Einbezug des bundesweiten „Business as usual“-Strommixes 
(0,330 t CO2e/MWh) berechnet.  
 

 
Abbildung 7-20: 2030minus30-Szenario - Gesamtergebnis Treibhausgase mit Bilanzwert 2017, Kommunal-
Szenario 2030 und maximalem Potenzial 
 
Die nachfolgende Tabelle 7-30 gibt die gerundeten Werte der vorangehenden Grafik wieder. Im 
Bereich Strom können die jährlichen CO2e-Emissionen im 2030minus30-Szenario um ca. 43 % 
reduziert werden, das maximale Potenzial beträgt ca. 52 %. Die Emissionen im Bereich Wärme 
können im 2030minus30-Szenario um ca. 19 % gesenkt werden, unter der maximalen Potenzial-
ausschöpfung um ca. 47 %. Hinsichtlich der Kraftstoffe ist eine Reduktion von 71 % im 2030mi-
nus30-Szenario sowie 90 % als maximales Potenzial zu verzeichnen. Insgesamt wurde in diesem 
Entwicklungspfad bis 2030 eine jährliche THG-Einsparung von 60.400 t CO2e bzw. 42 % (2030mi-
nus030) sowie 88.100 t CO2e bzw. 61 % (Potenzialwert) gegenüber dem Bilanzjahr 2017 ermit-
telt. 
 
Tabelle 7-30: 2030minus30-Szenario: Gesamtergebnis Treibhausgase mit Bilanzwert 2017, Kommunal-Sze-
nario 2030 und maximalem Potenzial 
2030minus30-Szenario: Gesamtergebnis Treibhausgase mit Bilanzwert 2017, 
Kommunal-Szenario 2030 und maximalem Potenzial 
 

Bilanzwert 
 [t CO2e/a] 

Kommunal-Szenario 
[t CO2e/a] 

Max. Potenzial 
[t CO2e/a] 

Kraftstoff 43.500 12.700 4.400 

Strom 46.400 26.700 22.800 
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Wärme 53.500 43.600 28.100 

Gesamt 143.400 83.000 55.300 

 

7.6 Zusammenfassung / Szenarienvergleich 

In der folgenden Abbildung 7-21 werden die Endenergieverbräuche der Szenarien, unterteilt nach 
den Bereichen Strom, Wärme und Kraftstoffe, dem Bilanzwert 2017 gegenübergestellt. Dabei sind 
die Entwicklungspfade jeweils nach dem Zeithorizont bis 2030 bzw. bis 2050 aufgeteilt. Die pro-
zentualen Einsparungen im Vergleich zum Endenergieverbrauch zeigen deutliche Unterschiede 
der einzelnen Szenarien auf. Ohne zusätzliche Anstrengungen zum Klimaschutz lassen sich bis 
2050 im Trendszenario 23 % der Endenergieverbräuche einsparen, bis 2030 8 %. Dies ist durch 
allgemeine Entwicklungen wie Effizienzsteigerungen zu begründen. Dem gegenüber könnten laut 
dem Klimaschutz-Szenario durch eine konsequente Klimapolitik bereits im Jahr 2030 eine Einspa-
rung von 24 % erreicht werden. Die zusätzlichen Maßnahmen im 2030minus30-Szenario gehen 
über die allgemeine Trendentwicklung kaum hinaus (-9 %). Werden sämtliche Potenziale ausge-
schöpft wäre bis zum Jahr 2050 eine Reduzierung des Endenergieverbrauchs in der VG Wester-
burg von 50 % möglich.  
 

 
Abbildung 7-21: Szenarienvergleich Endenergieverbrauch VG Westerburg 
 
Der Szenarienvergleich ist unter Abbildung 7-22 um die jährliche erneuerbare Energieerzeugung 
ergänzt. Ohne zusätzliche Anstrengungen zum Klimaschutz lassen sich in der VG Westerburg bis 
2030 bzw. 2050 im Trendszenario 14 % mehr Energie aus erneuerbaren Quellen erzeugen. Dies 
ist u.a. durch allgemeine Entwicklungen in der Nutzung von Wärmepumpen oder Solarthermie-
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Anlagen zu begründen. Dem gegenüber könnten laut dem Klimaschutz-Szenario durch eine kon-
sequente Klimapolitik bereits im Jahr 2030 543 % mehr regenerative Wärme und Strom im Ver-
gleich zu 2017 im Untersuchungsgebiet erzeugt werden. Die zusätzlichen Maßnahmen im 2030mi-
nus30-Szenario erreichen durch die Klimaschutzziele der VG eine um 62 % gesteigerte Energie-
erzeugung. Werden sämtliche Potenziale ausgeschöpft wäre bis zum Jahr 2050 ein Zuwachs der 
erneuerbaren Erzeugung der VG Westerburg von 1019 % möglich. Dieser Wert ist verglichen mit 
1065 % im Jahr 2030 leicht gesunken, was auf die Abnahme der erneuerbaren Erzeugungen im 
Bereich Wärme zu führen ist (z. B. Solarthermie, Erdwärme).  
 

 
Abbildung 7-22: Szenarienvergleich Endenergieverbrauch mit erneuerbarer Erzeugung VG Westerburg 
 
Unter Abbildung 7-23 sind die jährlichen CO2e-Emissionen der Szenarien im Zieljahr den Emissi-
onen im Basisjahr 2017 gegenübergestellt. Ohne zusätzliche Anstrengungen zum Klimaschutz 
lassen sich in der VG Westerburg bis 2050 im Trendszenario 54 % der Treibhausgasemissionen 
einsparen, bis 2030 42 %. Dies ist durch allgemeine Entwicklungen wie Verbrauchsverringerun-
gen und einem „grüner“ werdenden bundesweiten Strommix zu begründen. Dem gegenüber 
könnten laut dem Klimaschutz-Szenario durch eine konsequente Klimapolitik bereits im Jahr 2030 
65 % der THG-Emissionen im Vergleich zu 2017 im Untersuchungsgebiet eingespart werden. Das 
2030minus30-Szenario erreicht analog zum Trendszenario bis 2030 eine Reduktion von 42 %. 
Nicht angerechnet wird hier die erneuerbare Energieerzeugung, die im Klimaschutz-Planer keinen 
direkten Einfluss auf die Bilanz hat, sondern nur den Bundesstrommix minimal beeinflusst. Bilan-
ziell würden die THG-Emissionen der VG Westerburg durch die zusätzlichen Maßnahmen im 2030-
Szenario deutlich besser als im Trendszenario ausfallen. Werden sämtliche technischen Potenziale 
ausgeschöpft wäre bis zum Jahr 2050 eine Einsparung von 75 % möglich, bis 2030 von 76 %. 
Zwischen den Zieljahren 2030 und 2050 erhöhen sich die Emissionen aus dem Verkehrssektor 
minimal, was auf allgemeine Trendfaktoren des IFEU (Klima-Bündnis, 2021) zurückzuführen ist, 
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etwa die jährliche Zunahme von LKW-Fahrten. Zu beachten hierbei ist zudem, dass im Klima-
schutz-Planer keine finanziellen, politischen oder sonstigen Einschränkungen eingerechnet wer-
den. 
 

 
 
Abbildung 7-23: Szenarienvergleich THG-Emissionen VG Westerburg 
 
In der nachfolgenden Tabelle 7-31 werden die zuvor dargestellten Szenarienvergleiche hinsicht-
lich des Endenergieverbrauchs, der erneuerbaren Energieerzeugung sowie der jährlichen Treib-
hausgasemissionen über gerundete Werte wiedergegeben. Die Gesamtergebnisse der Bereiche 
Strom, Wärme und Kraftstoffe werden jeweils als prozentualer Anteil am Bilanzjahr 2017 abge-
bildet (Jahr 2017 = 100 %).  
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Tabelle 7-31: Szenarienvergleich Endenergieverbrauch mit EE-Erzeugung und THG-Emissionen 
Szenarienvergleich Endenergieverbrauch mit EE-Erzeugung und THG-Emissionen 
VG Westerburg 
 

Strom  Wärme Kraftstoffe Gesamt % (ggü. 
2017) 

Endenergieverbrauch [MWh/a] 

Bilanz 2017 83.750 218.100 137.800 439.700 100% 

Trend2030 80.910 198.700 123.180 402.800 92% 

Trend2050 75.190 185.000 79.350 339.500 77% 

Klimaschutz2030 75.560 171.700 86.340 333.600 76% 

Klimaschutz2050 64.810 126.000 53.360 244.200 56% 

2030minus30 80.000 198.300 122.150 400.500 91% 

Potenzial max. 2030 67.690 167.340 86.340 321.400 73% 

Potenzial max. 2050 49.620 118.300 53.360 221.300 50% 

Erzeugung Erneuerbar [MWh/a] 

Bilanz 2017 76.700 23.500 0 100.200 100% 

Trend2030 77.100 37.400 0 114.500 114% 

Trend2050 77.000 37.400 0 114.400 114% 

Klimaschutz2030 365.200 274.800 4.700 644.700 643% 

Klimaschutz2050 373.500 242.900 4.700 621.100 620% 

2030minus30 124.700 37.400 0 162.100 162% 

Potenzial max. 2030 784.400 377.300 5.700 1.167.400 1165% 

Potenzial max. 2050 792.900 322.800 5.700 1.121.400 1119% 

Treibhausgasemissionen [t CO2e/a] 

Bilanz 2017 46.400 53.500 43.500 143.400 100% 

Trend2030 26.700 43.600 13.400 83.700 58% 

Trend2050 24.800 30.800 10.500 66.100 46% 

Klimaschutz2030 2.800 43.600 4.400 50.800 35% 

Klimaschutz2050 2.400 30.800 5.800 39.000 27% 

2030minus30 26.400 43.500 12.700 83.000 58% 

Potenzial max. 2030 2.500 28.100 4.400 35.100 24% 

Potenzial max. 2050 1.800 28.100 5.800 35.700 25% 
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8 VG Westerburg 

Die Verbandsgemeinde Westerburg hat durch ihre Lage im Herzen des Westerwaldes ein erheb-

liches Interesse am Erhalt einer intakten Natur und Landschaft. Durch die Nähe zu den Regionen 

Montabaur, Limburg und Siegen wird das Spannungsfeld deutlich, in dem sich die Verbandsge-

meinde aufstellen muss. Geprägt durch die ländliche, touristisch orientierte Region ist eine intakte 

Natur und Umwelt sowie ein intaktes Klima eine Grundvoraussetzung für das wirtschaftliche 

Grundgerüst der Region. Die überschaubaren Strukturen in Gewerbe und Industrie begrenzen die 

lokalen Emissionen, steigern dadurch aber die Ausrichtung der Region als zunehmend touristisch 

geprägter Raum sowie als Wohnstandort. Andererseits hat die Nähe zu den Regionalzentren Mon-

tabaur, Limburg, Siegen erhebliche Pendlerströme in die wirtschaftlich stärkeren Regionen an den 

Autobahnen A3 und A45 zur Folge. Die Nähe zu den Ballungszentren Rhein-Main sowie den Groß-

raum Köln – Bonn verstärkt diese Themen. 

 

Es gibt also starke positive Aspekte bei der Klimaschutzbetrachtung wie auch belastendende As-

pekte z. B. den starken erforderlichen Individualverkehr einer ländlich geprägten Region. Vor dem 

Hintergrund möchte die VG Westerburg hier durch gezielte Maßnahmen das Klimabewusstsein 

seiner Bürger stärken und mit Ihren Maßnahmen und Projekten eine Vorbildfunktion für die Bür-

ger wahrnehmen.   
 

 

8.1 Unser Beitrag 

Die Verbandsgemeinde Westerburg verpflichtet sich im Rahmen der rechtlichen Möglichkeiten, 

Klimaschutz und Nachhaltigkeit künftig verstärkt in den Fokus ihres Verwaltungshandelns zu stel-

len. Zur Verfolgung dieser Ziele haben sich die Verbandsgemeinde und der Verbandsgemeinderat 

zu einer „Nachhaltigkeitsverpflichtung“ in der Hauptsatzung bekannt. Dadurch werden in Zukunft 

die Werte Klimaschutz und Nachhaltigkeit unser Denken und unser Handeln noch stärker prägen. 

Mit dem zu erstellenden Klimaschutzkonzept wird die Verbandsgemeinde die Grundlage für eine 

nachhaltige Gestaltung der Energiewende im Verbandsgemeindegebiet schaffen. 

 

Die bisher erfolgreich umgesetzten und geplanten Klimaschutzmaßnahmen, wie z. B. die Schaf-

fung einer Stelle für die Einführung eines Klimaschutzmanagements, die Umrüstung der Straßen-

beleuchtung in einigen Ortsgemeinden auf LED-Technik, die Anbringung von PV-Anlagen auf 

Dachflächen öffentlicher Gebäude bzw. die Nutzung von Solarenergie (Eigenstromversorgung), 

die energetische Sanierung der Realschule plus am Schlossberg Westerburg, die Erneuerung der 

Lüftungsanlage in der Mehrzweckhalle der Grundschule Höhn sowie laufende Projekte unterstrei-

chen, dass dies ein Anliegen mit höchster Priorität darstellt. Diese Entwicklung wird mit der Um-

setzung weiterer Maßnahmen fortgesetzt. 

 

Das Klimaschutzkonzept bietet hierfür die konzeptionelle Grundlage. Klimaschutz und Nachhaltig-

keit sind als gesamtgesellschaftliche Aufgabenstellung zu bewerten. Gerade vor diesem Hinter-

grund ist es wichtig, dass die Verbandsgemeinde mit gutem Beispiel vorangeht, alleine schon, 
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um Ortsgemeinden und Zweckverbände für dieses Themenfeld sensibilisieren zu können. Beson-

ders wichtig ist diese Vorbildfunktion aber auch im Verhältnis zu den privaten Akteuren, um deut-

lich zu machen, dass Staat und Kommunen nicht nur von anderen ein klimaschonendes und 

nachhaltiges Verhalten einfordern, sondern auch selbst tätig werden. Die Ziele lassen sich nur als 

Gemeinschaft erreichen. Klimaschutzkonzept bedeutet aber nicht eine einmalige Aktion. Vielmehr 

ist es ein Startpunkt eines dauerhaften Prozesses. Uns ist bewusst hier vorrangig die eigenen 

Liegenschaften der VG verstärkt im Blick gehabt zu haben. Aber das Konzept ist nicht statisch 

angelegt, sondern hat Auswirkungen auf die unterschiedlichsten Bereiche (privat/öffentlich). In 

der Fortführung des Konzeptes wird dies verstärkt deutlich werden. 

Vor diesem Hintergrund haben wir uns auf einige Schwerpunkte, so z. B. der Wärmeversorgung 

konzentriert.  

 

8.1.1 Die Abkehr vom Heizöl 

Die ländlich geprägte Region ist stark geprägt von der Verwendung von Heizöl als Energieträger 

der Wärmeversorgung. Die Gasversorgung ist längst noch nicht in allen Orten in der VG Wester-

burg verfügbar. Die Ergebnisse der Treibhausgasbilanzierung weist für die VG Westerburg den 

verstärkten Einsatz von Heizöl als bevorzugte Energiequelle aus. Hier ergeben sich im Umkehr-

schluss die schnellsten und effektivsten Möglichkeiten der Reduktion von Treibhausgasen.  

 

Die Verbandsgemeinde möchte deshalb den verstärkten Einsatz von Biomasseverfeuerung im 

Wärmesektor unterstützen und fördern. In Nachbarkreisen gibt es namhafte Hersteller von 

Holzpellets etc. Dieses Potential kann sehr schnell stärker genutzt werden, um die Wärmewende 

voran zu treiben. Als regional vernetztes Produkt sind gerade Holzpellets geeignet durch ihre 

große Verfügbarkeit und kurze Transportwege hier einen entscheidenden Beitrag zu leisten. 

 

Der Verbandsgemeinde Westerburg ist es durchaus bewusst, mit der Biomassetechnologie eine 

„Übergangstechnik“ auf dem Weg zur rein regenarativen Wärmeerzeugung zu fördern. 

 

Wir sehen in der Biomasseverwendung, gerade durch die örtlichen Gegebenheiten und Verfüg-

barkeiten, die Möglichkeit den Einstieg in THG-mindernde Technologien in größerem Rahmen für 

die Bürger zu ermöglichen.  

Dazu wird die Verbandsgemeinde Westerburg hier den Bürgern mit einem verstärkten Beratungs-

programm mit externen Fachleuten eine Unterstützung anbieten. Der Sanierungsmarkt für Heiz-

anlagen soll verstärkt angesprochen und durch ein produktneutrales Beratungsangebot zum ver-

stärkten Einsatz von Holzpellets und Biomasse gebracht werden. Dazu gehört natürlich auch die 

Information über die möglichen Förderprogramme.   

 

Hierzu wird auch die VG Westerburg ihren erfolgreich eingeschlagenen Weg von Heizöl weiterge-

hen und noch verbliebene eigene Ölheizanlagen kurz und mittelfristig auf regenerative Wärme-

versorgung umstellen. Akut sind noch drei Schulgebäude ölbeheizt.  In einer aufzustellenden 

Maßnahmenliste werden die Objekte für die Nutzung regenerativer Energien ausgewählt. 
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8.1.2 Anbringung von PV-Anlagen auf Dachflächen öffentlicher Gebäude sowie auf Freiflä-

chen 

Erneuerbare Energien gehören zu den wichtigen Stromquellen und ihr Ausbau ist eine zentrale 

Säule der Energiewende. Die Energieversorgung der VG Westerburg soll klimaverträglicher wer-

den und uns gleichzeitig unabhängiger von fossilen Brenn-, Kraft- und Heizstoffen machen. Die 

Verbandsgemeinde hat das Ziel, den Anteil erneuerbarer Energien am Stromverbrauch zu erhö-

hen (Zubau bei Windkraft- und Photovoltaikkapazitäten). Die VG Westerburg beabsichtigt den 

Ausbau von PV-Anlagen auf Dachflächen öffentlicher Gebäude zeitnah zu starten. 

 

Im Winter 2021/2022 sind dazu nach einer Vorauswahl insgesamt zehn Liegenschaften in die 

engere Betrachtung gelangt, für die eine PV Anlage sehr sinnvoll erschient.  

 

Die Ergebnisse sind in der nachfolgend gezeigten Excel Tabelle ersichtlich. 

 

 

Das verwendete Farbscala System von Grün (Gute Eignung und Wirtschaftlichkeit) bis hin zu Rot 

(geringere Eignung und reduzierte Wirtschaftlichkeit) zeigt anschaulich das Ergebnis. 

Mit der Umsetzung der PV- Initiative ist eine Gesamtinvestitionsvolumen von ca. 400.000,00 € für 

den VG Haushalt verbunden. Im Rahmen der Haushaltsplanung 2023 sind die Einzelmaßnahmen 

abzustimmen und vorzubereiten. 
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Mit gleichem Schema sollen zukünftig auch die Objekte der 24 Ortsgemeinden geprüft werden. 

Diese sind aber derzeit noch nicht in Bearbeitung, da die Ortsgemeinden zum Teil eigene Maß-

nahmen initiiert haben. 

 

8.1.3 Freiflächenanlagen 

Zu dem Thema Förderung bzw. Nutzung von Flächen für Freiflächensolaranlagen hat die VG 

Westerburg ein externes Planungsbüro mit der Prüfung der Flächen des Verbandsgemeindege-

bietes beauftragt. 

 

Die Ergebnisse dazu liegen dazu noch nicht vor. Es steht aber zu befürchten, das naturschutz-

rechtliche Fragen den weiteren Ausbau wesentlich erschweren, wenn nicht sogar unmöglich ma-

chen werden.  

8.1.4 Wärmekonzept Schulzentrum, Masterprojekt 

Die Verbandsgemeinde Westerburg möchte ihrer Vorbildfunktion gerecht werden. Gerade als Be-

treiber eines großen Schulzentrums (siehe Übersichtsplan) liegt hier die besondere Motivation 

tätig zu werden. 

 

 
 

Die Grundstrukturen des Schulzentrums stammen aus Mitte der 1960 Jahre (ehem. Hauptschule) 

mit Lehrschwimmbecken und Turnhalle sowie der Realschule Plus mit Dreifachsporthalle aus dem 

1980er Jahren und dem Grundschultrakt. Das Gebäude der ehemaligen Hauptschule wurde mitt-
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lerweile weitestgehend abgerissen. Hier sollen zukünftig eine neue Dreifachsporthalle, ein Lehr-

schwimmbecken und eine Mensa errichtet werden. Die Neubauten sind dann funktional mit den 

Bestandgebäuden zu planen bis hin zur Einbindung des kreiseigenen Gymnasiums im nordwest-

lichen Teil des Areals. Das Gebäude der Realschule Plus befindet sich gerade im Sanierungspro-

zess. 

Diese kurze Schilderung allein verdeutlicht, welche Großaufgabe die Verbandgemeinde dort zu 

bewältigen hat.  

Ja, das ist eine enorme Herausforderung. Wir sehen es aber gleichzeitig als eine große 

Chance an, hier unter den Gesichtspunkten der Nachhaltigkeit und THG Minderung agieren zu 

können. 

 

Als zusammenhängendes Areal bietet das Schulzentrum z. B. die Möglichkeit, eine zentrale Wär-

meversorgung über ein Wärmenetz zu installieren. Bereits in 2010 hat die Verbandsgemeinde 

eine pelletbasierte Heizzentrale mit 90 to Pelletlager für das ehemalige Hauptschulgebäude, 

Grundschule und das Lehrschwimmbecken und Turnhalle errichtet. Diese Anlage wäre im Ge-

samtkonzept zu integrieren. 

 

Aufgabe der Verbandsgemeinde ist es nun mit einem geeigneten Fachplaner/Sachverständigen 

eine Gesamtkonzept für die Wärmeversorgung/Stromversorgung des Schulzentrums zu planen. 

Dabei sind die Sanierungsoptionen für den Bestand und die geplanten Neubauten zu integrieren. 

Dies muss bereits in den Architektenwettbewerbsunterlagen für die neu zu errichtenden Gebäude 

Berücksichtigung finden.  

 

Parameter für die Konzeption sind: 

 

 Minimierung des Energieverbrauches für Wärme und Strom 

 Konzeption für nachhaltige Strom und Wärmeerzeugung (PV- Nutzung, regene-

ratives Wärmekonzept, weitgehend reduziert bei Nutzung fossilen Energieträ-

gern) 

 größtmögliche THG Minderung 

 Anwendung ressourcenschonender Bauweisen und Baumaterialien 

 ökologische Relevanz für Fauna und Flora, Grünflächen und Wasserkonzeptetc. 

 etc. 

 

Die Liste ist nicht abschließend, weist aber auf eine ganzheitliche Betrachtungsweise der Bauauf-

gabe hin. Es muss alles denkbar sein im Sinne eines innovativen Gesamtkonzeptes. 

 

Für die Verbandsgemeinde erhoffen wir uns nach der Umsetzung ein modernes, funktionales, 

nachhaltiges, ressourcenschonendes Schulzentrum zu haben. Dies wollen wir damit auch den 

nachfolgenden Generationen ans Herz legen. Wir erhoffen uns eine weitgehende Signalwirkung 

in die Bevölkerung, die Vorbildfunktion. 

Diese Maßnahme soll im Rahmen einer geförderten Maßnahme weiterbearbeitet werden. 
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8.1.5 Beratung und Unterstützung 

Die Verbandsgemeinde Westerburg wird durch Ausbau und Förderung von Beratungsleistungen 

in den Bereichen  

 

 Wärmeversorgung 

 Photovoltaiknutzung 

 Energieeinsparung 

 Verkehrs- und Mobilitätswende 

 Fördermöglichkeiten 

 

den Bürgern eine Unterstützung anbieten, die es Ihnen ermöglicht, sich in dem Themengebiet 

sicherer zu bewegen. 

 

Wir greifen dazu z. B. auf das bestehende Netzwerk der Verbraucherberatungsstelle zurück und 

möchten dies durch weitere Akteure in dem Bereich ausweiten. Es ist dabei an eine finanzielle 

Unterstützung für die externe Beratungsleistung gedacht. Dies kann durch die Ausgabe eines 

Beratungsgutscheins erfolgen. 

Zur Umsetzung sind für den Haushalt 2023 insgesamt 25.000,00 € für 100 Beratungsgutscheine  

vorgesehen. Eine Fortführung in den Folgejahren wird angestrebt. Mit der Einführung dieses An-

gebots und einer dazu zu erlassenden Förderrichtlinie sollen auch die Ergebnisse der Beratungen 

und die daraus resultierenden Maßnahmen dokumentiert werden. Im Idealfall lassen sich sogar 

konkrete Endenergieeinsparungen und THG-Minderungen ableiten. 

 

Gleichzeitig gilt es verstärkt das Informationsangebot aus den verschiedensten Informationsquel-

len und Portalen zu nutzen und weiter bekannt zu machen. Die entstandenen Netzwerke aus den 

Akteuren der Klimaschutzmanager und externer Fachleute, Energieagentur RLP sind unterstüt-

zend zu nutzen und weiter auszubauen. 

 

8.1.6 Verankerung einer Nachhaltigkeitsverpflichtung in der Hauptsatzung 

Die Verbandsgemeinde Westerburg verpflichtet sich in allen ihren Entscheidungsprozessen und 

Strukturen zu nachhaltigem und ökologischem Handeln. Entscheidungen, die dieser Verpflichtung 

nicht nachkommen, sind zu begründen. Ab einer Wertgrenze von 5.000,00 € (netto) hat dies 

schriftlich zu erfolgen. 

 

8.1.7 Reduktion des Wasserverbrauchs 

Besonders die Auswirkungen der letzten Hitzesommer haben drastisch gezeigt, unter welchen 

Anspannungen die regionale Wasserversorgung steht. Unser Trinkwasser ist das kostbarste Le-

bensmittel. Wir sind verpflichtet, ressourcen- und wasserbewusst zu leben. Aus diesem Grund ist 

die Verbandsgemeinde Westerburg bestrebt, Einsparungen im Bereich des Wasserverbrauches 

zu erzielen. Da das Trinkwasser der VG weitestgehend aus einer alten Stollenanlage gewonnen 

wird, diese auch die umliegenden Verbandgemeinden versorgt, ist eine gemeinsame abgestimmte 

Vorgehensweise mit den andren Kommunen notwendig.  
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8.1.8 Energiemonitoring bzw. Energiemanagement 

Im Rahmen der Erstellung einer einheitlichen Datengrundlage und Transparenz über den Ener-

gieverbrauch und die anfallenden CO2-Emissionen im Bereich der kommunalen Liegenschaften 

der Verbandsgemeinde ist aufgefallen, dass sich die Datenerhebung teilweise sehr schwierig und 

aufwändig gestaltet hat. Dies ist darauf zurückzuführen, dass die Verbandsgemeinde Westerburg 

bislang kein Energiemonitoring bzw. Energiemanagement betrieben hat. Es ist daher angestrebt, 

in absehbarer Zeit die Einführung eines Energiemanagements zur Sicherung einer fortlaufenden 

exakten Datengrundlage zu verankern. 

Mit der Datengrundlage werden wir in der Lage sein, die energetische Situation der Liegenschaf-

ten umfassend beurteilen zu können und darauf basierend auch konkrete Maßnahmen im Bereich 

Energieeinsparung und Gebäudemanagement zu planen und durchzuführen. 

 

8.1.9 Förderpreis Klima- und Umweltschutz 

Die Verbandsgemeinde Westerburg hat bereits in 2020 und 2021 einen mit 5.000,00 € dotierten 

Klima- und Umweltschutzpreis ausgelobt und an Preisträger vergeben. 

Mit dem Preisgeld werden besondere und herausragende Projekte und Maßnahmen von Einzel-

personen und Institutionen gewürdigt und gefördert.   

 

Wir sind besonders stolz, eine Reihe von Projekten aus Schulen und Kindergärten gefördert zu 

haben. Dies zeigt besonders wie wichtig es ist, diese Themen bereits in den Kindern zu etablieren 

und die Akzeptanz für das Thema Klimaschutz und Nachhaltigkeit zu stärken. 

 

Den Förderpreis werden wir weiterhin ausloben und damit einen angestoßenen Prozess versteti-

gen. Dies geschieht mit Haushaltsmitteln des laufenden Geschäftsjahres. 

Eine Ausweitung bzw. Unterstützung des Projektes durch Spenden wird angestrebt.   

       
   Teilnahmeurkunde 2021 (Muster)                             1. Ausschreibung Wäller-Wochenspiegel 2021 
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8.1.10 Förderung und Forderung der Mitarbeiter 

Die Verbandsgemeinde Westerburg ist bestrebt, ihre Mitarbeiter zu motivieren, einen Beitrag zum 

Klimaschutz zu leisten. Dies möchte sie auch in Zukunft mit dem Angebot verschiedener attrakti-

ver Maßnahmen erreichen, welche aktiv zum Schutz von Natur und Klima sowie zur Ressourcen-

schonung beitragen. Zuletzt fand die Gewährung von Arbeitgeberdarlehen zur Beschaffung von 

E-Bikes bei den Mitarbeitern großen Zuspruch. 

 

8.1.11 Kontinuierliche Fortführung von Homeoffice 

Während der Corona-Pandemie hat sowohl die Verbreitung von Homeoffice als auch die Intensität 

der Homeoffice-Nutzung zugenommen. Zur weiteren Einsparung von Treibhausgasemissionen 

verfolgt die Verbandsgemeinde Westerburg das Ziel, das Angebot zur Wahrnehmung von Home 

Office Tagen fortzuführen. Eine intern durchgeführte Umfrage hat gezeigt, dass dadurch eine 

erhebliche Menge an Emissionen eingespart wird. Der überwiegende Anteil der wöchentlichen 

Arbeitszeit muss allerdings in Präsenz im Büro verrichtet werden. 

 

8.1.12 Sukzessive Umstellung des Fuhrparks auf Elektrofahrzeuge 

Die Verbandsgemeinde Westerburg hat die Beschaffung von zwei elektrisch betriebenen Dienst-

fahrzeugen vorgenommen. Es handelt sich dabei um zwei Fahrzeuge Volkswagen ID.3, welche 

im 3. Quartal 2022 geliefert und in Betrieb genommen werden. Nachdem die PKWs auf vollelektri-

schen Antrieb umgestellt sind werden wir bei Ersatzbeschaffung auch die weitere Fahrzeugflotte 

aus leichten Transportern/ Nutzfahrzeugen und LKW auf strombasierten Antrieb umzustellen. 

Leider sind hier die Marktverfügbarkeit und Eignung der Fahrzeuge noch nicht in dem Maße ge-

geben, wie es im PKW- Bereich der Fall ist. Die Marktlage dazu ist aber stetig wachsend. 

 

Ein weiteres Elektrofahrzeug ist bereits in der Schulverwaltung, im Hausmeisterpool erfolgreich 

im seit Frühjahr 2021 im, innerörtlichen / VG Bereich, im Einsatz.  

 

8.1.13 Öffentlichkeitsarbeit 

Im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit nehmen die Klimaschutzmanager an regelmäßigen digitalen 

Austauschtreffen der Klimaschutzmanager (landesweite Vernetzung) und verschiedenen Infor-

mationsveranstaltungen im Rahmen des Klimaschutzes teil. Im Oktober 2021 fand außerdem 

erstmalig eine interne digitale Informationsveranstaltung in Zusammenarbeit mit der Transfer-

stelle Bingen (TSB) statt, zu welchem die Abteilungsleiter der Verbandsgemeindeverwaltung Wes-

terburg eingeladen waren. Hierbei wurde die Entwurfsfassung des Klimaschutzkonzeptes inklu-

sive der Bilanz, Potenziale und Szenarien der VG Westerburg erläutert. 

 

In der Gesamtheit betrachtet sind einige Maßnahmen unter den Punkt der Öffentlichkeitsarbeit 

zu subsumieren, so z. B. auch die regelmäßige Ausschreibung und Vergabe des Klima- und Um-

weltschutzpreises oder die verbandsgemeindeeigene Internetpräsenz im Bereich des Klimaschut-

zes. Dieses Portal bildet als Teil der Öffentlichkeitsarbeit im Klimaschutz einen essentiellen Be-

standteil und wird in den kommenden Jahren stets die Projekte begleiten und zum Mitmachen 

anregen. 
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9 Akteursbeteiligung zur Maßnahmenentwicklung 

Ein wesentlicher Baustein im kommunalen Klimaschutzprozess ist die Einbindung relevanter Ak-

teure, die Akteursbeteiligung. Mittels frühzeitiger Einbindung soll sichergestellt werden, dass ei-

nerseits das vor Ort vorhandene Wissen in den Prozess einfließen und andererseits bereits früh-

zeitig auf etwaige Bedenken regiert werden kann. So wird beizeiten der Grundstein für die Ent-

wicklung von realistisch umsetzbaren Maßnahmen gelegt. Die Identifikation mit und Akzeptanz 

für die entwickelten Ideen beeinflussen in den nächsten Schritten dann den Erfolg der Umsetzung 

von Maßnahmen.  
 

 

9.1 Beschreibung der Akteure in der VG Westerburg 
 

Relevante Akteursgruppen im Klimaschutz der VG Westerburg sind z. B.: 

 

 Bürgerinnen und Bürger  

 Kommunalpolitik und -verwaltung  

 Kommunale Unternehmen  

 Schulen und Kitas  

 Gewerbe, Handel, Dienstleistung und Industrie 

 Land- und Forstwirtschaft  

 Lokale Energieversorger  

 Finanzinstitute  

 Verbände, Vereine sowie weitere Netzwerke  

 Interessenvertretungen wie Kammern und Innungen  

 

Diese Schlüsselakteure und ihre jeweilige Rolle werden im Folgenden genauer beschrieben.  
 

 

9.2 Partizipative Konzepterstellung 

 
9.2.1 Projektgruppe 

Die Projektgruppe wurde gegründet, um die Erarbeitung des Konzeptes steuernd zu begleiten. 

So wurde die Projektgruppe regelmäßig über Zwischenergebnisse informiert und traf auf diesen 

Grundlagen Entscheidungen hinsichtlich der Schwerpunktsetzung für das Konzept. Die Projekt-

gruppe setzte sich zusammen aus dem Verbandsgemeindebürgermeister sowie zweier Mitarbeiter 

der Verwaltung. Die Projektgruppe hat sich im Laufe der Erstellung des integrierten Klimaschutz-

konzeptes mehrmals getroffen. 
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Datum Veranstaltung 

 01.12.2020  1. Treffen Projektgruppe 

 11.02.2021  2. Treffen Projektgruppe 

 28.04.2021  3. Treffen Projektgruppe 

 10.06.2021  4. Treffen Projektgruppe 

 11.06.2021  5. Treffen Projektgruppe 

 20.07.2021  6. Treffen Projektgruppe 

 23.08.2021  7. Treffen Projektgruppe 

 25.08.2021  8. Treffen Projektgruppe 

 05.10.2021  9. Treffen Projektgruppe 

 09.12.2021 10. Treffen Projektgruppe 

 

9.2.2 Öffentliche Veranstaltungen  

Aufgrund der Corona-Pandemie und der nicht zu überschauenden Dauer der Risikolage, fanden 

erst im Frühjahr 2022 die erforderlichen Öffentlichkeits- bzw. Auftaktveranstaltungen zur Infor-

mation von Bürgerinnen und Bürgern zum Klimaschutzkonzept statt. Die Zwischenzeit wurde ge-

nutzt, um hausintern Strukturen zu schaffen (s. Dokumentationen der Gesprächstreffen Projekt-

gruppe). Aufgrund der anhaltenden Corona-Gefahrenlage wurde davon abgesehen, die Veran-

staltungen in Präsenz durchzuführen.  

 

Im Rahmen der ersten digitalen Öffentlichkeitsveranstaltung am 08.03.2022 wurden alle Interes-

sierten über die bisher erarbeiteten Ergebnisse (z. B. die Energie- und CO2-Bilanz, Potenziale und 

Szenarien), Ziele und die Herangehensweise eines integrierten Klimaschutzkonzeptes für die Ver-

bandsgemeinde Westerburg informiert. Es wurde eine Präsentation seitens der Klimaschutzma-
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nager der Verbandsgemeinde, sowie eine Präsentation seitens der Transferstelle Bingen vorge-

tragen. Danach hatten die Teilnehmenden die Möglichkeit, eigene Ideen und Ansätze für künftige 

Klimaschutzmaßnahmen in der Verbandsgemeinde Westerburg zu formulieren.  

 

Am 17.03.2022 fand eine zweite digitale Öffentlichkeitsveranstaltung statt. Der Referent Herr 

Marco Villmann, Landesinnungsmeister des Schornsteinfegerhandwerks RLP hielt einen Vortrag 

zum Thema „Biomasse, tragende Säule im Klimaschutz?“. Er stellte u.a. die Vor- und Nachteile 

verschiedener Heizungsarten (Ölheizung, Gasheizung, Hybridheizung, Scheitholzheizung, Pel-

letheizung) sowie Wärmepumpensysteme, Nahwärmeversorgung / BHKW vor. Im Anschluss 

folgte zum selbigen Themengebiet eine Präsentation seitens der Transferstelle Bingen mit an-

schließender Diskussionsrunde. 

Beide Veranstaltungen wurden im Amts- und Mitteilungsblatt „Wäller-Wochenspiegel“ beworben. 

 
(Artikel Wäller-Wochenspiegel, Ausgabe vom 03.03.2022) 

 

 
(Artikel Wäller-Wochenspiegel, Ausgabe vom 10.03.2022) 
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9.2.3 landesweite Vernetzung der Klimaschutzmanager 

Die Klimaschutzmanager nehmen im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit an regelmäßigen digitalen 

Austauschtreffen der Klimaschutzmanager (landesweite Vernetzung) und verschiedenen Infor-

mationsveranstaltungen (z. B. von der Energieagentur Rheinland-Pfalz) im Rahmen des Klima-

schutzes teil.  

 

9.2.4 Informationsveranstaltung für Fachbereichsleiter 

Im Oktober 2021 fand eine interne digitale Informationsveranstaltung in Zusammenarbeit mit der 

Transferstelle Bingen (TSB) statt, zu welchem die Fachbereichsleiter der Verbandsgemeindever-

waltung Westerburg eingeladen waren. Im Rahmen dieser Veranstaltung wurden alle Teilnehmer 

über die Ziele und Herangehensweise eines integrierten Klimaschutzkonzeptes für die Verbands-

gemeinde Westerburg informiert. Des Weiteren wurden die Entwurfsfassung des Klimaschutzkon-

zeptes, die Zwischenergebnisse aus der Energie- und Treibhausgasbilanz sowie Bausteine, Me-

thodik, Potenziale und Szenarien der VG Westerburg anhand einer Präsentation erläutert. Darüber 

hinaus wurden Ideen und Maßnahmen erarbeitet. 
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10 Maßnahmenkatalog 

Das kommunale Klimaschutzkonzept basiert auf Bilanzen zu Energieverbrauch und CO2e-Emissi-

onen in der Verbandsgemeinde, des Weiteren auf Potenzialanalysen für Einsparung, Effizienz und 

erneuerbare Energien und künftigen Klimaschutzszenarien. Aus diesen Grundlagendaten wurden 

Maßnahmen erarbeitet, die für den Klimaschutz in der VG Westerburg sinnvoll sind. Der Maßnah-

menkatalog enthält eine Übersicht von neuen bzw. auf bereits durchgeführten klimaschutzrele-

vanten Aktivitäten aufbauende Maßnahmen für die VG Westerburg.  

Der Maßnahmenkatalog dient als Arbeitsgrundlage für die Vorbereitung, Koordination und Um-

setzung der Maßnahmen. Im Folgenden werden der Aufbau und die wichtigsten Bewertungska-

tegorien der Maßnahmen erläutert. 

 
 

10.1 Maßnahmenbeschreibung: Aufbau, Inhalte und Bewertung 
 

Um die Übersichtlichkeit zu gewährleisten, werden die ausgewählten Maßnahmen in einem stan-

dardisierten Maßnahmenraster dargestellt. Dieses erlaubt eine spätere Sortierung und Priorisie-

rung in direktem Vergleich der einzelnen Maßnahmen. Der Maßnahmensteckbrief bietet einen 

knappen Überblick über die wesentlichen Merkmale einer Maßnahme. Dazu gehören eine kurze 

Beschreibung der Maßnahme, Ziele und Handlungsschritte.  

Die nachstehende Abbildung zeigt beispielhaft den Aufbau eines Maßnahmensteckbriefs. 
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Im Folgenden werden die Merkmale, mit der die Maßnahmen beschrieben werden, kurz erläutert. 

 

Jede Maßnahme wird einem Handlungsfeld (z. B. Verkehr, private Haushalte, Gewerbe) zugeord-

net und erhält eine individuelle Maßnahmennummer. Im Feld Maßnahmen-Typ wird die Maß-

nahme einer Art / Kategorie (z. B. Ordnungsrecht, Förderung, technische Maßnahme) zugeordnet. 

Die Einführung der Maßnahme kann kurzfristig (0 – 3 Jahre), mittelfristig (4 – 7 Jahre) oder 

langfristig (mehr als 7 Jahre) erfolgen. Die Dauer der Maßnahme ist ebenfalls anzugeben. Jede 

Maßnahme erhält einen Titel, um sie eindeutig für die weitere Kommunikation zu identifizieren. 

Das Ziel und die Strategie müssen beschrieben und erläutert werden. Unter der Ausgangslage 

wird dargestellt, welche Ausgangsvoraussetzungen in diesem Handlungsfeld bestehen. Die Be-

schreibung des Projektes umfasst stichwortartig die allgemeine Beschreibung der Maßnahme. Die 

Maßnahme wird hier erläuternd dargestellt. Unter der Rubrik Initiator / Verantwortliche werden 

die Personen oder Personenkreise benannt, die die jeweilige Maßnahme verantwortlich begleiten 

können. Hier wird sozusagen der Hauptakteur (Initiator, Träger) genannt. Erfahrungsgemäß ist 

es wichtig, sog. Kümmerer zu benennen, die sich hinter die Umsetzung eines Projektes „klem-

men“. Als beteiligte Akteure können Ansprechpartner während der Umsetzung sowie ausführende 

Personen genannt werden. Hier wurde auf die namentliche Nennung von Einzelpersonen verzich-

tet. Des Weiteren wird die Priorität der Maßnahme beschrieben. Das Auswahlfeld Zielgruppe be-

schreibt, für welche Akteure diese Maßnahme zugeschnitten ist. Hierbei handelt es sich in der 

Regel um Akteursgruppen, auf die namentliche Benennung wurde auch hier bewusst verzichtet. 

Im Feld Handlungsschritte und Zeitplan werden ggf. der zeitliche Ablauf sowie die nächsten 

Schritte, die für die Umsetzung der Maßnahmen erforderlich sind, kurz beschrieben. Im Feld Er-

folgsindikatoren / Meilensteine werden beispielhaft Indikatoren aufgeführt, zur Überprüfung der 

Wirksamkeit umgesetzter Maßnahmen. Des Weiteren erfolgt ggf. die Benennung der wichtigsten 

Meilensteine während der Umsetzungsphase, an denen der Erfolg der Maßnahme sowie der Fort-

schritt gemessen werden kann. Zudem werden die finanziellen Ausgaben bzw. der Gesamtauf-

wand (Möglichkeiten zur Finanzierung / Förderung) angegeben. Im Rahmen der Energie- und 

Treibhausgaseinsparung wird beschrieben, welche Art Energie- und Treibhausgas-Einsparpoten-

zial mit der Maßnahme adressiert wird. Zudem werden die zu erwartenden Endenergieeinsparun-

gen und Treibhausgaseinsparungen (soweit möglich quantitativ, sonst semiquantitativ) sowie die 

Auswirkungen auf die regionale Wertschöpfung erläutert. Hiermit sind Effekte gemeint, die sich 

positiv auf die lokale / regionale Wirtschaft, positiv auf die Kaufkraft in der Region und positiv auf 

die Einnahmen im kommunalen Haushalt auswirken. Des Weiteren werden flankierende Maßnah-

men sowie ggf. Hinweise (z. B. wichtige Empfehlungen, soziale Aspekte etc.) aufgeführt.  

 

Der umfassende Maßnahmenkatalog mit detaillierten Beschreibungen zu jeder der 

einzelnen Maßnahmen kann dem Anhang dieses Berichtes entnommen werden. Im 

Anhang befinden sich derzeit insgesamt 15 Maßnahmenblätter zu den konkreten 

Maßnahmen.  

 

Aus den unterschiedlichen Akteursbeteiligungen und Gesprächen stammt die nachfolgende Maß-

nahmenliste zum KSK, Stand 17.02.2022. Diese enthält insgesamt 23 Punkte bzw. Maßnahmen, 
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die perspektivisch umgesetzt werden könnten. Hier sind aber ggf. noch weitere Abstimmungen 

verwaltungsseitig notwendig.  
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11 Verstetigungsstrategie 

Klimaschutz und Nachhaltigkeit ist eine freiwillige, fachübergreifende kommunale Aufgabe, wel-

che als gesamtgesellschaftliche Angelegenheit zu bewerten ist. Um den Klimawandel zu begeg-

nen, müssen Politik, Wirtschaft und Konsumenten an einem Strang ziehen. Die notwendigen Ver-

änderungen in allen Bereichen unserer Gesellschaft und unserer Wirtschaftsweise können wir nur 

gemeinsam gestalten. Gerade vor diesem Hintergrund ist es wichtig, dass die Verbandsgemeinde 

mit gutem Beispiel vorangeht, alleine schon, um Ortsgemeinden und Zweckverbände für dieses 

Themenfeld sensibilisieren zu können. Besonders wichtig ist diese Vorbildfunktion aber auch im 

Verhältnis zu den privaten Akteuren, um deutlich zu machen, dass Staat und Kommunen nicht 

nur von anderen ein klimaschonendes und nachhaltiges Verhalten einfordern, sondern auch selbst 

tätig werden. Die Ziele lassen sich nur als Gemeinschaft erreichen. Daher ist es sehr wichtig, dass 

die Verantwortlichen aus Verwaltung und Politik das Thema „Klimaschutz“ aktiv unterstützen so-

wie die Ziele kommunizieren und massiv vorantreiben. Den Rahmen für einen effektiven Klima-

schutz bilden u.a. die politische Verankerung des Themas sowie eine Festlegung von Zielen und 

Maßnahmen, sofern solche von der Verbandsgemeinde formuliert werden. Die Verbandsge-

meinde Westerburg hat sich bereits im Rahmen der rechtlichen Möglichkeiten dazu verpflichtet, 

Klimaschutz und Nachhaltigkeit künftig verstärkt in den Fokus ihres Verwaltungshandelns zu stel-

len. Zur Verfolgung dieser Ziele haben sich die Verbandsgemeinde und der Verbandsgemeinderat 

2021 zu einer „Nachhaltigkeitsverpflichtung“ in der Hauptsatzung bekannt, welche in § 12 veran-

kert ist: 

§ 12 

Nachhaltigskeitsverpflichtung 

Die Verbandsgemeinde Westerburg verpflichtet sich in allen ihren Entscheidungsprozessen 
und Strukturen zu nachhaltigem und ökologischem Handeln. Entscheidungen, die dieser 

Verpflichtung nicht nachkommen, sind zu begründen. Ab einer Wertgrenze von 5.000 Euro 
(netto) hat dies schriftlich zu erfolgen. 

 

Durch diese Ergänzung bzw. Änderung der Hauptsatzung bekennt und verpflichtet sich die Ver-

bandsgemeinde zum Klimaschutz und gleichzeitig zur Nachhaltigkeit. Dadurch werden in Zukunft 

die Werte Klimaschutz und Nachhaltigkeit das Denken und Handeln noch stärker prägen. Mit dem 

Klimaschutzkonzept wird die Verbandsgemeinde zudem die Grundlage für eine nachhaltige Ge-

staltung der Energiewende im Verbandsgemeindegebiet schaffen. 

 

Die Voraussetzungen für die Umsetzung der interdisziplinären Maßnahmen des Klimaschutzkon-

zepts sind in der VG Westerburg vorhanden und müssen zeitnah organisatorisch zusammenge-

führt werden. Ein guter Grundstein sind die verschiedenen Akteure, die sich bereits heute mit 

dem Thema Klimaschutz auseinandersetzen. 

 

Die bisher erfolgreich umgesetzten Klimaschutzmaßnahmen, wie z. B. die Schaffung einer Stelle 

für die Einführung eines Klimaschutzmanagements, die Umrüstung der Straßenbeleuchtung in 
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einigen Ortsgemeinden auf LED-Technik, die Anbringung von PV-Anlagen auf Dachflächen öffent-

licher Gebäude bzw. die Nutzung von Solarenergie (Eigenstromversorgung), die energetische Sa-

nierung der Realschule plus am Schlossberg Westerburg, die Erneuerung der Lüftungsanlage in 

der Mehrzweckhalle der Grundschule Höhn sowie laufende Projekte unterstreichen, dass dies ein 

Anliegen mit höchster Priorität darstellt. Diese Entwicklung wird mit der Umsetzung weiterer Maß-

nahmen fortgesetzt. 

 

Für ein zielführendes und dauerhaftes Engagement für den Klimaschutz in der Verbandsgemeinde 

sind auch organisatorische Maßnahmen innerhalb der Kommune wichtig. Hierbei ist die Betrach-

tung von zeitlichen und personellen Ressourcen von besonderer Bedeutung. Da gerade finanzielle 

und personelle Kapazitäten auch in Zukunft nur in begrenztem Maße zur Verfügung stehen, muss 

auf ihren effektiven Einsatz geachtet und alle zur Verfügung stehenden Medien und Informati-

onskanäle genutzt werden. Die Schaffung von zusätzlichen Personalkapazitäten ist wünschens-

wert.  

 

Es ist angestrebt, neben der Stelle des Klimaschutzmanagements die Einführung einer Software 

gestützten Energiemonitoring bzw. Energiemanagements zur Sicherung einer fortlaufenden exak-

ten Datengrundlage in der Verbandsgemeinde zu verankern. Die Einführung einer solchen Perso-

nalstelle würde u.a. eine einheitliche und fortlaufende Datengrundlage und Transparenz über den 

Energieverbrauch und die anfallenden CO2-Emissionen in Bezug auf die kommunalen Liegenschaf-

ten der Verbandsgemeinde bieten und die Akteure im Bereich des Gebäudemanagements der 

Verbandsgemeinde gut ergänzen und unterstützen. Durch die Schaffung einer Stelle für Ener-

giemanagement würde eine organisatorische Einheit geschaffen, die eng mit den relevanten 

Fachämtern bzw. Abteilungen und Energieversorgung verbunden ist und als zentrale Kontakt- 

und Anlaufstelle diesbezüglich anzusehen ist. 

 

Eine Strategie für die zukünftige Umsetzung bzw. Verstetigung wird im Folgenden skizziert. 
 

 

11.1 Organisatorische Institutionalisierung 
 

Die Umsetzung und Fortentwicklung des Klimaschutzkonzepts sowie die Einführung des kommu-

nalen Energiemanagements erfordert neue Strukturen bzw. eine Anpassung bestehender Struk-

turen und die Definition von Zuständigkeiten in den Verwaltungsabläufen. Insbesondere die Stelle 

Klimaschutzmanagement, eine Projektgruppe in Form eines ämterübergreifenden Arbeitskreises 

sowie die Schaffung einer Stelle für Energiemanagement wird vorgeschlagen.  

 

11.1.1 Klimaschutzmanagement 

Eine Initiierung, Evaluation und Nachjustierung von Klimaschutzmaßnahmen bedarf einer ausrei-

chenden Bereitstellung von Ressourcen. Für die erfolgreiche Initiierung zur Umsetzung des Kli-

maschutzkonzepts ist das Klimaschutzmanagement von zentraler Bedeutung. Es ist Dreh- und 

Angelpunkt von verwaltungsinternen und ämterübergreifenden Maßnahmen und Arbeitsgruppen 

mit den Vertretern aus den Ortsgemeinden sowie bei der Einbindung weiterer Akteure in den 
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übergeordneten strategischen Klimaschutzprozess der VG Westerburg. Die Aufgabe solch einer 

zentralen Stelle ist es dabei nicht, das Maßnahmenprogramm alleine umzusetzen – es werden in 

den Projekten unterschiedliche Aufgaben erfüllt.  

 

Die Aufgabenfelder des Klimaschutzmanagements werden insbesondere sein:  

 

  Koordination der Aktivitäten und Akteure in der Verbandsgemeinde  

  Integration von Klimaschutzaspekten in die kommunalen Abläufe  

  Initiierung und Steuerung von Klimaschutzprojekten  

  Vernetzung regionaler und überregionaler Akteure  

  Schrittweise Umsetzung von Maßnahmen des Klimaschutzkonzepts  

  Presse- und Öffentlichkeitsarbeit  

  Einwerben von weiteren Fördermitteln  

 

11.1.2 Projektgruppe „Klimaschutz“ 

Zur Unterstützung des Klimaschutzmanagements bei der Umsetzung des Klimaschutzkonzepts ist 

die Fortführung einer Projektgruppe zielführend. Ob es sich dabei um die Projektgruppe handelt, 

welche bereits an der Erstellung des Konzepts beteiligt war oder sich eine neu strukturierte Pro-

jektgruppe konstituiert ist zu überlegen und zu beraten. Die Projektgruppe kann das Klimaschutz-

management bzw. die Verwaltung bei der Umsetzung des Klimaschutzkonzepts fachlich und be-

ratend begleiten. Die Gruppe kann sich aus dem Klimaschutzmanagement, Vertretern der politi-

schen Fraktionen, der Energieversorgungsunternehmen, lokalen und regionalen Interessensgrup-

pen, Ortsgemeinden und weiteren relevanten Experten zusammensetzen. Je nach Themen-

schwerpunkten der Sitzungen können weitere, auch externe Experten eingebunden werden. Auf-

gaben der Projektgruppe können beispielsweise die Vorbereitung, Bündelung und Empfehlung 

von klimarelevanten Themen und Maßnahmen an die Ausschüsse und die Räte sein. Ziel ist eine 

langfristige Verankerung der Projektgruppe in die Verwaltung und Klimaschutzpolitik der VG Wes-

terburg sowie die Motivation und Vernetzung der lokalen und regionalen Akteure in der Verbands-

gemeinde und Region mit dem Klimaschutzmanagement. Die Fortführung der Projektgruppe „Kli-

maschutz“ kann das Klimaschutzmanagement bzw. die Verwaltung als „fachlicher Beirat“ bei der 

Umsetzung des Klimaschutzkonzepts fachlich und beratend begleiten. 
 

 

11.2 Fördermittelakquisition, Förderung qualifizierter Energieberatung 
 

Bisher war der Energieträger Erdgas ein verlässlicher Baustein in der Gebäudeenergieversorgung 

und im Wärmemarkt. Der Bürger steht nun vor der Herausforderung, sich als Eigenheimbesitzer 

zukunftsfähig für die Wärmeversorgung der Gebäude aufzustellen. In dem Zusammenhang sind 

oft umfangreiche energetische Sanierungsmaßnahmen an den Gebäuden notwendig. Hier möchte 

die Verbandgemeinde Westerburg durch Förderung von qualifizierter, produktneutraler Energie-

beratung einen Beitrag leisten, die Verunsicherung abzubauen und die Wärmewende im Bereich 

der VG Westerburg voranzutreiben. Dazu sollen in 2023 bis zu 100 Beratungsgutscheine im Wert 



 
Klimaschutzkonzept Verbandsgemeinde Westerburg 

135 
 

 

von 250 € an Bürger ausgegeben werden. Mit diesen Gutscheinen erstattet die Verbandsge-

meinde nach erfolgter individueller Energieberatung durch ein Fachbüro (Nachweis erforderlich) 

den Zuschussbetrag.   
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12 Energiemanagement 
 

Die Verbandsgemeindeverwaltung Westerburg verfügt derzeit über kein Energiemanagement 

bzw. Energiemanagement - Konzept für ihre Liegenschaften. Lediglich der Eigenbetreib der Ver-

bandsgemeidewerke, verantwortlich für die Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung, besitzt 

ein eigenes Controlling und Managementsystem. Dieses wird seit Jahren durch einen externen 

Dienstleister betreut und jährlich in einen zertifizierten Audit zusammengeführt. Beispielhaft hier 

ein Auszug aus dem letzten Audit der DMSZ, Deutsche Managementsystem Zertifizierungsgesell-

schaft mbh. 
 

 

12.1 Energetische Bewertung / Energetische Ausgangsbasis, Energiekennzahlen 

und Planung der Energiedatensammlung 
 

Die Verbandsgemeindewerke Westerburg haben die wesentlichen Energieaspekte identifiziert. 

Dies geschieht gemäß den Vorgaben des EnMS. So erfolgte in der energetischen Bewertung eine 

Gliederung in Betriebsbereiche (Strom) bzw. Fahrzeuge für den Kraftstoff. Seit dem Jahr 2012 

werden die Energieverbräuche je Standort ermittelt und pro Standort bewertet. Für das Ener-

giemanagement wurden unterschiedliche Ausgangsbasen je Energieträger definiert. Alle Energie-

verbräuche werden systematisch erfasst und einmal jährlich einer Bewertung unterzogen. Diese 

Energieverbrauchswerte bilden auch die Basis für die Kennzahlen. Strom wird zur Erfüllung der 

Aufgaben (Pumpen, Gebläse) sowie für IT und Beleuchtung an allen Standorten eingesetzt. Die 

energetische Ausgangsbasis für den Stromeinsatz ist das Jahr 2012, für den Kraftstoffverbrauch 

ist es das Jahr 2016. Verantwortlich für die Erfassung der Energieverbräuche und die Auswertung 

der Kennzahlen ist der Werkleiter / Energiemanagementbeauftragte. Die letzte Aktualisierung 

erfolgte hier im Oktober 2021. Mindestens alle 12 Monate wird eine Aktualisierung durchgeführt. 

Die daraus abgeleiteten Maßnahmen werden als Ziele zur Verbesserung im EnMS aufgenommen. 

Für die eigenen Liegenschaften der VG hat sich im Rahmen der Datenerfassung für die Treib-

hausgasbilanzierung eine Reihe von Problempunkten herausgestellt: 

 

 Fehlende Gebäudepläne und Flächenberechnung 

 Fehlende oder mangelhafte Verbrauchserfassung 

 Keine Abgrenzung der Rechnungen zum Wirtschaftsjahr 

 Pauschale Abrechnung in mehrfach genutzten Liegenschaften 

 Teils mehrere Mitarbeiter, unterschiedliche Abteilungen für die Abrechnung 

einer Liegenschaft zuständig 

 

Die vorhandenen Strukturen sind bisher nur dazu geeignet die Abrechnung der Liegenschaften 

zu gewährleisten und den notwendigen Zahlungsverkehr mit den Lieferanten abzuwickeln. 

 

Im Hinblick auf die zentrale und verantwortliche Verstetigung und Verankerung des Themas wird 

die Schaffung einer Stelle für Energiemanagement in der Verwaltung empfohlen. Die beschriebe-
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nen Aufgaben, insbesondere die Aktivierung von Einsparpotenzialen im Wärme- und Strombe-

reich, die Erfassung und stetige Fortführung von Verbrauchsdaten der kommunalen Liegenschaf-

ten, die Verankerung und Verstetigung eines kommunalen Energiemanagements in den eigenen 

Liegenschaften sowie das Controlling sind sehr arbeits- und zeitaufwendig. Durch eine Stellen-

schaffung im Bereich Energiemanagement kann der Klimaschutzprozess in der Verbandsge-

meinde Westerburg verstetigt werden.  

 

Die Aufgabenfelder des Energiemanagements werden insbesondere sein: 

 

 Verankerung und Verstetigung eines kommunalen Energiemanagements  

 Aktivierung von Einsparpotenzialen im Wärme- und Strombereich 

 Erfassung und Fortführung von Verbrauchsdaten der kommunalen Liegenschaf-

ten 

 Dokumentation zur Energieversorgung der Gebäude 

 Planung und Durchführung von Maßnahmen zur Energieeinsparung in den Lie-

genschaften der Verbandsgemeinde 

 Aufbau energiebezogener Datenerfassung und Verwaltung der Daten 

 Controlling der Liegenschaften 

 

Die Schaffung einer Stelle eines Energiemanagers kann jedoch nur eine erste Maßnahme sein. 

Gleichzeitig sind verwaltungsintern Umstrukturierungen in den Verwaltungsabläufen und den zu-

ständigen Mitarbeitern umzusetzen. 

 

Ein wirksames Energiemanagement kann nur in einer separaten Verwaltungseinheit angesiedelt 

sein. In ihr müssen alle Information und Vorgänge zu den Liegenschaften zusammenlaufen und 

zentral bearbeitet werden. Eine Aufteilung der Zuständigkeiten auf mehrere Fachabteilungen ist 

nicht dazu geeignet. 

 

Eine entsprechende Verwaltungseinheit, häufig auch Gebäudemanagement bezeichnet, könnte 

die Gesamtaufgabe zielführend wahrnehmen. Zahlreiche Beispiele aus anderen Kommunen zei-

gen wie dies erfolgreich umgesetzt werden kann. 
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13 Controlling-Konzept 
Die Verbandsgemeinde Westerburg muss Strukturen für die erforderliche laufende Überwachung 

der Maßnahmen und Ziele aus dem Klimaschutzkonzept schaffen. Dies soll zunächst durch die 

zuständigen Klimaschutzmanager/innen erfolgen und von dort in die regelmäßige Kontrolle der 

zuständigen, politischen, Gremien erfolgen. Gleichzeitig soll durch verstärkte Öffentlichkeitsbetei-

ligung und Transparenz die Akzeptanz der Maßnahmen und des gesamten Prozesses verbessert 

und öffentliche Kontrolle möglich werden.  

 

Das Controlling Konzept muss sich an folgenden Funktionen und Anforderungen orientieren: 

 

 Kontinuierliche Überprüfung der Umsetzung und Wirksamkeit der Klimaschutz-

maßnahmen 

 Gewährleistung einer fortwährenden Datenauswertung (Fortschreibung der 

Energie- und CO2-Bilanz), Darstellung der Änderungen im Vergleich zum Bilanz-

jahr 

 Zeitnahe Prüfung der Erfolge von kommunalen Klimaschutzbemühungen 

 Regelmäßige Information und Koordination der am Klimaschutzmanagement-

prozess Beteiligten sowie der Öffentlichkeit – Berichtswesen 

 Bewertung der organisatorischen Abläufe im Klimaschutzmanagementprozess 

selbst 

 Schaffung einer Datenbasis für die Entwicklung und Konzeption neuer Klima-

schutzmaßnahmen bzw. die Anpassung bereits geplanter Maßnahmen 

 

Analog der geschaffen Strukturen zur Anmeldung von Haushaltsmitteln und Projekten im Rahmen 

der jährliche Budgetplanung, mit den sogenannten Maßnahmensteckbriefen ergibt sich ein pro-

bates Mittel die Maßnahmensteckbriefe um einen Teilbereich Klimaschutzmaßnahmen und den 

Sachstand der Umsetzung zu erweitern. 

 

Diese Mittel ist allein nicht geeignet ein gesondertes Berichtswesen zu ersetzen, jedoch kann mit 

den wichtigsten Informationen zum Projekt diese in den politischen Prozess eingebracht werden. 

Eine laufende Information der Akteure zur Verstetigung der Prozesse wird möglich, zumal die 

Maßnahmensteckbriefe ausführlich bei den jährlichen Haushaltsberatungen in den politischen 

Gremien vorgestellt und diskutiert werden. 

 

Die Klimaschutzmaßnahmen finden damit Einbau und Verankerung in die zentralsten Strukturen 

im Verwaltungsablauf der Verbandsgemeinde. 

 

Im Zuge der weiteren Ausarbeitung des Klimaschutzkonzeptes müssen weitere Controlling Maß-

nahmen und Strukturen beraten werden. Dies sollte aber mit den jeweiligen Gremien gemeinsam 

erfolgen. Hier stehen die abschließenden Beratungen aber noch aus. 
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14 Kommunikationsstrategie 

Die Kommunikationsstrategie baut darauf auf, dass Klimaschutz als Gemeinschaftsaufgabe aller 

Akteure begriffen wird, es nicht allein ein Thema der Verbandsgemeinde ist. Die CO2-Bilanz hat 

deutlich gemacht, dass die Treibhausgasemissionen nur zu einem geringen Anteil auf die öffent-

lichen Einrichtungen zurückzuführen sind. Umso mehr muss es das Ziel sein, weitere Adressaten 

dauerhaft in den Prozess des Klimaschutzes mit einzubinden. Hier setzt die Kommunikationsstra-

tegie an. Die Zusammenarbeit der verschiedenen Akteure mit dem gemeinsamen Ziel des Klima-

schutzes in der Verbandsgemeinde Westerburg soll im Zuge der Umsetzung des vorliegenden 

Konzeptes weiter ausgebaut und intensiviert werden. Dieses Kapitel zeigt Wege und Ansätze auf, 

wie die Aktivierung, Beteiligung und Motivation von Personengruppen erreicht werden kann. Da-

bei kommen verschiedenen Arten und Intensitäten der Einbindung zum Tragen. Sie reichen vom 

bloßen (zielgruppenspezifischen) Informieren bis hin zur Einberufung von Arbeitsgruppen, die 

sich gezielt mit Frage- und Aufgabenstellungen auseinandersetzen. Die Öffentlichkeitsarbeit soll 

Möglichkeiten und Wege für (mehr) Engagement im Klimaschutz aufzeigen und dabei ohne erho-

benen Zeigefinger und Schreckensszenarien auskommen. Das Aufzeigen von Chancen und Mög-

lichkeiten eines aktiven klimabewussten Verhaltens sollte im Mittelpunkt stehen. Bereits existie-

rende und auf Zielgruppen zugeschnittene Publikationen und Aktionen können ebenso zum Ein-

satz kommen wie eigens für die Verbandsgemeinde entwickelte Ansätze. Im Folgenden werden 

unterschiedliche Instrumente und Werkzeuge von Öffentlichkeitsarbeit vorgestellt. Den Einstieg 

in die Öffentlichkeitsarbeit können Informationen über das eigene Engagement der Verbandsge-

meinde machen. Die Kommune selber hat zwar keinen großen Anteil an den Emissionen, aber ihr 

kommt in hohem Maße eine Vorbildfunktion für die Bürgerinnen und Bürger, die Unternehmen, 

Vereine und sonstigen ansässigen Gruppierungen zu. Informationen zum eigenen Klimaschutz-

engagement können aus den verschiedenen Fachbereichen und den Eigenbetrieben bereitgestellt 

werden. 
 

 

14.1 Dachmarke „Klimaschutz Verbandsgemeinde Westerburg“  
 

Jegliche Kommunikation zum Klimaschutz in der Verbandsgemeinde Westerburg sollte unter einer 

gemeinsamen Dachmarke geschehen, um so die Wiedererkennung zu erhöhen und eine größere 

Akzeptanz seitens der Adressaten zu erreichen. Eine Dachmarke sollte aus einem Logo und einem 

Slogan bestehen. Zum Zeitpunkt der Erstellung des Konzeptes war bereits ein Logo mit einem 

Slogan ausgearbeitet, welches nachstehend abgebildet ist: 
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14.2 Kommunikation nach innen und nach außen  
 

Grundsätzlich soll unterschieden werden zwischen einer nach innen gerichteten und einer nach 

außen gerichteten Kommunikation. Eine nach innen gerichtete Kommunikation informiert, akti-

viert und motiviert die Mitarbeiter auf der Verwaltungsebene. Ihre Bedeutung kann nicht hoch 

genug eingeschätzt werden, da Klimaschutz immer als Querschnittsthema in der Verwaltung be-

arbeitet werden muss, bei der Erarbeitung des Konzeptes aber nur einige wenige Fachabteilungen 

beteiligt waren. Alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind gleichermaßen über die Inhalte des 

Konzeptes, seiner Umsetzung, aktuelle Themen und Ergebnisse informiert werden, denn somit 

wird auch der Grundstein für eine glaubwürdige Außendarstellung der verwaltungsinternen Akti-

vitäten und für die Identifikation mit dem Thema gegeben. 

  

Für die interne Kommunikation ist der Einsatz folgender Instrumente denkbar: Newsletter oder 

Darstellung im Intranet für die Mitarbeiter, Aushänge, Rundschreiben. Auch zielgerichtete Veran-

staltungen können ein Baustein für die Aktivierung der Mitarbeiter in der Verwaltung sein: Wei-

terbildungsangebote, Schulungen, internes Vorschlagswesen zu Verbesserungsmaßnahmen etc. 

Die nach innen gerichtete Kommunikation ist eine wesentliche flankierende Maßnahme zur Ver-

ankerung des Klimaschutzes in der Verwaltung der VG Westerburg. Eine nach außen gewandte 

Kommunikation richtet sich an verschiedene Zielgruppen außerhalb der Verwaltung, wie etwa an 

Privathaushalte, Kinder und Jugendliche, Unternehmen oder Vereine. Neben der reinen Informa-

tion dieser Zielgruppen spielen auch hier die Aktivierung, Sensibilisierung und Motivation eine 

entscheidende Rolle für die Ansprache. 
 

 

14.3 Kommunikationsmittel 
 

Es gibt unterschiedliche Kommunikationsmittel, um bestimmte Zielgruppen und Ziele zu errei-

chen. Hierbei kann es sich beispielsweise um (klassische) Printmedien, Digitale Medien, Veran-

staltungen, Hörfunkbeiträge oder Fernsehen handeln. In der Regel beziehen die Bürger*innen 

aktuelle Informationen zur Verbandsgemeinde aus persönlichen Gesprächen, aus den Print-

medien und nachrangig auch aus dem Internet. Soziale Medien scheinen zumindest zurzeit noch 

nicht von allzu großer Bedeutung zu sein.  

 

14.3.1 (Digitale) Medien 

Das wichtigste Instrument für eine tagesaktuelle Kommunikation ist der Internetauftritt der Ver-

bandsgemeinde Westerburg für das Themenfeld Klimaschutz. Hier können neben Fachinformati-

onen Hinweise auf Veranstaltungen sowie aktuelle Aktivitäten und Aktionen gegeben werden. Die 

Internetseite bzw. der Auftritt in den sozialen Medien sollte fortlaufend gepflegt werden und über 

die Startseite der Verbandsgemeinde gut auffindbar sein. Die Verknüpfung der einzelnen Medien 

ist für die Übersichtlichkeit und Benutzerfreundlichkeit entscheidend. Dies gilt nicht nur für die 

digitalen Medien, sondern auch in Verbindung mit Veranstaltungen oder auch Beiträgen auf Platt-

formen, im Radio oder TV. 
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Auf der Internetseite oder auf Social-Media-Kanälen wird das eigene Engagement der Verbands-

gemeinde abgebildet. Dies umfasst beispielsweise den Beschluss zur Erstellung des integrierten 

Klimaschutzkonzeptes, die Erarbeitung des eigentlichen Konzeptes mit den jeweiligen Ergebnis-

sen aus den Workshops, das Klimaschutzkonzept und den Maßnahmenkatalog als solchen. Ele-

mente können z. B. sein: 

 

 Klimaschutzkonzept mit Maßnahmenkatalog 

 Wichtige Klimaschutzmaßnahmen  

 Beratungsangebote für Privathaushalte (z. B. Verbraucherzentrale Rheinland-

Pfalz)  

 Veranstaltungshinweise 

 

Ein digitaler Newsletter kann die tagesaktuellen Informationen an Interessierte übermitteln. Kam-

pagnen oder Aktionen können zudem von TV- und/oder Radio-Spots und -Beiträgen begleitet 

werden. 

 

Es wurde bereits eine Internetseite im Bereich Klimaschutz der Verbandsgemeinde Westerburg 

ausgearbeitet bzw. angelegt (Link: https://www.vg-westerburg.de/unsere-verbandsge-

meinde/klimaschutz/). Diese Seite befindet sich noch im Aufbau und wird künftig um weitere 

Punkte ergänzt bzw. optimiert. Folgende Unterpunkte und deren Inhalte sind hier derzeit hinter-

legt: 
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Des Weiteren hat sich die Verbandsgemeinde Westerburg für die KomBiRek-Klimaschutzportale 

der Energieagentur Rheinland-Pfalz beworben und einen Platz bekommen. Die Klimaschutzportale 

sind eine gemeinsame Internetseite der Kreisverwaltung und der Verbandsgemeindeverwaltun-

gen im Westerwaldkreis, auf denen Informationen zu vergangenen, aktuellen und zukünftigen 

Klimaschutzveranstaltungen, Maßnahmen usw. dargestellt werden können. Es beinhaltet insbe-

sondere die Visualisierung von Daten zur Energiewende und zum Klimaschutz, sowie verschie-

dene Formate für die Beteiligung der Mitmenschen. Die zukünftigen Betreiber (Landkreise, Städte, 

Verbandsgemeinden) können ihr Klimaschutzportal in Betrieb nehmen und in bestimmten Berei-

chen individuell anpassen. Die Wiedererkennbarkeit der Portale bleibt durch die einheitliche Ge-

staltung erhalten. Jede VG hat ihren eigenen Bereich auf der Internetseite und kann diesen sofort, 

aber auch zu einem späteren Zeitpunkt, mit Inhalten füllen und regelmäßig aktualisieren. Dies-

bezüglich bietet die Energieagentur Schulungen an, in denen die Funktionen und Darstellungs-

möglichkeiten der Portale vorgestellt werden. Erste Schulungen fanden bereits statt. Die Seite 

befindet sich derzeit noch im Aufbau. Es sind regelmäßige Austauschtreffen mit der Kreisverwal-

tung und den Verbandsgemeindeverwaltungen im Westerwaldkreis bezüglich der weiteren Pla-

nung und Organisation vorgesehen. Hierzu lädt der Klimaschutzmanager des Westerwaldkreises 

ein. 

 

14.3.2 Gedruckte Informationen 

Es ist empfehlenswert, dass sich die Verbandsgemeinde neben der Bedienung elektronischer Me-

dien die Printmedien zu Nutze macht. Grundsätzlich können alle o. g. Inhalte auch als gedruckte 

Version aufgelegt werden. Allgemeine Informationen zu den Inhalten des Klimaschutzkonzeptes 

von Westerburg können in einem Flyer dargestellt werden. Auf punktuelle Informationen (z. B. 

Aktionen, Aktivitäten, Veranstaltungen) kann mithilfe gedruckter Einleger hingewiesen werden. 

Broschüren haben einen größeren Umfang als Flyer und können ganze Themenkomplexe vermit-

teln. Presseinformationen zu Veranstaltungen und Aktivitäten sowie Artikelserien mit Fachinfor-

mationen finden in der lokalen Presse und/oder dem Mitteilungsblatt „Wäller Wochenspiegel“ der 

Verbandsgemeinde Platz. Im Rahmen von zielgruppenspezifischen Kampagnen können zudem 

Postkarten, Aufkleber, Plakate oder andere bedruckte Medien zum Einsatz kommen. 

 

14.3.3 Veranstaltungen bzw. Beratungsangebote  

Die Bandbreite der Veranstaltungsformate reicht von einfachen Informationsständen bis hin zu 

Seminaren, Vorträgen oder sogar Fachkongressen. Wiederkehrende Veranstaltungen können re-

gelmäßig stattfindende Beratungsangebote (z. B. Mobilitätsberatung, Energieberatung, Energie-

wochen) sein. Die Verbandsgemeinde Westerburg hat gerade in diesem Format eine gute Mög-

lichkeit, ihr eigenes Engagement in Sachen Klima- und Ressourcenschutz im Rahmen von Veran-

staltungen zum Ausdruck zu bringen. Die Möglichkeiten und Ansätze sind vielfältig und können – 

gut kommuniziert – die Teilnehmerinnen und Teilnehmer bzw. Besucherinnen und Besucher ent-

sprechend sensibilisieren. Abschließend ist festzuhalten, dass vor allem der sogenannte Medien-

mix eine besondere Rolle spielt, da nur hierdurch eine umfassende Erreichbarkeit der Zielgruppe 

und des Ziels gewährleistet werden kann. 
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14.4 Allgemeine Information versus zielgerichtete Kampagnen 
 

Unabhängig von den Inhalten und Kanälen sollte jegliche Kommunikation mit Klimaschutzbezug 

grundsätzlich im Corporate Design und unter der Dachmarke stattfinden und damit den größt-

möglichen Wiedererkennungseffekt erzielen. Dazu gehört auch ein einprägsames, verständliches 

Logo. 

 

Allgemeine Informationen bringen das Thema Klimaschutz und Energieeinsparung immer wieder 

an die Öffentlichkeit und erzeugen dort eine ständige Präsenz für das Themenfeld. Sie bedarf 

nicht zwingend eines Anlasses. Sie kann über Fachbeiträge, Klimaschutztipps oder ähnliches er-

folgen. Eine maßnahmenbegleitende Kommunikation unterstützt die Umsetzung von Maßnahmen 

des Klimaschutzkonzeptes, indem sie aktuelle Aktivitäten und Aktionen aufgreift und die Öffent-

lichkeit darüber in Kenntnis setzt. Dies kann im Falle des Auftaktes für die Umsetzung des Kon-

zeptes die Berichterstattung über den Beschluss zur Umsetzung durch den Gemeinderat sein bis 

hin zu einer öffentlichen Veranstaltung, im Rahmen derer sich die Bürgerinnen und Bürger der 

Verbandsgemeinde über die Inhalte des Klimaschutzkonzeptes informieren können. „Tue Gutes 

und rede drüber“ sollte maßgeblich sein für die Aktivitäten in der maßnahmenbegleitenden Öf-

fentlichkeitsarbeit. Einige Maßnahmen werden flankiert durch die Entwicklung und Durchführung 

von Kampagnen. Kampagnen sprechen ausgewählte Zielgruppen direkt an, sind zeitlich begrenzt 

durchzuführen und werden durch attraktives, anschauliches und themenspezifisches Kampagnen-

material begleitet. 
 

 

14.5 Öffentlichkeitsarbeit für ausgewählte Handlungsfelder  
 

In diesem Kapitel werden Ideen und Ansätze für eine Öffentlichkeitsarbeit in den verschiedenen 

Handlungsfeldern des integrierten Klimaschutzkonzeptes aufgezeigt. 

 

14.5.1 Öffentliche Einrichtungen 

Öffentliche Einrichtungen tragen zwar nur einen Bruchteil zur CO2-Emission in der Verbandsge-

meinde bei, aber gerade ihre Rolle als Multiplikator sollte nicht unterschätzt werden. Diese Multi-

plikator Funktion füllen neben den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern natürlich auch die Nutzer 

von öffentlichen Einrichtungen aus, die die Erfahrungen und Kenntnisse ebenfalls in die privaten 

Haushalte transportieren. Es sind gerade die Bildungseinrichtungen, die prädestiniert sind für die 

Arbeit im Themenfeld Klimaschutz und Klimawandel, zumal dieser Themenkomplex in einen di-

rekten Praxisbezug zum Lehrauftrag gestaltet werden kann. Es gibt eine Vielzahl von Ansätzen, 

die je nach Art der Einrichtung und der Zielgruppe Anwendung finden können (z. B. Projekttage 

und -wochen, Einbindung des Themenkomplexes in den Unterricht, Aufruf zur Beteiligung an 

bestehenden Aktionswochen). 

 

14.5.2 Private Haushalte  

Ein möglicher Ansatz für Öffentlichkeitsarbeit in diesem Sektor liegt in der Gestaltung und Durch-

führung von Aktivitäten in Kooperation mit der Energieberatung der Verbraucherzentrale. Auch 
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die Möglichkeit einer Fördermittelberatung für Privathaushalte könnte geprüft werden. Die För-

dermittellandschaft ist vielfältig und unterliegt einem permanenten Wandel. Mit Hilfe einer För-

dermittelberatung für Privathaushalte können Sektor übergreifend Energieeinsparpotenziale ge-

hoben werden, wenn Ansätze für eine Finanzierung von Maßnahmen ausgemacht werden kön-

nen. Eine weitere Möglichkeit zur themenübergreifenden Information und zur Einbindung weiterer 

Akteure ist die Erstellung und Herausgabe einer Neubürgerbroschüre mit Tipps und Hinweisen 

zum Thema Mobilität, Energie und Ernährung; persönliche, anbieterneutrale und unverbindliche 

Beratungsangebote, Informationen zu Veranstaltungen und Aktionen zu speziellen Themen, etc. 

 

14.5.3 Gewerbe, Handel, Dienstleistung und Industrie 

Für den Sektor Gewerbe, Handel, Dienstleistung und Industrie können in erster Linie und in Ko-

operation mit den Kammern bzw. branchenspezifischen Verbänden regelmäßige Informationsver-

anstaltungen durchgeführt werden. Vertreterinnen und Vertreter kleiner und mittlerer Unterneh-

men können von ihren eigenen Erfahrungen in Sachen Klimaschutz, Energie- und somit Kosten-

einsparung berichten und für einen Austausch mit Interessierten zur Verfügung stehen. Neue 

Kommunikationsformen wie etwa ein Unternehmerfrühstück oder -stammtisch können angeboten 

und bei Bedarf etabliert werden. Die jeweiligen Themen sollten sich an den Interessen der Un-

ternehmen orientieren. Darüber hinaus kann auf die Beratungsangebote der Energieagentur 

Rheinland-Pfalz verwiesen werden, welche sich auch an Unternehmen wenden. 

 

14.5.4 Verkehr und Mobilität 

Verkehr und Mobilität bildet im Grunde genommen ein Querschnittsthema, welches sich durch 

alle anderen Handlungsfelder zieht. Es ist ein komplexes Thema, welches sich zudem häufig nicht 

im unmittelbaren Einflussbereich einer Verbandsgemeinde befindet. Die im Folgenden dargestell-

ten Ideen für eine begleitende Öffentlichkeitsarbeit zielen somit eher auf eine Sensibilisierung bei 

bestimmten Zielgruppen ab. 

 

Öffentliche Einrichtungen: 

Vertreter aus Politik und Verwaltung sollten regelmäßig mit bestem Beispiel vorangehen und zum 

Beispiel Kurzstrecken statt mit dem Auto mit einem Fahrrad, E-Bike oder zu Fuß zurücklegen. 

 

Schulen und Kindergärten: 

Gerade für Bildungseinrichtungen gibt es zahlreiche Kampagnen und Angebote, die aufgegriffen 

und auch in der Verbandsgemeinde Westerburg beispielsweise im Rahmen von Projekttagen und 

-wochen umgesetzt werden können. 

 

14.5.5 Erneuerbare Energien 

Die Potenziale für Photovoltaik und Solarthermie können in dem Handlungsfeld der erneuerbaren 

Energien angesprochen werden. Dies kann zum Beispiel in Verbindung mit dem Engagement der 

Verbandsgemeinde Westerburg und den öffentlichen Liegenschaften durchleuchtet und öffentlich 

bekannt gemacht werden. 
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Maßnahmensteckbrief 

Handlungsfeld:   
Kommunale 
Einrichtung 

Maßnahmen- 
nummer: 1  

Maßnahmen-Typ:   
Technische 
Maßnahme 
 

Einführung der 
Maßnahme:   
Kurzfristig (0 - 3 Jahre)   

Dauer der 
Maßnahme:  
3 - 5 Jahre 

Titel der Maßnahme: Wärmekonzept Schulzentrum Westerburg 

Ziel und Strategie: 
Entwicklung und Einführung eines zukunftsfähigen und zukunftsweisenden Energiekonzeptes für das 
Schulzentrum Westerburg, Größe ca. 4,5 ha (Grundschule, Realschule Plus, 2 x Sporthalle, 
Lehrschwimmbecken, Studienseminar, Mensa) und ggf. Konrad AdenauerGymnasium (4,0 ha.). Ziel ist 
möglichst CO2 armer Betrieb des Schulzentrums durch den vorrangigen Einsatz von erneuerbaren Energien 
und energetisch optimierten Gebäudesanierungen und Neubauten (3-Fach Turnhalle, LSB, Mensa). 
 
Ausgangslage:  
Großes Schulzentrum aus den 1960 und 1980 Jahren mit vielfach grundlegenden Sanierungsbedarf 

Beschreibung: 
Für das Schulzentrum ist nach Bestandsanalyse ein Gesamtkonzept zur Wärme und Energieversorgung zu 
erstellen. Dabei sind für die geplanten Neubauten (Lehrschwimmbecken, Turnhalle, Mensa etc) bereits in der 
Entwurfsphase bzw. Wettbewerbsphase entsprechende Vorgaben zu erstellen. Für die Bestandsbauten sind 
die Sanierungskonzepte an das energetische Gesamtkonzept anzupassen. 
 
Initiator/Verantwortliche: VG Westerburg 

Beteiligte Akteure: VG Westerburg, Fachplaner Gebäudesanierung und Haustechnik 

Priorität der Maßnahme: Priorität 2 - sinnvoll 

Zielgruppe:  

Handlungsschritte und Zeitplan: Sanierungsfahrplan Schulzentrum über einen Zeitraum von 10 Jahren 

Erfolgsindikatoren/Meilensteine: 
 

Gesamtaufwand/(Anschub-)kosten: 
Zum jetzigen Projektstand gibt es noch keine belastbare Kostenschätzung. Die Prognose liegt bei 25 - 30 Mio 
€. Allein für die Erarbeitung des Energiekonzeptes sind Kosten von 1,5 Mio. € realistisch.  
 
Finanzierungsansatz: Eigenmittel der VG ggf. unterstützt durch öffentliche Fördermittelgelder 

Energie- und Treibhausgaseinsparung:  

Welche Endenergieeinsparungen (MWh/a) werden 
durch die Maßnahmenumsetzung erwartet?   

 

Welche THG-Einsparungen (t/a) werden 
durch die Maßnahmenumsetzung erwartet?   

 

Auswirkungen auf die regionale Wertschöpfung:   
 

Hinweise: 
Zum jetzigen Projekt- und Planungsstand lassen sich dazu noch kleine validen Aussagen zu erwartenden 
Einsparungen machen. Erfahrungswerte aus Fachliteratur von anderen Projekten dieser Größenordnung 
liegen bei Werten über 50 %.   



 

Maßnahmensteckbrief 

Handlungsfeld:   
Kommunale 
Einrichtung 

Maßnahmen- 
nummer: 2 
  

Maßnahmen-Typ:   
Technische 
Maßnahme 
 

Einführung der 
Maßnahme:   
Kurzfristig (0 - 3 Jahre)   

Dauer der 
Maßnahme:   
1 Jahr 

Titel der Maßnahme: Nachrüstung von dezentralen Lüftungsanlagen in den Schulen 

Ziel und Strategie:  
Ziel der Maßnahme ist, einen effektiven Luftaustausch mit Frischluft oder entsprechender gefilterter Luft in 
den Klassenräumen zu gewährleisten und so die Konzentration von virusbehafteten Partikeln erheblich zu 
vermindern. Durch die Nachrüstung von dezentralen Lüftungsanlagen ist an allen Objekten mit energetischen 
Einsparungen durch Wärmerückgewinnung zu rechnen. Die Lüftungswärmeverluste können bis zu 50 % 
reduziert werden. 

Ausgangslage:  
In den Schulen herrscht vorwiegend Fensterlüftung. Die Luftwechselrate hängt daher sehr stark vom 
Nutzerverhaten ab und ist für die Coronaprävention eher ungeeignet. Durch den Einbau der Lüftungsanlagen 
soll hier eine wesentliche Verbessung erreicht warden, bei gleichzeitiger Komfortsteigerung und 
Energieeinsparung. 

Beschreibung: 
An den Schulen soll ein Einbau von stationären RLT-Anlagen erfolgen. Dieser Einbau wird seitens des 
Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie mit 80 % der förderfähigen Ausgaben gefördert. Die 
Voraussetzungen wurden bereits in sämtlichen Schulen begutachtet und geprüft. Der entsprechende 
Förderantrag wurde zeitnah gestellt und bewilligt. 

Initiator/Verantwortliche: Verbandsgemeindeverwaltung (Schul- und Sozialverwaltung) 

Beteiligte Akteure: Schulverwaltung, Lehrer und Schüler 

Priorität der Maßnahme: Priorität 2 - sinnvoll 

Zielgruppe: Schulen in Trägerschaft der VG Westerburg 

Handlungsschritte und Zeitplan: 2022 evtl. noch 2023 

Erfolgsindikatoren/Meilensteine: 
Messsbare Reduzierung des Endenergieverbrauchs der jeweiligen Liegenschaft bei gleichzeitiger 
Verbesserung der Luftqualitätsindikatoren in den Innenräumen (CO2-Werte). 

Gesamtaufwand/(Anschub-)kosten:   
Ausgaben: 2022: 1.925.000 €, 2023: 500.000 € 
Einnahmen: 2022: 1.540.000 €, 2023: 400.000 €                                                              
 
Finanzierungsansatz: Eigenmittel der VG ggf. unterstützt durch öffentliche Fördermittelgelder 

Energie- und Treibhausgaseinsparung:  
Nutzerseitig gibt es keine Berechnung bzw. Erfassung der Lüftungswärmeverluste. Im Projekt liegen nur grobe 
prozentuale Schätzungen des Ingenieurbüros vor, die für eine valide Angabe der Endenegieeinsparung und 
THG-Minderung nicht geignet erscheinen (Monitoring installieren). 
 Welche Endenergieeinsparungen (MWh/a) werden 
durch die Maßnahmenumsetzung erwartet?   

 

Welche THG-Einsparungen (t/a) werden 
durch die Maßnahmenumsetzung erwartet?   

 

Auswirkungen auf die regionale Wertschöpfung:   
Auftragsvergabe an heimische Firmen und Ingenieurbüros, Förderung regionaler Geld- und Warenströme. 

Hinweise:  



Maßnahmensteckbrief 

Handlungsfeld:   
Kommunale 
Einrichtung 

Maßnahmen- 
nummer: 3 
  

Maßnahmen-Typ:   
Technische 
Maßnahme 

Einführung der 
Maßnahme:   
Kurzfristig (0 - 3 Jahre)   

Dauer der  
Maßnahme: 
2 - 3 Jahre   

Titel der Maßnahme: Generalsanierung Realschule plus 

Ziel und Strategie:  
Die Fassadensanierung führt zu einer erheblichen Reduzierung der Energiekosten und Emissionen: 
Einsparpotential bis zu 40 %. 

Ausgangslage:  

Beschreibung: 
Das Gebäude der Realschule plus Westerburg ist altersbedingt in verschiedenen Teilbereichen 
sanierungsbedürftig. In den nächsten Jahren soll daher sukzessive eine Generalsanierung stattfinden. 

Initiator/Verantwortliche: Verbandsgemeindeverwaltung (Schul- und Sozialverwaltung) 

Beteiligte Akteure: Schul- und Bauverwaltung der Verbandsgemeinde, Nutzer der Liegenschaft 

Priorität der Maßnahme: Priorität 2 - sinnvoll 

Zielgruppe: Nutzer der Liegenschaft, Schüler und Lehrerschaft 

Handlungsschritte und Zeitplan: 
2020: Toilettensanierung / 1. BA Fassadensanierung, 2021: 2. BA Fassadensanierung, 
2022: 3. BA Fassadensanierung, 2024: 4. BA Fassadensanierung                                                                   
1. Phase - Brandschutz, Austausch der Brandschutztüren im Jahr 2018. 
- abgeschlossen - 
2. Phase - Sanierung der Toilettenanlage im EG im Jahr 2020. 
- Diese Bauphase befindet sich aktuell in der Umsetzung - 
3. Phase - Energetische Sanierung der Fassadenflächen 
Die Fassadenflächen der Realschule plus in Westerburg müssen saniert werden. Die Fensterelemente sind 
marode und der Sonnenschutz zum größten Teil defekt. Ersatzteile für die Fenster - und 
Sonnenschutzelemente sind nicht mehr verfügbar und verursachen enorme Probleme. Die Außenfassade soll 
in 4 Bauabschnitten aufgeteilt auf die Jahre 2020 bis 2024 saniert werden. Entsprechende Kostenschätzungen 
des Architekturbüros Schäfer / Westerburg liegen vor. Die Reihenfolge der einzelnen Bauabschnitte ist so 
gewählt, dass es keine problematischen Arbeitsüberschneidungen mit dem Erweiterungsbau der Realschule 
gibt und diese sich später sinnvoll ergänzen. 

Erfolgsindikatoren/Meilensteine: Messbare Reduktion des Endenergieverbrauches für Raumwärme 

Gesamtaufwand/(Anschub-)kosten:                                                               
2020 - 1. Bauabschnitt - Sanierung der Südfassade - Kostenschätzung 572.628 € 
2021 - 2. Bauabschnitt - Sanierung der Ostfassade - Kostenschätzung 616.776 € 
2022 - 3. Bauabschnitt - Sanierung der Nordfassade - Kostenschätzung 630.000 € 
(Kostenschätzung 2019 - 547.920 € + 15 %= 630.000 €) 
2024 - 4. Bauabschnitt - Sanierung der Westfassade - Kostenschätzung 743.000 € 
(Kostenschätzung 2019 - 619.176 € + 20 % = 743.000 €) 

Finanzierungsansatz: Eigenmittel der VG ggf. unterstützt durch öffentliche Fördermittelgelder 

Energie- und Treibhausgaseinsparung:  

Welche Endenergieeinsparungen (MWh/a) werden 
durch die Maßnahmenumsetzung erwartet?   

 

Welche THG-Einsparungen (t/a) werden 
durch die Maßnahmenumsetzung erwartet?   

 



 

Auswirkungen auf die regionale Wertschöpfung:   
Förderung der regionalen Wirtschaftskreisläufe durch möglichst regionale Auftragsvergaben. 

Hinweise:  

 



 

Maßnahmensteckbrief 

Handlungsfeld:   
Kommunale 
Einrichtung 

Maßnahmen- 
nummer: 4 
  

Maßnahmen-Typ:   
Technische 
Maßnahme 

Einführung der 
Maßnahme:   
Kurzfristig (0 - 3 Jahre)   

Dauer der 
Maßnahme:  
2 Jahre  

Titel der Maßnahme: Neubau Feuerwehrgerätehaus Langenhahn  

Ziel und Strategie:  
Ersatz und Zusammmenlegung von zwei kleinen Stützpunktwehren zu einer großen Gesamtanlage. Steigerung 
der Einsatzeffizienz sowie der verringerter Energieeinsatz durch zentrale Vorhaltung von Gerätschaften und 
Fahrzeugen (Wegevermeidung). Reduzierung oder zumindest Beibehaltung der Endenergieverbräuche durch 
ein neues Gebäude mit zeitgemäßer Gebäudtechnik gegenüber zwei veralteten Standorten, jedoch bei 100 % 
vergrößerter Nutzfläche. Wechsel Energieträger von Flüssiggas zu Stromnutzung (PV + Ökostrom) mit 
Wärmepumpennutzung. 

Ausgangslage: 2 bestehende kleine Stützpunktwehren mit Gebäuden und Infrastruktur älter als 30 Jahre 

Beschreibung: Neubau eines Feuerwehrgerätehauses in der Ortsgemeinde Langenhahn 

Initiator/Verantwortliche: Verbandsgemeindeverwaltung Westerburg 

Beteiligte Akteure: VG Westerburg, Feuerwehr und Feuerwehrverwaltung 

Priorität der Maßnahme: Priorität 1 - unabweisbar 

Zielgruppe: Feuerwehr und Feuerwehrverwaltung 

Handlungsschritte und Zeitplan: 2022 / 2023 

Erfolgsindikatoren/Meilensteine:  
Messbare Reduzierung des Endenergieverbrauches und der laufenden Bewirtschaftungskosten. 

Gesamtaufwand/(Anschub-)kosten:   
Die bisher veranschlagten Mittel betragen: 
Gesamt: 1.400.000 €     
Durch die Verschiebung des Maßnahmenbeginns auf 2021 und einer Hauptbauphase in 2022 ergeben sich 
Kostensteigerungen von ca. 650.000,00 € >>> Gesamtkosten 2.050.000,00 € 
Förderung aus Landesmitteln 485.000,00 €                                                                                                 
 
Finanzierungsansatz: Eigenmittel der VG ggf. unterstützt durch öffentliche Fördermittelgelder 

Energie- und Treibhausgaseinsparung:  

Welche Endenergieeinsparungen (MWh/a) werden 
durch die Maßnahmenumsetzung erwartet?   

+/- 0, bei Verdopplung der Nutzfläche 

Welche THG-Einsparungen (t/a) werden 
durch die Maßnahmenumsetzung erwartet?   

10 t/a aus Baumaßnahme 

Auswirkungen auf die regionale Wertschöpfung:   
Förderung regionaler Wirtschaftskreisläufe durch möglichst regionale Auftragsvergaben. 

Hinweise:  
Die Nutzfläche wird in der Neuplanung um 100 % gegenüber den Altstandorten erhöht. Durch den Einsatz 
der PV und Wärmepumentechnologie wird eine THG Einsparung > 10 t/a, allein aus der Baumaßnahme 
generiert.   

 



Maßnahmensteckbrief 

Handlungsfeld:   
Kommunale 
Einrichtung 

Maßnahmen- 
nummer: 5 
  

Maßnahmen-Typ:   
Technische 
Maßnahme 

Einführung der 
Maßnahme:   
Kurzfristig (0 - 3 Jahre)   

Dauer der  
Maßnahme:  
2 Jahre 

Titel der Maßnahme: Generalsanierung Grundschule Höhn 
(Sanierung Dachfläche Turnhalle, 2023: Sanierung Heizungsanlage Turnhalle) 

Ziel und Strategie:  
Die Maßnahme führt zu Energieeinsparung durch den Austausch der Fenster (Fassadensanierung), die 
Dämmung des Dachstuhls und die Erneuerung der Dachfläche. Erwartete Einsparung bis zu 50 % zum 
aktuellen Zustand. 

Ausgangslage: Schulgebäude aus den 1960 Jahren, Sanierungsstau 

Beschreibung:  
Die Grundschule Höhn wird in mehreren Abschnitten grundsaniert. Das Schulgebäude stammt aus Mitte der 
1960er Jahre. 
 
Bisherige und laufende Maßnahmen:  
 
2019 - Austausch Lüftungsanlage (Turnhalle) 
2019 - 1. Bauabschnitt - Energetische Sanierung der Außenfassade (Süd- und Ostfassade) 
2019 - Erneuerung der Windfangtüren 
2019 - Erneuerung von Innendecken inkl. Einbau von LED-Tageslichtlampen in 8 Klassenräumen 
2020 - 2. Bauabschnitt - Energetische Sanierung der Außenfassade (Nord- und Westfassade) 
2020 - Sanierung der Dachfläche 
2021 - Sanierung der Pausenhofüberdachung inklusive Austausch der Lampen und Umrüstung auf LED 
2022 - Austausch der Verglasung des Lehrschwimmbeckens (Straßenseite) 
2022 - Umrüstung der Lampen im Treppenhaus auf LED. Die Kosten betragen 3.000 € 
2022 - Sanierung der Heizungsanlage (Planungskosten). Die Kosten belaufen sich auf 10.000 € 
 
2022 - Sanierung der Dachfläche Turnhalle. Die Kosten belaufen sich auf 313.800 € 
 
Im Zuge der Kontrolle der Dachflächen und den Erkenntnissen der Dachflächensanierung 2020 am 
Schulgebäude Höhn wird der Zustand an der Turnhalle als dringend sanierungsbedürftig eingestuft. 
Anschlusspunkte und Vorbereitung für eine spätere PV Anlage werden geschaffen. 
 
2023 - Sanierung der Heizungsanlage in der Turnhalle und Lehrschwimmbecken 
 
Die Heizungsanlage und die Warmwasseraufbereitung der Sporthalle sind altersbedingt ebenfalls 
sanierungsbedürftig. Die Kosten hierfür werden auf 250.000 € (150.000 € für die Heizungsanlage und 100.000 
€ für die Warmwasseraufbereitung) geschätzt. Für sämtliche Maßnahmen werden vor Baubeginn 
entsprechende Fördermöglichkeiten geprüft und ggf. beantragt. 
 
Initiator/Verantwortliche: Verbandsgemeindeverwaltung (Schul- und Ordnungsverwaltung) 

Beteiligte Akteure: VG Verwaltung, Schulverwaltung, gesamte Schüler und Lehrerschaft 

Priorität der Maßnahme: Priorität 1 - unabweisbar 

Zielgruppe: Schüler und Lehrer der Liegenschaft 

Handlungsschritte und Zeitplan: Umsetzung in den Jahren 2018 bis 2023 

Erfolgsindikatoren/Meilensteine:  
Messbare Reduzierung des Endenergieverbrauches für Heizung und Strom. 



 

Gesamtaufwand/(Anschub-)kosten:   
Ausgaben: 2022: 396.300 €, 2023: 261.000 € 
Einnahmen: 2023: 11.250 € 

Finanzierungsansatz: Eigenmittel der VG ggf. unterstützt durch öffentliche Fördermittelgelder 

Energie- und Treibhausgaseinsparung:  

Welche Endenergieeinsparungen (MWh/a) werden 
durch die Maßnahmenumsetzung erwartet?   

300 MWh/a 

Welche THG-Einsparungen (t/a) werden 
durch die Maßnahmenumsetzung erwartet?   

60 t/a 

Auswirkungen auf die regionale Wertschöpfung:   
Steigerung der regionalen Wertschöpfung durch möglichst regionale Auftragsvergaben. 

Hinweise:  
Einfluss auf die demografische Entwicklung: 
Steigerung der Attraktivität der VG Westerburg als Schul- und Wohnstandort, Reduzierung der Abwanderung 
aus ländlichen Regionen in Mittel und Oberzentren. 



 

 

Maßnahmensteckbrief 

Handlungsfeld:   
Kommunale 
Einrichtung 

Maßnahmen- 
nummer: 6 
  

Maßnahmen-Typ:   
Technische 
Maßnahme 

Einführung der 
Maßnahme:   
Kurzfristig (0 - 3 Jahre)   

Dauer der  
Maßnahme: 
1 Jahr   

Titel der Maßnahme: Dachflächensanierung Grundschule Langenhahn  

Ziel und Strategie:  
Es werden energetische Einsparungen durch die Ertüchtigung der Dämmlage von mind 15 % erwartet. 

Ausgangslage: Schulgebäude aus den 1980er Jahren. Sanierung erforderlich 

Beschreibung: 
Die Dacheindeckung an der Grundschule Langenhahn besteht aus belasteten Faserzementplatten 
(sogenannte Eternit-Wellplatten). Altersbedingt (Baujahr 1980) ist eine Erneuerung der Dacheindeckung inkl. 
Ertüchtigung der Dämmlage erforderlich. Die Neue Eindeckung ist mit Stehfalz alternativ Trapezblech 
(abhängig von der Entwicklung der Marktpreissituation) vorgesehen. Die neue Dacheindeckung erhält auch 
direkt die Anschlusspunkte für die Vorbereitung für die spätere Aufnahme einer Photovoltaikanlage (geplant 
in 2023). 

Initiator/Verantwortliche: Verbandsgemeindeverwaltung (Schul- und Sozialverwaltung) 

Beteiligte Akteure: Schulverwaltung und Direktorium der Einrichtung 

Priorität der Maßnahme: Priorität 2 – sinnvoll 

Zielgruppe: Schüler und Lehrerschaft der Schuleinrichtung 

Handlungsschritte und Zeitplan: 2022 / 2023 

Erfolgsindikatoren/Meilensteine: Messbare Reduktion des Endenergieverbrauches 

Gesamtaufwand/(Anschub-)kosten: Ausgaben: 2022: 205.000 € 

Finanzierungsansatz: Eigenmittel der VG ggf. unterstützt durch öffentliche Fördermittelgelder 

Energie- und Treibhausgaseinsparung:  
Zum jetzigen Planungsstand liegen noch keine Werte einer Berechnung vor. Es werden ca. 15 % messbare 
Endenergieeinsparung erwartet aus ca. 100.000 KWh Jahresmittelwert Heizenergieverbrauch. 

Welche Endenergieeinsparungen (MWh/a) werden 
durch die Maßnahmenumsetzung erwartet?   

1 MWh/a 

Welche THG-Einsparungen (t/a) werden 
durch die Maßnahmenumsetzung erwartet?   

3 t/a 

Auswirkungen auf die regionale Wertschöpfung:   
Steigerung regionaler Wertschöpfung durch möglichst regionale Auftragsvergaben und Lieferketten. 

Hinweise:  

 



 

Maßnahmensteckbrief 

Handlungsfeld:   
Öffentliche 
Einrichtung 

Maßnahmen- 
nummer: 7 
  

Maßnahmen-Typ:   
Technische 
Maßnahme 

Einführung der 
Maßnahme:   
Kurzfristig (0 - 3 Jahre)   

Dauer der  
Maßnahme:   
1 Jahr 

Titel der Maßnahme: Errichtung Ladestation Parkplatz Touristinformation (TIWI) am Wiesensee 

Ziel und Strategie: Ausbau der öffentlichen Ladeinfrastruktur an geeigneten und frequentierten Orten 
 
Ausgangslage: Bestehende Ladesäule mit 2 LP ist defekt und musste demontiert werden 

Beschreibung: 
Die auf dem Parkplatz Touristinformation am Wiesensee (TIWI) vorhandene Stromtankstelle ist im LP 1 
defekt und entspricht nicht mehr der heutigen Stand der Technik, speziell im Hinblick auf die Zugangs und 
Abrechnungsterchnik. Es ist beabsichtigt, eine neue Ladesäule mit zwei Ladepunkten zu errichten. Die 
Unterhaltung der Stromtankstelle wird in den Folgejahren mit Wartungs- und ggf. Reparaturkosten 
verbunden sein. 
Initiator/Verantwortliche: Verbandsgemeindeverwaltung (Bauabteilung) 

Beteiligte Akteure: VG Verwaltung, Energieversorger 

Priorität der Maßnahme: Priorität 2 – sinnvoll 

Zielgruppe: Nutzer von E-Fahrzeugen 

Handlungsschritte und Zeitplan: 
Die Durchführung der Maßnahme erfolgt in 2022 nach Erhalt des Zuwendungsbescheides. 

Erfolgsindikatoren/Meilensteine:  
Messbare Steigerung des Stromabsatzes für E-Fahrzeuge, Prognose 7.000 KW mehr >>>> ersparte 
Fahrleistung eines Verbrenners von ca. 46.500 km 

Gesamtaufwand/(Anschub-)kosten:  
Ausgaben: 2022: 34.500 € 
Einnahmen: 2022: 17.900 € 

Finanzierungsansatz: Eigenmittel der VG ggf. unterstützt durch öffentliche Fördermittelgelder 

Energie- und Treibhausgaseinsparung:  
Nicht wirklich abschätzbar, von der Anzahl der Nutzungen abhängig. Bisheriger Stromabsatz ca. 8.000 KWh. 

Welche Endenergieeinsparungen (MWh/a) werden 
durch die Maßnahmenumsetzung erwartet?   

> 3,8 MWh/a 

Welche THG-Einsparungen (t/a) werden 
durch die Maßnahmenumsetzung erwartet?   

12 t/a 

Auswirkungen auf die regionale Wertschöpfung:   
Steigerung der regionalen Wertschöpfung durch möglichst regionale Auftragsvergaben. 

Hinweise:  

 



 

Maßnahmensteckbrief 

Handlungsfeld:   
Kommunale 
Einrichtung 

Maßnahmen- 
nummer: 8 
  

Maßnahmen-Typ:   
Technische 
Maßnahme 

Einführung der 
Maßnahme:   
Kurzfristig (0 - 3 Jahre)���

Dauer der  
Maßnahme:  
3 Monate, 2 Jahre 

 für den Rest  

Titel der Maßnahme: 
Schallschutzdecken + LED-Beleuchtung in zwei Klassenräumen der Grundschule Westerburg / Testräume 

Ziel und Strategie:  
Die Maßnahme erzielt Energieeinsparungen durch die Umrüstung auf LED Tageslichtleuchten. 

Ausgangslage: Klassenräume mit herkömmlicher Beleuchtungsinfrastruktur 

Beschreibung: 
Die vorhandene Deckenverkleidung (alte Wilhelmideckenplatten) in zwei Klassenräumen der Grundschule 
Westerburg soll komplett zurückgebaut werden und durch eine OWA Kassetten-Decke mit LED 
Tageslichtleuchten ersetzt werden. Der Austausch erfolgt vorsorglich aufgrund der Problematik von 
unsachgemäße Befestigung von Unterdecken in öffentlichen Einrichtungen (Schreiben SGD Nord vom 
09.02.2017). 
Arbeitsumfang 
- Trockenbauarbeiten Lieferung u. Montage OWA Decke 
- Elektroarbeiten (14x LED Leuchten) 
- sonstige Arbeiten pauschal 
Die Maßnahme dient als Referenz für die weitere Sanierung von ca. 20 Räumen in der Grundschule bzw. 
weiteren 30 Klassenräumen in der Realschule Plus 
�
Initiator/Verantwortliche: Verbandsgemeindeverwaltung (Schul- und Sozialverwaltung) 

Beteiligte Akteure: VG Verwaltung, Schulverwaltung, Lehrerschaft der Bildungseinrichtung 

Priorität der Maßnahme:�Priorität 2 – sinnvoll 

Zielgruppe: Schüler und Lehrerschaft der Bildungseinrichtung 

Handlungsschritte und Zeitplan: 2022 

Erfolgsindikatoren/Meilensteine: 
Messbare Reduktion des Endenergeiverbrauches Strom, Verbesserung Lichtausbeute 

Gesamtaufwand/(Anschub-)kosten: Ausgaben: 2022: 18.500 € 

Finanzierungsansatz: Eigenmittel der VG ggf. unterstützt durch öffentliche Fördermittelgelder 

Energie- und Treibhausgaseinsparung:  

Welche Endenergieeinsparungen (MWh/a)�werden 
durch die Maßnahmenumsetzung erwartet?   

0,2 MWh/a 

Welche THG-Einsparungen (t/a)�werden 
durch die Maßnahmenumsetzung erwartet?   

0,5 t/a 

Auswirkungen auf die regionale Wertschöpfung:   
Steigerung der regionalen Wertschöpfung durch möglichst regionale Auftragsvergaben. 

Hinweise: Testausbau für weitere Sanierung von Klassenräumen 

 
















